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verhältnisse und 
Zukunftsperspek-
tiven. Globalisie-
rung und Digitali-
sierung erzeugen 
einen umfassen-
den  Ve rände-
rungsdruck, der 
einerseits vielen 
Menschen neue berufliche und pri-
vate Aussichten eröffnet, anderer-
seits aber auch viel Verunsicherung 
bringt. Vor allem die Familien sind 
von diesen Entwicklungen betroffen. 
Entwicklungen in der Erwerbstätig-
keit, neue Lebensformen, Migration 
und der demographische Wandel 
verändern Familien und schaffen viel-
fältige Herausforderungen. Um ihre 
Funktionen weiterhin wahrnehmen zu 
können, sind deshalb auch Familien 
auf Solidarität angewiesen.

Mit diesen verschiedenen Facetten 
von Solidarität befasst sich die vorlie-
gende Ausgabe 2018 der Zeitschrift 
„Familien-Prisma“ des Zentralinsti-
tuts für Ehe und Familie in der Ge-
sellschaft (ZFG). Renommierte Auto-
rinnen und Autoren beleuchten das 
Thema aus den unterschiedlichsten 
Blickwinkeln. Gleich zwei Bundes-
ministerinnen sprechen im Interview 
über ihr Verständnis von Solidarität. 

Daneben finden sich wie gewohnt 
Besprechungen aktueller Publikati-
onen zum Thema Familie. Über die 
Forschungsaktivitäten und laufenden 
Projekte am ZFG informieren Sie un-
ser Jahresbericht und die Beiträge 
in der Rubrik „Forschung am ZFG“. 
Dass die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des ZFG im zurückliegenden 
Jahr einiges zu tun hatten, ist hier 
nicht zu übersehen. Vor allem freuten 

Liebe Leserin, lieber Leser,

die familienwissenschaftliche For-
schung hat in den letzten Jahrzehn-
ten überzeugend belegen können, 
dass die Familie – entgegen der Be-
hauptung, sie habe in der modernen 
Gesellschaft ihre Funktion verloren 
– nach wie vor ein zentraler Bezugs-
punkt im Leben der Menschen ge-
blieben ist. Diese Diagnose verkennt 
zwar nicht, dass es seit einigen Jah-
ren zu einem erheblichen Wandel 
gekommen ist, der neben der noch 
immer vorherrschenden klassischen 
Kernfamilie die Präsenz weiterer  
Familientypen wie die Ein-Eltern-Fa-
milie oder Patchworkfamilien zur Fol-
ge hatte. Dennoch ist unübersehbar, 
welch starke Stellung die Familie trotz 
allen Veränderungen weiterhin in der 
heutigen Gesellschaft besitzt.

Diese Stärke lässt sich durch viele 
Faktoren erklären: In der Familie fin-
den Menschen Liebe und Geborgen-
heit. Familie und Kinder bedeuten 
Freude, Glück und Zusammenhalt. 
In der Familie werden die Grundwer-
te unserer Gesellschaft von Genera-
tion zu Generation weitergegeben. 
Vor allem aber sind Familien ein Ort 
der Solidarität. Diese zeigt sich in der 
gegenseitigen Unterstützung zwi-
schen den Familienmitgliedern und 
zwischen den Generationen: Partner 
sorgen füreinander, Eltern für ihre 
Kinder, Geschwister helfen sich ge-
genseitig und Erwachsene kümmern 
sich um ihre pflegebedürftigen Eltern.

Damit Familien diese Solidaritäts-
funktion ausüben können, brauchen 
sie allerdings auch selbst Unterstüt-
zung. Wir erleben gegenwärtig eine 
rapide Veränderung unserer Lebens-

Editorial
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Editorial

wir uns wieder über neue Drittmittel-
projekte und über die bewährte Zu-
sammenarbeit mit der Katholischen 
Militärseelsorge.

Ein herzliches Dankeschön gilt da-
her dem ganzen ZFG-Team für die 
geleistete Arbeit, den Mitgliedern der 
Institutsversammlung für viele wert-
volle Impulse und unseren Koopera-
tionspartnern für ihr Vertrauen.

Ich wünsche Ihnen eine interessante 
Lektüre!

 

Prof. Dr. Klaus Stüwe

Direktor des ZFG
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Call for Papers
Das nächste Schwerpunktthema des Familien-Prisma 2019 lautet: 

„Heimat“

Hierfür laden wir Sie herzlich ein, Beiträge bis 31.12.2018 an alexandra.
ressel@ku.de zu senden. Die Exposés sollten eine Länge von 1-2 A4 Sei-
ten haben. Die eingegangenen Beiträge werden von der Redaktion bera-
ten, und bis spätestens Ende Januar 2019 ergehen die Einladungen, einen 
Aufsatz zu verfassen. Redaktionsschluss für die Zeitschrift Familien-Pris-
ma, Ausgabe 2019, ist der 30. April 2019. Autorenhinweise für den Haupt-
text finden Sie auf http://www.ku.de/forschungseinr/zfg/ -->Publikationen 
-->Hinweise für Autoren und Autorinnen. 
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VERÄNDERTE SOLIDARITÄT  
IN FAMILIEN –  
KEIN GRUND FÜR PESSIMISMUS

Themenschwerpunkt

Professor Dr. Gerhard Kruip,  
Professor für Christliche Anthropologie  
und Sozialethik,  
Luisa Fischer 
Wissenschaftliche Assistentin 

Professor Dr. Gerhard Kruip (geb. 1957) 
ist Professor für Christliche Anthropologie 
und Sozialethik an der Katholisch-Theologischen Fakultät der Universität Mainz. 

Luisa Fischer (geb. 1988) ist wissenschaftliche Assistentin an der Abteilung für 
Christliche Anthropologie und Sozialethik an der Katholisch-Theologischen  
Fakultät der Universität Mainz.

In Auseinandersetzung mit Krisenszenarien vom „Verfall der Familie“ zeigt der 
Beitrag, dass eine Pluralisierung familialer Lebensformen nicht als Erosions-
prozess familialer Solidarität zu verstehen ist. Die Autoren plädieren für ein 
Verständnis von Familie als sozialem Netzwerk persönlicher Beziehungen, 
mit dem die Komplexität und Dynamik von Familienbiographien in geeigneter 
Weise erfasst werden kann. Im zweiten Teil des Beitrags werden Vorstellun-
gen von Gefahren des Sozialstaatsausbaus für familiale Solidarität mit einem 
Verweis auf die Komplementarität des Verhältnisses von Familie und Sozial-
staat zurückgewiesen. 

Allenthalben wird derzeit die Erosion 
des Zusammenhalts der Gesellschaft 
beklagt. Zumindest für die Solidarität 
innerhalb von Familien lässt sich al-
lerdings zeigen, dass dies trotz der 
Veränderung familialer Lebensformen 
nicht zutrifft. Auch eine andere Vor-

stellung lässt sich zurückweisen, dass 
nämlich der Ausbau des Sozialstaa-
tes für familiale Solidarität eine Gefahr 
darstelle. Deshalb versuchen wir mit 
diesem Beitrag deutlich zu machen, 
wie sich der Wandel familialer Lebens-
formen auf familiale Solidarität aus- 
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wirkt (Kapitel I) und wie sich deren 
Wechselspiel mit Leistungen des Wohl-
fahrtsstaates ausgestaltet (Kapitel II). 

I. Zum Wandel familialer  
    Lebensformen und familialer    
    Solidarität

Krisenszenarien vom „Verfall der  
Familie“, die nicht zuletzt den Verlust 
familialer Solidarität beklagen, stützen 
sich häufig auf familiensoziologische 
Theorien wie die der Differenzie-
rung oder der Individualisierung. Die 
auf Parsons und Luhmann zurück- 
gehenden Differenzierungstheorien 
diskutieren einen Verlust bzw. eine 
Schwächung von Ehe und Kern- 
familie in der modernen Gesellschaft, 
vor allem was deren Funktionen und 
Leistungen für die Gesellschaft und 
damit auch familiale Solidarität be-
trifft (bspw. Nave-Herz 1999; Herlth et 
al. 1994). Individualisierungstheorien 
betonen ausgehend von den Arbei-
ten von Beck und Beck-Gernsheim1 
für moderne Gesellschaften grund-
sätzlich eine Freisetzung der Individu-
en von sozialen und konventionellen 
Vorgaben. Damit einher geht ein Mehr 
an Entscheidungsfreiheit bei der ei-
genen Lebensführung, auch was die 
Arten und Weisen gelebter Solidarität 
betrifft. Schon früh betonten meh-
rere Autoren (z. B. Zoll 2000), dass 
diese Entwicklung jedoch nicht mit 
einer Erosion von Solidarität gleich-
zusetzen sei. Bezogen auf Familie 
folgt aus der Individualisierungsthese 
eine „Autonomisierung der Familie 
vom Verwandtschaftssystem und der  

Individuen von der Familie“ (Burkart 
2006: 177). Normativ geprägte so-
ziale Strukturen gelten auch im Hin-
blick auf die Familie als in Auflösung 
begriffen (s. Beck-Gernsheim 1994: 
136). Mit der Deinstitutionalisierungs-
these Tyrells (1988) nähert sich die 
Differenzierungstheorie der Individua-
lisierungstheorie an, indem ein Verlust 
der selbstverständlichen Legitimität 
von Ehe und Familie und eine Schwä-
chung des institutionellen Verwei-
sungszusammenhangs von Ehe und 
Familie postuliert wird. 

Empirisch kann jedoch gezeigt 
werden, dass Deinstitutionalisierung 
und Individualisierung weniger als 
Krise oder Verfall, eher als Pluralisie-
rung und Entstrukturierung im Sinne 
einer Verschiebung der Anteile vor-
handener Lebensformen und damit 
auch deren gesellschaftlicher Wahr-
nehmung verstanden werden sollten 
(s. Wagner/Cifuentes 2014: 90; vgl. 
Kuhnt/Steinbach 2014: 46). So ha-
ben sich etwa zwischen 1996 und 
2016 die Anteile unverheiratet in einer 
Lebensgemeinschaft zusammenle-
bender Personen mit minderjährigen 
Kindern (+94,7%) und ohne minder-
jährige Kinder (+53,1%) im Haushalt 
sowie Alleinstehender (+30,4%) und 
alleinerziehender Elternteile (+24,4%) 
an allen Lebensformen erhöht, wäh-
rend etwa der Anteil verheirateter 
Personen mit minderjährigen Kindern 
im Haushalt (-25,8%) gesunken ist2.  

1 S. zu einem Überblick bspw. Beck/Beck-

Gernsheim 1994/1990.

2 Datenquelle: Statistisches Bundesamt 

Mikrozensus (Lebensformenkonzept), Be-

rechnungen durch das BiB 2018, abrufbar 

über: https://www.bib.bund.de/DE/Fakten/

Fakt/L04-Bevoelkerung-Lebensformen-

Veraenderung-ab-1996.html (letzter Aufruf: 

24.04.2018).
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Es ist noch eine offene Frage, ob und 
wie sich funktionale Äquivalente zur 
Ehe als institutionellem Rahmen von 
Elternschaft und Familie herausbil-
den (s. Huinink 2006: 223-224). 

Neben Veränderungen auf normati-
ver Ebene tragen auch demographi-
sche Entwicklungen zur Pluralisierung 
bei (s. Kuhnt/Steinbach 2014: 45; 
vgl. Huinink/Konietzka 2007: 107). 
Aussagen der amtlichen Statistik, 
die sich auf Haushalts-Querschnitts-
betrachtungen beziehen, verschlei-
ern dies häufig; denn die Zunahme 
von Ein- bzw. Zwei-Personen-Haus-
halten hat ihre Ursache vor allem in 
der Zunahme der Lebenserwartung 
und besseren Lebensqualität im  
Alter sowie einer zeitlichen Verlage-
rung der Ehe- und Familiengründung  
(s. Kuhnt/Steinbach 2014: 46; vgl. 
Statistisches Bundesamt 2017). 

„Familienleben und Familienbezie-
hungen sind aber nicht an Haushalts-
grenzen gebunden“ (Hennig 2014: 
142), sondern sozial und räumlich 
diffuser (s. Hennig 2014: 142). Ent-
sprechend bedeuten die Verände-
rungen auf der Ebene der Haushalte 
nicht, dass die nicht in einem Haus-
halt zusammenlebenden Personen 
keine Beziehungen mehr zueinan-
der hätten. Pluralisierung bedeutet 
vielmehr, dass Familienbiographien 
zunehmend komplexer werden. Per-
sonen durchlaufen im Lebensverlauf 
unterschiedliche Partnerschafts- 
und Familienformen (s. Kreyenfeld/ 
Konietzka 2012: 234; Peuckert 2012: 
231). 

Mit einem Begriff von Familie als 
sozialem Netzwerk persönlicher 
Beziehungen ist diese Komplexi-
tät und Dynamik in geeigneter Wei-
se zu erfassen (s. Hennig 2014; vgl.  

BMFSFJ 2006). Im Fokus der Be-
trachtung von Familie liegen dabei 
persönliche (Interaktions-)Beziehun-
gen, wobei der Generationenbezie-
hung konstitutive Relevanz zukommt. 
Die vielfach betonte „eigene“ oder 
„besondere“ Art familialer Beziehun-
gen ergibt sich aus dem – funktional 
zu verstehenden – Element familialer 
Sorge bzw. „Care“ (s. Herlth 2003; 
vgl. Hennig 2014). Im 7. Familien- 
bericht des BMFSFJ heißt es dem-
entsprechend: „In einem modernen 
Verständnis konstituiert sich Familie 
heute nicht mehr nur über Heirat, 
sondern über Solidarität, Wahlver-
wandtschaft und Elternschaft. […] 
Familie erscheint heute mehr als Ver-
antwortungs- und Solidargemein-
schaft und damit als Zusammenhang 
von Personen, die nicht zwingend 
zusammenwohnen müssen und 
nicht zwingend über verwandt-
schaftliche Beziehungen miteinan-
der verbunden ist.“ (BMFSFJ 2012: 
4-5). Entsprechend ist auch die 
Verhältnisbestimmung von „Familie“ 
und „Verwandtschaft“ neu anzufra-
gen. Innerfamiliare Solidarität wird 
dabei – ganz im Sinne der Individu-
alisierungstheorie – sicherlich immer  
häufiger als individuelle Entschei-
dung realisiert, weniger auf Grund  
relativ verbindlicher Konventionen 
oder sozialen Zwangs. Stärker als 
früher ist sie damit von den tatsäch-
lichen Wertüberzeugungen der Indi-
viduen abhängig und mag manchen 
deshalb als prekär erscheinen. Es 
lässt sich jedoch zeigen, dass wir 
es seit Jahren weniger mit einem 
„Werteverlust“ als vielmehr mit einem 
„Wertewandel“ zu tun haben (s. Kruip 
2001).
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Die Perspektive auf Familie als 
Netzwerk kann außerdem der de-
mographischen Tatsache Rechnung 
tragen, dass die meisten Deutschen 
heute in Drei-Generationen-Konstel-
lationen leben, was in diesem Um-
fang eine familienhistorisch neuartige  
Situation darstellt (s. Hoff 2006: 279; 
vgl. Hennig 2014: 146-147). Es ist 
der historischen Familienforschung 
zu verdanken, einen differenzierten 
Vergleichsmaßstab für die Entste-
hungsgeschichte der modernen 
Familie vorgelegt zu haben (s. Ro-
senbaum 2014). Allein schon wegen 
niedrigerer Lebenserwartung fiel die 
gemeinsame Lebenszeit von Großel-
tern und Enkeln relativ kurz aus. Erst 
seit der Mitte des 20. Jahrhunderts 
konnte sich in Deutschland eine 
Drei-Generationenstruktur durch-
setzen (s. Grünheid/Scharein 2011; 

Engstler/Menning 2005). 
Diese ist von einer langen, 
über ein Vierteljahrhundert 
dauernden gemeinsamen 
Lebenszeit von Großel-
tern und Enkeln geprägt, 
auch wenn der Anstieg 
des Erstgeburtsalters seit 
den 1970er Jahren zu 
großen Alterslücken und 
sinkenden Werten geführt 
hat (s. Grünheid/Schar-
ein 2011: 8). „Die Über-

lappung gemeinsamer Lebensjahre 
führen […] auch zu einer Zunahme 
an Möglichkeiten und Notwendig-
keiten für Beziehungen, Unterstüt-
zungen und Einflüssen über mehr als 
zwei Generationen. Das heißt in der 
Konsequenz, dass einerseits die in-
tergenerationale Solidarität zunimmt 
und andererseits auf Grund der 
steigenden Scheidungszahlen die 

Familienbeziehungen über mehrere 
Generationen für den Sozialisations-
prozess von Kindern an Bedeutung 
gewinnen und für die Familienfunkti-
onen im 21. Jahrhundert von grund-
legender Bedeutung sein werden“ 
(Hennig 2014: 144). Familie ist heute 
nicht (mehr) als „isolierte Kernfami-
lie“ nach dem parsonschen Modell 
verstehbar, sondern ist mehr denn 
je multilokale Mehrgenerationenfami-
lie (s. Bertram 2009). So tritt neben 
die Funktionen von Sozialisation und 
Regeneration auch die Solidarität mit 
der älteren Generation (s. Bertram 
2002: 519). Empirisch kann gezeigt 
werden, „dass die Älteren in der Fa-
milie keineswegs von ihren Nach-
kommen isoliert sind. Wer Kinder in 
die Welt setzt, kann lebenslang mit 
häufigen Kontakten zu ihnen rech-
nen.“ (BMFSFJ 2006: 141). Hennig 
belegt anhand einer Auswertung von 
SOEP-Daten aus dem Jahr 2011 in 
diesem Zusammenhang, dass von 
Familienmitgliedern der größte Teil 
an Unterstützungsleistungen, insbe-
sondere im Bereich der (langfristigen) 
Pflegeleistungen, erbracht wird (s. 
Hennig 2014: 151-155). Auch Groß-
elternschaft, historisch gesehen ein 
relativ junges Phänomen (s. Chvojka 
2003), hat sich zu einer bedeutsamen 
sozialen Rolle entwickelt und ist zu 
einem „nahezu selbstverständlichen 
Bestandteil der Normalbiografie“ 
(Wissenschaftlicher Beirat für Fami-
lienfragen 2012: 55) geworden. Aus 
diesem Grund kann man durchaus 
sagen, dass es heute mehr innerfa-
miliare Solidarität gibt als zu früheren 
Zeiten.

Negative Auswirkungen auf das  
familiale Solidaritätspotential ergeben 
sich bei alledem jedoch sehr wohl 

„Die Überlappung 
gemeinsamer  
Lebensjahre füh-
ren […] auch zu 
einer Zunahme an 
Möglichkeiten und 
Notwendigkeiten für 
Beziehungen, Unter-
stützungen und Ein-
flüssen über mehr als 
zwei Generationen.“ 



FAMILIEN-PRISMA 2018 15

Themenschwerpunkt

daraus, dass heute ein beträchtlicher 
Teil von Personen kinderlos bleibt. 
So betrug etwa der Anteil an kinder-
losen Frauen der Geburtsjahrgänge 
1963-1967 im Jahr 2012 insgesamt 
20% (s. Statistisches Bundesamt 
2015). „Die steigende Kinderlosigkeit 
führt dazu, dass Generationenfolgen 
nicht fortgesetzt werden, die familiä-
ren Generationenketten brechen ab.“ 
(Grünheid/Scharein 2011: 11) Zwei 
gesellschaftliche Gruppen werden 
damit in Zukunft an Bedeutung ge-
winnen: Zum einen eine Gruppe von 
Personen mit kinderlosen Kindern, 
die folglich enkellos sind und bleiben 
werden, aber über intergenerationale 
Beziehung zu ihren eigenen Kindern 
verfügen; zum anderen eine Gruppe 
von Personen, die selbst kinderlos 
und damit natürlich auch enkellos 
sind und bleiben (vgl. Fischer 2016). 
Gerade für diese Personengrup-
pen muss familiale Solidarität durch  
andere Arten von Unterstützungsleis-
tungen – von Freunden, Nachbarn, 
aber auch dem Sozialstaat – ersetzt 
werden. Ein Teil der Wahrnehmung 
erodierender Solidarität mag auf die-
ses Phänomen zurückzuführen sein, 
es lässt sich jedoch nicht als Vorwurf 
an Familien ins Feld führen.

II. Zusammenhang zwischen  
      familialer Solidarität und  
      Leistungen des  
      Wohlfahrtsstaates

In der sozialwissenschaftlichen Lite-
ratur ist unumstritten, dass es einen 
Zusammenhang zwischen der Aus-
gestaltung familialer Beziehungen 
und wohlfahrtsstaatlichen Leistungen 
gibt; umstritten ist hingegen, wie sich 

dieser Zusammenhang qualitativ dar-
stellt. Während Vertreter/innen der 
Crowding-in-These eine Stärkung 
familialer Solidarität durch einen um-
fangreichen Wohlfahrtsstaat postulie-
ren, verweist die Crowding-out-These 
auf eine Schwächung persönlicher 
Beziehungen durch umfangreiche 
staatliche Leistungen. In Anlehnung 
an die Crowding-out-These und mit 
Bezug zum Sozialprinzip der Subsi-
diarität wird innerhalb der theologi-
schen Ethik häufig Kritik an einem rein 
auf Leistungen und Funktionen der  
Familie fokussierten Blick geäußert.  
So kritisiert Ilona Ostner das dem 
sozialinvestiven Wohlfahrtsstaat zu-
grunde liegende Familienleitbild, dass  
„Familien und deren Mitglieder in 
erster Linie als Wirtschaftsfaktoren 
für die Gesellschaft“ be-
greift (Ostner 2013: 14). 
„Es verlangt von den Eltern 
den optimalen Einsatz ihres 
‚Humanvermögens‘, und 
zwar im doppelten Sinne: 
erstens durch die möglichst 
frühzeitige und vollständige 
(Wieder-)Eingliederung in 
den Erwerbsprozess und 
zweitens durch die Erziehung der 
Kinder zu geeigneten Mitgliedern 
der Gesellschaft. Diese Erziehung 
soll in ‚Verantwortungsgemein-
schaft‘ mit öffentlichen Einrichtungen  
erfolgen, d.h. unter Befolgung staatli-
cher Bildungs- und Erziehungsideale, 
und dies in einer ohnehin geschrumpf-
ten Familienzeit/Zeit für Familie.“ (Ost-
ner 2013: 14) In ähnlicher Weise ar-
gumentiert Bernhard Laux, wenn er 
mit Rekurs auf Habermas in Bezug 
auf die Familie von „massive[n] Ten-
denzen der ökonomischen, der poli-
tisch-administrativen und der (sozial-)

...muss familiale  
Solidarität durch  

andere Arten von 
Unterstützungsleis-

tungen – von Freun-
den, Nachbarn, aber 

auch dem Sozialstaat 
– ersetzt werden.
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pädagogischen ‚Kolonialisierung der  
Lebenswelt durch Systemimpe-
rative‘“ (Laux 2014: 54) spricht. 
Er fordert daher, familienpolitische 
Leistungen – wie etwa den Ausbau 
der Betreuungsinfrastruktur – immer 
wieder daraufhin zu befragen, ob sie 
Familien, deren Eigensinn und Eigen-
logik, bzw. familiale Solidarität tat-
sächlich fördern oder doch vorrangig 
anderen Interessen dienen (vgl. Laux 
2014). 

Trotz dieser teilweise berechtig-
ten Sorge sind die Anpassung fa-
milienpolitischer Maßnahmen an die 
auf nationaler Ebene nur begrenzt 
gestaltbaren und größtenteils un-
umkehrbaren Bedingungen einer 
globalisierten Wirtschaft, die damit 
einhergehenden Zwänge der mo-
dernen Arbeitswelt und die berech-
tigten veränderten Ansprüche an 
die private und berufliche Lebens-
führung, insbesondere von Frauen, 
als Notwendigkeit zu verstehen. Im 
Vergleich der verschiedenen Ent-
wicklungen in europäischen Ländern 
konnte gezeigt werden, dass nichts 
den Familien mehr schadet als eine 
„unvollständige Revolution“ der Stel-
lung der Frau: Solange die familialen 
Lebensformen, die Verhältnisse auf 

den Arbeitsmärkten und die Struk-
turen sozialer Sicherung noch nicht 
an die durch die Emanzipation ver- 
änderten Lebensvorstellungen von 
Frauen angepasst sind, kommt es 
zu mehr Kinderlosigkeit und zu mehr 
Scheidungen (s. Esping-Andersen 
2009). Damit ist klar, dass es unter 
den derzeitigen Rahmenbedingun-
gen mehr und andere soziale Dienst-
leistungen und Transferzahlungen 
braucht, um Familie und familiale Soli-
darität überhaupt erst zu ermöglichen. 
Würde man aus vermeintlicher Rück-
sicht auf die Familie etwa die schon  
in der frühkindlichen Erziehung begin-
nenden Bildungsinvestitionen in die 
Kinder, die Förderung einer gleichbe-
rechtigten Berufstätigkeit von Frauen 
oder flexible und der Lebensrealität 
angepasste Betreuungsmöglichkei-
ten nicht ausbauen oder gar zurück-
fahren, wäre den Familien sicher-
lich nicht gedient, ja wahrscheinlich 
würden sich dann mehr Menschen 
dazu entscheiden, gar nicht erst eine  
Familie zu gründen.

Ähnliches gilt für die Tatsache, dass 
auf Grund des Ausbaus des Sozial-
staates heutige erwachsene Kinder 
weniger abhängig sind von ihren  
Eltern und umgekehrt alte Menschen 
weniger abhängig sind von ihren  
Kindern. Dies trägt sicherlich zur Ver-
meidung intergenerationeller Konflik-
te bei, entlastet alle Beteiligten und 
ermöglicht so eine Konzentration auf 
das, was alleine in familiären Zusam-
menhängen geleistet werden kann: 
personale Zuwendung. Auch hier 
gilt: Gäbe es diese Entlastung nicht, 
würden weniger Menschen sich auf 
familiale Lebensformen einlassen 
bzw. würde die nötige Unterstüt-
zung möglicherweise gar nicht mehr 
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zustande kommen. Mit Bezug zur  
Theorie der funktionalen Differenzie-
rung lässt sich das Fortbestehen fa-
milialer Lebensformen und familialer 
Solidarität nämlich gerade dadurch 
begründen, „dass diese spezifische 
Solidargemeinschaft bei der Produk-
tion bestimmter Leistungen Effizienz-
vorteile gegenüber anderen Organisa-
tionsformen (z.B. Wohlfahrtsstaaten) 
mit sich bringt.“ (Deindl et al. 2014: 
299; vgl. Staub 2010).

So können auch Deindl und Kol-
legen in einer vergleichenden Studie 
unter Berücksichtigung verschiedener 
europäischer Länder jenseits der Al-
ternative von Crowding-in und Crow-
ding-out aufzeigen, dass das Verhält-
nis familialer und staatlicher Solidarität 
vielmehr im Sinne einer „gemeinsa-
men Verantwortung“ bzw. „Komple-
mentarität“ zu erfassen ist (s. Deindl 
et al. 2014: 305). Daatland und Her-
lofson (2003) sprechen in diesem Zu-
sammenhang auch von einer „chan-
ged solidarity“. Je ausgebauter das 
System öffentlicher Dienstleistungen, 
desto höher ist die Wahrscheinlichkeit 
für familiale Unterstützungen – wenn 
sich auch deren Intensität verringert; 
gleiches gilt für den Zusammenhang 
öffentlicher Sozialausgaben und fi-
nanzieller Unterstützung in Familien  
(s. Brandt/Deindl 2013). „Neuere Er-
gebnisse belegen damit, dass man 
nicht mehr von einer Dichotomie 
zwischen Verdrängung und Verstär-
kung ausgehen kann, sondern dass 
öffentliche und private Leistungen 
Hand in Hand gehen – und wenn 
manche Leistungen ‚verdrängt‘, an-
dere gleichzeitig ‚gefördert‘ werden“ 
(Deindl et al. 2014: 305; vgl. Brandt 
2009; Schmid et al. 2012). Die Studi-
en deuten darauf hin, dass eine Auf-

gabenteilung zwischen öffentlichen 
Anbietern und Familien gemäß deren 
Ressourcen und Kompetenzen zu 
einer besseren Qualität und höheren 
Quantität an Unterstützungsleistun-
gen führt, was darüber hinaus zu 
einer größeren Autonomie bei der 
Ausgestaltung und damit einer bes-
seren Beziehungsqualität in Familien 
führen sollte (s. Brandt/Deindl 2013). 
Mehr Sozialstaat bedeutet also kei-
neswegs zwingend weniger familiale 
Solidarität, und ein Zurückfahren so-
zialstaatlicher Leistungen wäre alles 
andere als eine Garantie für mehr  
familiale Solidarität.

Freiwillige familiale Solidarität und 
die „Zwangssolidarität“ des sozialen  
Sicherungssystems können sich gut 
ergänzen und stehen nicht in Kon- 
kurrenz zueinander – was natürlich 
nicht ausschließt, dass immer wieder 
Feinjustierungen nötig sind, um die 
richtigen Anreize zu schaffen, indivi-
duelle und familiale Frei-
heitsspielräume zu wahren 
und Armutsfallen zu ver-
meiden.

Freiwillige familiale 
Solidarität und die 

„Zwangssolidarität“ 
des sozialen  

Sicherungssystems 
können sich gut 

ergänzen und stehen 
nicht in Konkurenz 

zueinander ...
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„Solidarität“ hat aktuell Konjunktur. 
Während dieser Begriff Ende der 
1990er Jahre noch als etwas ange-
staubt und ideologisch vorbelastet 
galt, ist mittlerweile wieder allenthal-
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ben von Solidarität die Rede. Ob es 
um die gesellschaftliche Integration 
von Migrantinnen und Migranten, 
um die Verteilung von ökonomischen 
Lasten innerhalb der Europäischen 
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Angesichts der zunehmenden Spannungen in allen Ländern Europas wird 
die Frage drängend, was moderne, ethnisch und moralisch plurale Gesell-
schaften verbindet und zusammenhält. Lässt sich die normative Idee der So-
lidarität, die sich im Rahmen sozialer Nahbeziehungen entwickelt hat und auf 
Gemeinsamkeiten der Gesellschaftsmitglieder beruht, auf heterogene Groß-
gesellschaften anwenden? Und welche Aufgabe hat dabei die Familie als 
primäre Sozialisationsinstanz? Diesen Fragen geht der vorliegende Beitrag 
nach.
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Union, um die internationale Entwick-
lungszusammenarbeit oder um die 
Reform der sozialen Sicherungssys-
teme geht: kaum eine gesellschaftli-
che Diskussion kommt derzeit ohne 
Verweis auf den Solidaritätsbegriff 
aus. Und auch in der wissenschaftli-
chen Literatur wird der gesellschaftli-
che Diskurs um die Solidarität wieder 
verstärkt aufgegriffen. So sind in den 
letzten Jahren zahlreiche Monogra-
fien und Aufsätze zum Thema „So-
lidarität“ erschienen (aus der Fülle 
der Literatur vgl. nur die einschlägi-
gen Monografien und Sammelbände 
von Bayertz 1999, Brunkhorst 2005, 
Dallinger 2009, Stjerno 2009, Ellison 
2012, Wilde 2013 sowie Althammer 
et al. (2018), die von Gould 2007 he-
rausgegebene Sondernummer des 
Journal of Social Philosophy sowie 
die einschlägigen Aufsätze von Shel-
by 2002, Brunkhorst 2007, Thijssen 
2012, Taylor 2015 und Sangiovanni 
2013). 

Aber machen wir uns nichts vor: 
dieses neu erwachte Interesse in 
Politik und Wissenschaft an der ge-
sellschaftlichen Solidarität ist ein Kri-
senphänomen. Die Renaissance des 
Solidaritätsbegriffs fällt nicht nur in 
eine Zeit fortgeschrittener Individuali-
sierung und gesellschaftlicher Plurali-
sierung; sie fällt auch in eine Phase, in 
der nationale Egoismen an die Stelle 
multilateraler Verständigungen treten 
und kollektive Strukturen in der Auf-
lösung begriffen sind. „America first“, 
der „Brexit“ und die Schwierigkeiten 
einer innereuropäischen Lösung der 
Fluchtmigration sind nur die offen-
sichtlichen Symptome dieser Krise. 
Gerade in einer Zeit, in der gesell-
schaftliche und transnationale Soli-
darität besonders gefordert wäre, ist 

diese Solidarität mehr denn je eine 
„gefährdete Ressource“ (Habermas 
1992). 

Was ist Solidarität?

Aufgrund der fast inflationären Ver-
wendung des Solidaritätsbegriffs 
fällt es mittlerweile schwer, den kon-
kreten Inhalt von „Solidarität“ genau 
zu bestimmen und „Solidarität“ von 
anderen positiv konnotierten Begrif-
fen wie „Altruismus“ oder „Gerech-
tigkeit“ abzugrenzen. Aber es lassen 
sich durchaus charakteristische Ele-
mente identifizieren, die „Solidarität“ 
als eigenständige morali-
sche Kategorie ausweisen. 
Solidarität ist grundsätzlich 
durch einen Interaktionszu-
sammenhang gekennzeich-
net; solidarisches Handeln 
bezeichnet eine gegenseiti-
ge Verbundenheit und voll-
zieht sich immer innerhalb 
eines sozialen Gefüges. Insofern 
bezeichnet Solidarität keine mentale 
Disposition bzw. Tugend, sondern ei-
nen praktischen Vollzug innerhalb ei-
ner Gemeinschaft. Zwar gibt es auch 
einseitige Solidaritätsbekundungen, 
wie z.B. die „Je suis Charlie“-Be-
wegung nach dem Anschlag auf die 
französische Sartirezeitschrift Charlie 
Hebdo; aber ohne konkrete Hand-
lungsfolgen bleiben diese Bekun-
dungen doch reine Affirmation.

Für ein genaueres Verständnis 
von Solidarität ist es sinnvoll, zwei 
Motive für solidarisches Handeln zu 
unterscheiden. Solidarität kann zum 
einen ein Gefühl der gegenseitigen 
Verbundenheit bezeichnen, das aus 
gemeinsamen Überzeugungen und 
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...solidarisches  
Handeln bezeichnet 

eine gegenseitige 
Verbundenheit und 
vollzieht sich immer 

innerhalb eines  
sozialen Gefüges. 
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geteilten Werten resultiert. Dieses 
Solidaritätsverständnis beinhaltet eine 
starke emotionale und individualethi-
sche Komponente. Denn innerhalb 
dieser von sozialer Identität gepräg-
ten Beziehung bestehen keine Rezi-
prozitätserwartungen. Das bedeutet 
nicht, dass innerhalb des jeweiligen 

Verbundes keine wechsel-
seitigen Aktivitäten stattfin-
den; aber die Interaktion ist 
nicht durch die Erwartung ei-
ner im Umfang äquivalenten 
Gegenleistung motiviert. So-
lidarität in diesem Sinne ist 
explizit nicht-instrumentell; 
eine Instrumentalisierung 
würde dem spezifischen 
Charakter dieser Bezie-

hung widersprechen. Für viele ist der 
nicht-instrumentelle Charakter sozia-
ler Beziehungen geradezu konstitutiv 
für ihr Verständnis von Solidarität. 
Wenn sich Menschen ehrenamtlich 
in der Flüchtlingshilfe engagieren 
und hierfür Zeit und ökonomische  
Ressourcen aufwenden, dann „um 
der gemeinsamen Sache Willen“ und 
nicht, um daraus für sich einen mora-
lischen oder ökonomischen Nutzen 
zu ziehen. In der Moraltheorie wird 
dieses Verständnis von Solidarität 
häufig mit dem aristotelischen Kon-
zept der „perfekten Freundschaft“ 
assoziiert (Brunkhorst 2005). Perfek-
te Freundschaft bezeichnet ein inni-
ges Verhältnis zwischen Personen, 
das auf gegenseitiger Wertschät-
zung und Achtung sowie auf geteil-
ten Werten und Überzeugungen be-
ruht. Der andere wird als gleichwertig 
und ebenbürtig betrachtet, er wird 
zum „anderen Selbst“ (Aristoteles  
NE IX 4, 1166a). In dieser nicht-in-
strumentellen, „perfekten“ Freund-

schaft verschwimmt die Grenze zwi-
schen Eigennutz und Altruismus.

Von diesem Verständnis, das man 
als „altruistische Solidarität“ bezeich-
nen kann, ist die Solidarität im Sinne 
einer Kooperation zum gegensei-
tigen Vorteil zu unterscheiden. An 
die Stelle gemeinsamer Werte treten 
gemeinsame Interessen. Man han-
delt solidarisch, um in Kooperation 
mit anderen Ziele zu erreichen, die 
man alleine nicht oder qualitativ nicht 
in gleicher Weise erreichen könnte. 
Der instrumentelle Charakter ko-
operativer Solidarität scheint auf den 
ersten Blick der ursprünglichen Idee 
der Solidarität zu widersprechen, 
da man mit Solidarität gemeinhin 
das Erbringen einer Leistung ohne 
(unmittelbare) Gegenleistung ver-
bindet. Dass man Solidarität neben 
dieser reinen „Gesinnungssolidari-
tät“ aber auch als ein Reziprozitäts-
verhältnis bezeichnen kann, wird 
bereits deutlich, wenn man sich die 
etymologische Herkunft des Soli-
daritätsbegriffs vergegenwärtigt. Ur-
sprünglich stammt dieser Begriff aus 
dem römischen Schuldrecht („obli-
gatio in solidum“). Hier bezeichnet 
er eine Haftungsgemeinschaft, in 
der die Schuldner im Außenverhält-
nis gesamtschuldnerisch, im Innen-
verhältnis jedoch anteilig haften. Die 
Motivation für das Eingehen dieser 
gesamtschuldnerischen Haftung ist 
nicht rein altruistisch, sondern durch-
aus eigennützig: man bildet eine Haf-
tungsgemeinschaft, um in dieser Ge-
meinschaft die selbst gesetzten Ziele 
zu verwirklichen. Solidarität im Sinne 
kooperativer Reziprozität findet sich 
vor allem im wirtschaftlichen Bereich. 
Versicherungsvereine auf Gegen-
seitigkeit, Kredit-, Verbrauchs- und 
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Produktionsgenossenschaften, aber 
auch Gewerkschaften und Arbeitge-
bervereinigungen sind solidarische 
Zusammenschlüsse, die das Ziel 
verfolgen, wirtschaftliche Interessen 
gemeinsam mit anderen durchzuset-
zen. Auch gesellschaftliche Regeln 
mit dem Ziel, lokal öffentlicher Güter 
zu produzieren und „Common pool“-
Ressourcen bzw. Allmendegüter ef-
fizient zu bewirtschaften sind unter 
diese Form der „kooperativen Soli-
darität“ zu fassen. Die soziale Realität 
kennt zahlreiche Beispiele für solida-
risch kooperatives Verhalten, das sich 
vielfach spontan und ohne staatliche 
Vorgaben in der Gesellschaft heraus-
gebildet hat (vgl. Ostrom 2012, 2015).

Wie wichtig kooperative Solida-
rität nicht nur für die Entwicklung 
der Gesellschaft, sondern auch für 
die Lebenslage der einzelnen Ge-
sellschaftsmitglieder ist, lässt sich 
ebenfalls sehr anschaulich am Bei-
spiel der ökonomischen Zusam-
menarbeit verdeutlichen. In sei-
nem vielbeachteten apostolischen  
Schreiben „Evangelii gaudium“ kri-
tisiert Papst Franziskus eine „Wirt-
schaft der Ausschließung“. In der 
häufig zitierten Textziffer 53 heißt es: 
„Ebenso wie das Gebot ´Du sollst 
nicht töten´ eine deutliche Grenze 
setzt, um den Wert des menschli-
chen Lebens zu sichern, müssen wir 
heute ein ´Nein zu einer Wirtschaft der 
Ausschließung und der Disparität der 
Einkommen´ sagen. Diese Wirtschaft 
tötet. […] Es geht nicht mehr einfach 
um das Phänomen der Ausbeutung 
oder Unterdrückung, sondern um et-
was Neues: Mit der Ausschließung ist 
die Zugehörigkeit zu der Gesellschaft, 
in der man lebt, an ihrer Wurzel ge-
troffen, denn durch sie befindet man 

sich nicht in der Unterschicht, am 
Rande oder gehört zu den Macht-
losen, sondern man steht draußen. 
Die Ausge-schlossenen sind nicht 
´Ausgebeutete´, sondern Müll, ´Ab-
fall´“ (EG 53).

Diese Ziffer aus Evangelii gaudium 
ist die wohl stärkste Passage des 
Textes. Sie hätte eine ausführliche 
ökonomische und wirtschaftsethi-
sche Analyse verdient. Leider wurde 
diese Textpassage in der öffentlichen 
Rezeption weitgehend unreflektiert als 
Fundamentalkritik am Markt allgemein 
und an der Globalisierung im Beson-
deren interpretiert. Und tatsächlich ist 
der Text auch als grundlegende Kri-
tik an einer deregulierten Globalisie-
rung zu verstehen. Aber die Textziffer 
macht deutlich, dass das zentrale 
Problem in modernen, arbeitsteiligen 
Ökonomien nicht mehr klassische 
Ausbeutung im Sinn der Dependenz-
theorie ist. Es geht vielmehr um den 
fehlenden Zugang von Menschen 
und ganzen Gesellschaften in den 
Prozess der wirtschaftlichen Arbeits-
teilung. Dies ist zunächst 
ein deutlicher Hinweis auf 
die soziale inklusive Funk-
tion arbeitsteiliger Ökono-
mien, wie sie bereits von 
Durkheim (1893/1992) in 
seiner wegweisenden Stu-
die zur sozialen Arbeits-
teilung herausgearbeitet 
wurde. Arbeitsteilung und 
Tausch sind nicht nur die 
Quelle des „Wohlstands 
der Nationen“; erst der Ein-
bezug aller Gesellschaftsmitglieder in 
den Prozess der arbeitsteilig orga-
nisierten Wertschöpfung schafft die 
Voraussetzung für individuelle Freiheit 
und soziale Gerechtigkeit. Sie ist die 
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Grundlage für Selbstachtung, gesell-
schaftliche Wertschätzung und die 
freie Entfaltung der Person. Dieser 
Ver-weis auf die zentrale Bedeutung 
gesellschaftlicher Kooperation heißt 
natürlich nicht, dass jede gelungene 
Kooperation als „solidarisch“ zu be-
zeichnen ist. Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber befinden sich auch dann 
in einem produktiven Kooperations-
zusammenhang, wenn der Lohn für 
die Arbeitnehmer niedriger ist als der 
wirtschaftliche Wert der Arbeitsleis-
tung, d.h. wenn der Arbeitnehmer – 
ökonomisch gesehen – ausgebeutet 
wird. Die Formel „Wettbewerb ist so-
lidarischer als teilen“ des Wirtschaft-
sethikers Karl Homann (2014) ist zwar 
eingängig und prägnant, inhaltlich 
aber stark verkürzt. Denn sie blen-
det die strukturellen Bedingungen, 
unter denen sich ökonomische Pro-
zesse vollziehen, vollständig aus (vgl.  
ausführlich hierzu Althammer 2016). 
Aber sie macht zumindest deutlich, 
dass Kooperation zwar keine hinrei-
chende, aber doch eine notwendige 
Voraussetzung für Solidarität ist.

Und obwohl der Begriff „Solidarität“ 
positiv konnotiert ist, ist sein norma-

tiver Status zunächst unbestimmt. 
Denn nicht jede Form solidarischer 
Interaktion ist gesellschaftlich er-
wünscht. Auch die Mitglieder der Ma-
fia kooperieren, um gemeinsam ihre 
Ziele durchzusetzen. „Gesinnungsso-
lidarität“ findet sich auch bei PEGIDA 
und der identitären Bewegung. Und 
während auf dem Arbeitsmarkt kar-
tellarische Zusammenschlüsse von 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
grundgesetzlich geschützt sind, ist 
ein entsprechendes Verhalten auf den 
Gütermärkten prinzipiell verboten. Um 
den Begriff der „Solidarität“ normativ 
gehaltvoll zu machen, sind die Ergeb-
nisse der Kooperation und die struk-
turellen Bedingungen, unter denen 
soziale Interaktionen stattfinden, an 
bestimmten ethischen Kriterien aus-
zurichten. Diese sozialstrukturellen 
Bedingungen, welche der Solidarität 
erst ihren strukturethischen Sinn ver-
leihen, lassen sich unter dem Begriff 
der „politischen Solidarität“ zusam-
menfassen. Es sind vor allem politi-
sche Maßnahmen, die den einzelnen 
befähigen, sich aktiv und gleichbe-
rechtigt in gesellschaftlich erwünsch-
te Kooperationen einzubringen. Es 
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sind ebenfalls politische Maßnah-
men, welche die Arbeitsbeziehungen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern regeln und ein Verhand-
lungsgleichgewicht zwischen den 
Tarifvertragsparteien herstellen. Und 
es ist der Sozialstaat, der die sozia-
len Hilfen nicht der privaten Mildtä-
tigkeit überlässt, sondern soziale 
Anspruchsrechte verleiht und allen 
Gesellschaftsmitgliedern ein men-
schenwürdiges Existenzminimum 
garantiert.

Familie und Solidarität

Solidarität ist ein knappes Gut. Sie 
kann nicht einfach von der Gesellschaft 
eingefordert, sie muss praktiziert und 
in gesellschaftlichen Vollzügen erfah-
ren werden. Dies gilt insbesondere 
für die altruistische Solidarität; hier ist 
der praktische Vollzug aufgrund der 
unmittelbaren zwischenmenschli-
chen Zuwendung geradezu konsti-
tutiv. Aber auch die kooperative und 
die politische Solidarität sind darauf 
angewiesen, dass die Gesellschafts-
mitglieder zur Solidarität bereit sind. 
Jede kooperative Interaktion kann 
durch opportunistisches Verhalten 
ausgebeutet werden. Kein Vertrag 
und keine gesellschaftliche Regel 
können so vollständig sein, dass sie 
opportunistisches Verhalten vollstän-
dig unterbinden könnten. Soziale In-
teraktionen beruhen letztlich auf der 
Bereitschaft der Akteure, auf oppor-
tunistisches Verhalten zu verzichten. 
Gleiches gilt für die politische Solida-
rität. Denn auch wenn der moderne 
Sozialstaat die sozialen Ansprüche 
des einzelnen verrechtlicht und da-
mit dem Bereich der privaten Caritas 

entzogen hat, ist die Sozialpolitik im 
demokratischen Rechtsstaat immer 
darauf angewiesen, dass sie von ei-
ner Mehrheit in der Bevölkerung ge-
tragen und unterstützt wird. 

Diese Bereitschaft zur Solidarität 
wird in erster Linie über die 
Familie vermittelt. Denn als 
primäre Sozialisationsins-
tanz ist die Familie auch der 
Ort, an dem Solidarität ver-
mittelt und praktisch gelebt 
wird. In keinem anderen Bereich lässt 
sich das gegenseitige Aufeinander-
Angewiesen-Sein so unmittelbar und 
persönlich erfahren wie im sozialen 
Nahraum der Familie. Jeder Mensch 
ist in seiner frühen Kindheit auf Liebe 
und Fürsorge durch die Eltern an-
gewiesen. Mit zunehmendem Alter 
entwickeln sich aus diesen einseiti-
gen Fürsorgeleistungen schrittweise 
mehrseitige Intergenerationenbezieh- 
ung. Das beginnt sehr niedrigschwel-
lig – wenn beispielsweise die Enkel-
kinder für die Großeltern tägliche 
Verrichtungen übernehmen oder ein-
fach nur das Smartphone einrichten – 
und entwickelt sich zu umfassenden 
sozialen Dienstleistungen, beispiels-
weise in der häuslichen Pflege. Diese 
Erfahrungen von Dependenz und Re-
ziprozität innerhalb der Familie ist eine 
wesentliche Sozialisationsleistung; sie 
trägt dazu bei, die individuelle Hilfsbe-
dürftigkeit und die Bedeutung gegen-
seitiger Hilfe zu erfahren und damit 
die Bereitschaft zur Hilfeleistung zu 
stärken. Die „Solidaritätssicherungs-
funktion“ zählt deshalb zu den ge-
sellschaftlich relevanten Funktionen 
der Familie, die staatliche familienpo-
litische Maßnahmen im Rahmen des 
sog. „Familienleistungsausgleichs“ 
begründen (vgl. Lampert 1996). 
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Familiale Solidarität und  
Sozialstaat

Der deutsche Sozialstaat zählt im 
internationalen Vergleich zu den 
sog. „familiaristischen“ Sozialstaats-
modellen. Das bedeutet, dass die 
staatliche Sozialpolitik auf den soli-
darischen Leistungen der Familien 
aufbaut und diese auch aktiv ein-
fordert. Ohne die von den Familien 
erbrachten häuslichen Pflegeleistun-
gen wäre die gesetzliche Pflegever-
sicherung finanziell völlig überfordert. 
Und bevor Leistungen der sozia-
len Grundsicherung in Anspruch 
genommen werden können, greift 
der Staat auf Unterhaltsleistungen 
die Familienmitglieder zurück. Und 
schließlich beruhen alle umlagefinan-
zierten sozialen Sicherungssysteme 
auf einer stabilen Generationenfolge, 
mithin auf den Betreuungs- und Er-
ziehungsleistungen der Familie.

Gleichzeitig übernimmt der moder-
ne Sozialstaat Leistungen, die tradi-
tionell innerhalb der Familie erbracht 
wurden. Neben der Betreuung und 
Erziehung von Kindern und der Pfle-
ge von Angehörigen ist hier insbe-
sondere an die soziale Absicherung 
im Alter zu denken. Die wirtschaft-
liche Absicherung im Alter erfolgt 
in modernen Gesellschaften über 
kollektive Sicherungssysteme, nicht 
über die Familie. Politische Solidarität 
tritt an die Stelle der innerfamilialen 
Solidarität. Kritiker des Sozialstaats 
erkennen darin einen „Funktions-
verlust“ der Familie und eine we-
sentliche Ursache für die „Krise der 
Familie“, die sich insbesondere in 
dem Rückgang der Geburtenzahlen 
niederschlägt. Diese Kritik verkennt 
nicht nur die veränderten sozialstruk-

turellen Bedingungen, unter denen 
sich die Familien heute befinden. 
Sie verkennt vor allem, dass erst der 
moderne Sozialstaat die Familien in 
die Lage versetzt, ihr solidarisches 
Potential zu entfalten. Ohne die Pfle-
geversicherung und ein breit gefä-
chertes Angebot ambulanter Pfle-
gedienste wäre es undenkbar, dass 
nach wie vor ein Großteil der Pflege 
im häuslichen Umfeld erbracht wird. 
Ein umfassendes und qualitativ hoch-
wertiges Angebot an Betreuungsein-
richtungen für Kinder aller Altersstu-
fen entspricht den Bedürfnissen und 
Präferenzen von Eltern, die Familie 
und Beruf vereinbaren wollen. Und 
die gesetzliche Alterssicherung ent-
lastet die Familie von dem ökonomi-
schen Zwang, Kinder als Instrument 
der Daseinsvorsorge zu betrachten. 
Die Übernahme dieser Aufgaben 
durch den Staat bewirkt also kei-
nen Solidaritätsverlust; der moderne 
Sozialstaat trägt vielmehr dazu bei, 
dass die Solidarität innerhalb der Fa-
milie ihren instrumentellen Charakter 
verliert und sich ausschließlich auf 
emotionale Verbundenheit gründen 
kann.

Die „Menschheitsfamilie“ als 
Solidaritätsmodell der  
Christlichen Gesellschaftslehre

Für die christliche Sozialethik ist die-
ser zeitversetzte, lebenszyklusüber-
greifende Kooperationszusammen-
hang innerhalb der Familie geradezu 
idealtypisch für das Verständnis von 
Solidarität. Innerfamiliale Solidarität 
beruht auf gegenseitiger Liebe und 
Zuneigung, und damit auf einer indi-
vidualisierten, gleichzeitig aber auch 
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umfassenden Form der Anerken-
nung. Gerade in modernen, funktio-
nal ausdifferenzierten Gesellschaften 
findet eine „Vollinklusion“ des Men-
schen nur noch über das Teilsys-
tem Familie statt. Diese umfassende 
Form des Einbezugs von Menschen 
in eine Gemeinschaft findet im christ-
lichen Solidaritätsverständnis seine 
moralische Entsprechung. Das par-
tikularistische Solidaritätsverständ-
nis der biologischen Familie wird in 
der christlichen Gesellschaftslehre 
jedoch in der Idee der „Gotteskind-
schaft aller Menschen“ und im Be-
griff der „Menschheitsfamilie“ univer-
salisiert. Als ethisches Prinzip richtet 
sich die christliche Solidarität nicht an 
eine bestimmte, biologisch, national 
oder religiös abgrenzbare Gruppe, 
sondern versteht sich als universelle 
Norm. An die Stelle der emotionalen 
Verbundenheit zwischen den Famili-
enmitgliedern tritt „soziale Liebe“, 
die ihren Ausdruck in den inklusiven 
Strukturen einer Gesellschaft findet. 
Die christliche Gesellschaftslehre hat 
die Solidarität deshalb sehr frühzei-
tig nicht nur als emotionales Bezie-
hungsgeflecht, sondern als struktur-
gestaltendes Sozialprinzip bzw. – in 
den Worten von Oswald v. Nell-Breu-
ning (1992) – als „Baugesetz der Ge-
sellschaft“ verstanden. Neben dieser 
strukturethischen Verortung ist für 
die christliche Gesellschaftslehre die 
Ausrichtung der Solidarität am Ge-
meinwohl charakteristisch. Solidari-
tät ist damit nicht nur ein – ethisch 
ambivalenter – Teil der ontischen 
Struktur der Gesellschaft, sondern 
grund-sätzlich in ein normatives Ge-
samtkonzept eingebettet.

Fazit

Jedes gesellschaftliche System ist auf 
die Solidarität seiner Mitglieder ange-
wiesen; Sozialität ist ohne Solidarität 
nicht denkbar. Solidarität durchzieht 
alle Bereiche des menschlichen Zu-
sammenlebens, von der Familie über 
den Freundeskreis und peergroups, 
von spontanen Aktionsbündnissen 
bis hin zu organisierten Großverbän-
den.

In ethnisch homogenen Gesell-
schaften mit allgemein akzeptierten 
moralischen Standards und sozialen 
Stratifikationsmechanismen ist eine 
gesellschaftliche Integration über 
Gesinnungssolidarität grundsätzlich 
möglich, und sie hat sich historisch 
auch als durchaus funktional erwie-
sen. In der modernen, funktional 
ausdifferenzierten und ethnisch wie 
weltanschaulich pluralen Gesellschaft 
ist diese Form gesellschaftlicher In-
klusion anachronistisch; die Moder-
ne hat ihr die Grundlage entzogen. 
Das bedeutet jedoch nicht, dass in 
modernen Gesellschaften altruis-
tische Solidarität hinfällig wäre. In 
subsidiären Gemeinschaften findet 
sie weiterhin Anwendung. Aber die 
gesellschaftliche Integration voll-
zieht sich politisch, nicht gemein-
schaftlich. Die Basis der Solidarität 
ist nicht die Homogenität, sondern 
die Heterogenität der Gesellschafts-
mitglieder. Solidarität kann in einer 
offenen Gesellschaft nicht einfach 
als ontisches Faktum unterstellt, sie 
muss als ethisches Prinzip verstan-
den, gesellschaftlich akzeptiert und 
politisch umgesetzt werden. Die von 
der amerikanischen Politologin Jodi 
Dean (1996) eingeforderte „Solida-
rität zwischen Fremden“ ist ebenso 
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wie die „transnationale Solidarität“ 
(Gould 2007) Ergebnis eines reflexi-
ven Prozesses, der die Anerkennung 
der moralischen Anspruchsrechte 
anderer voraussetzt und diese unter 
den Bedingungen moderner, arbeits-
teiliger Gesellschaften zur Geltung 
bringt. Nur so ergibt der Begriff „Soli-
darität“ in einer pluralen Gesellschaft 
Sinn.
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Der Begriff der Solidarität stellt einen wichtigen Bezugspunkt sowohl in der 
christlichen Ethik als auch in der Politikwissenschaft dar. Doch stellt der An-
spruch von gelebter Solidarität und von solidarischen Strukturen die Ent-
scheidungsträger vor immer größere Herausforderungen. Ein Grund dafür 
ist sicherlich die Vielschichtigkeit des Begriffs selbst. Umso größer wird die 
Herausforderung, wenn dieser Sachverhalt auf einen ähnlich vielfältigen Be-
reich trifft: die Familie.
Dieser komplexen Wechselwirkung will der vorliegende Aufsatz nachgehen 
und Entwicklungen und Chancen aufzeigen, die sich aus dem Zusammen-
hang von Familie und Solidarität ergeben.
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Familie und Solidarität

„Das zentrale Charakteristikum des 
Solidaritätsbegriffs ist seine Vielschich-
tigkeit“ schreiben Marianne Kneuer 
und Carlo Masala (Kneuer/Masala 
2015: 7). Dies hängt damit zusam-
men, dass sich verschiedene wissen-
schaftliche Disziplinen mit dem Begriff 
beschäftigen und er folglich je nach 
Kontext unterschiedlich interpretiert 
wird (Kneuer/Masala 2015: 7). Ziel 
des vorliegenden Aufsatzes ist es, 
den Begriff der Solidarität im Kontext 
Familie aus sozialethischer und poli-
tikwissenschaftlicher Sicht näher zu 
beleuchten.1

Solidarität stellt eines der vier zen-
tralen sozialethischen Ordnungs-
prinzipien in der katholischen So-
ziallehre dar. Außerdem ist sie die 
Basis, vielfältigen politischen Han-
delns. Es stellt somit immer wieder 
eine Herausforderung für Politik und 
Ethik dar, gegebene Strukturen und  
Normen auf ihre Ausrichtung am Soli-
daritätsprinzip hin zu überprüfen. Um 
das leisten zu können, ist es wichtig, 
Solidarität nicht auf Mildtätigkeit ge-
genüber Schwächeren zu verkürzen. 
Vielmehr geht es darum, Solidarität 
unter dem Gerechtigkeitsaspekt zu 
fokussieren, der die Personenwür-
de jedes Menschen schützen und 
bewahren möchte. So formulierte 
Papst Johannes Paul II bereits 1987: 
„Die Solidarität ist nicht ein Gefühl 
vagen Mitleids oder oberflächlicher 
Rührung wegen der Leiden so vieler 
Menschen nah oder fern. Im Gegen-

teil, sie ist die feste und beständige 
Entschlossenheit, sich für das ‚Ge-
meinwohl‘ einzusetzen, das heißt für 
das Wohl aller und eines jeden, weil 
wir alle für alle verantwortlich sind“ 
(Johannes Paul II: Enzyklika „Sollici-
tudo rei socialis“ Ziff. 38/39).

Im politischen Kontext spielt Solidari-
tät in unterschiedlichen Bereichen eine 
Rolle – dies zeigt sich gerade auch im 
gesellschaftlichen Diskurs. Verschie-
denste politische Entscheidungen und 
Handlungen werden sehr häufig mit 
Solidarität begründet. Das Solidar-
prinzip der Krankenkassen, der Soli-
daritätszuschlag und die Debatte um 
Solidarität mit finanzschwachen EU-
Mitgliedstaaten während der Finanz-
krise sind nur einige Beispiele. 

An diesen Beispielen können drei 
Aspekte aufgezeigt werden, die ih-
rerseits erkennen lassen, wie kom-
plex der Begriff der Solidarität ist. 
Erstens wird Solidarität als normative 
Grundlage und Legitimationsbasis 
politischer Entscheidungen herange-
zogen. Der zweite Aspekt hängt eng 
mit dem ersten zusammen. Er wird 
von Hondrich und Koch-Arzberger 
als „neue[r], andersartige[r] Rege-
lungsmechanismus“ (Hondrich und 
Koch-Arzberger 1992: 16) bezeich-
net, weil durch den Solidaritätsge-
danken viele (staatliche) Maßnahmen 
geschaffen werden, die das Zusam-
menleben regeln. 

Drittens wird aus den Beispielen 
deutlich, dass sich Solidarität – gera-
de in einer immer komplexer werden-
den Welt – selten nur auf eine Ebene 
beschränkt. Daher beschreibt Ernst-
Wolfgang Böckenförde politische 
Solidarität auch als „eine Solidarität, 
die nicht lediglich auf einen abge-
grenzten Sektor des gesellschaftli-

1 Auf Solidarität im Kontext der Christlichen 

Gesellschaftslehre und politischer Ethik geht 

Bernhard Sutor ein. Siehe dazu Sutor 1992, 

S. 32-34.
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chen Zusammenlebens bezogen ist, 
wie etwa auf die Wirtschaft oder den 
Sport, sondern auf das Zusammen-
leben in seiner gesamthaften, die 
einzelnen Bereiche übergreifenden 
Dimension“ (Böckenförde 2009: 20).

Gerade Böckenfördes Feststel-
lung ist auch im Zusammenhang von 
Solidarität und Familie von zentraler 
Bedeutung, die sich vereinfacht aus-
gedrückt in dreifacher Weise zeigt: 
Erstens ist Familie selbst ‚personifi-
zierte‘ Solidarität, das heißt, es ge-
hört zum Grundprinzip einer Familie, 
den Familienmitgliedern in einem ho-
hen Maß an Solidarität verbunden zu 
sein. Zweitens haben Familien und 
ihre Leistungen hohen Einfluss auf 
das Maß an Solidarität, das in einer 
Gesellschaft vorherrscht. Schließlich 
zeigt sich – drittens – die Solidari-
tät verschiedener gesellschaftlicher 
Ebenen (beispielsweise der Politik) 
gegenüber Familien und auch die 
Solidarität der Familien untereinan-
der als wichtiger Einflussfaktor auf 
die Familienfreundlichkeit einer Ge-
sellschaft. In diesem Zusammen-
hang spielen Familienverbände eine 
wichtige Rolle. 

Die drei Punkte sind nur schwer zu 
trennen und überlagern sich gegen-
seitig, und werden deshalb auch in 
den folgenden Ausführungen nicht 
streng getrennt.

Umstrittene Beziehung  
zwischen Familie und  
Gesellschaft

Familien genießen heute – zumindest 
verbal – aufgrund ihrer Leistungen 
recht große Wertschätzung – gerade 
auch seitens der Politik. So bekräfti-

gen beispielsweise Politiker aller Par-
teien immer wieder, wie wichtig die 
Leistungen der Familien sind. Auch im 
aktuellen Koalitionsvertrag der großen 
Koalition wird die Bedeutung von Fa-
milien hervorgehoben: „Familien hal-
ten unsere Gesellschaft zusammen. 
Sie zu stärken und zu entlasten ist un-
ser Ziel“ (CDU/CSU/SPD 2018: 19). 

Dabei wird oft vergessen, dass der 
Nutzen von Familie für das Funktio-
nieren einer Gesellschaft lange Zeit 
nicht unumstritten war. Die Familie 
galt vor allem in der Wirtschaftswis-
senschaft häufig als Zeichen von 
Rückständigkeit und Hemmnis für 
Modernisierung. So schreiben etwa 
Kerr u.a.: „[Die Großfamilie] stellt al-
len Mitgliedern, ungeachtet ihres in-
dividuellen Beitrags, Wohnung und 
Unterhalt zur Verfügung und sorgt 
so mit einer Art ‚sozialer Sicherheit‘ 
gleicherweise für den Bedürftigen wie 
für den Faulen. Von den arbeitenden 
Familienangehörigen wird erwartet, 
dass sie ihren Verdienst zugunsten 
aller Mitglieder der Großfamilie zu-
sammenlegen; individuelles Sparen 
ist nicht erwünscht. Über Verhalten 
und Lebensweg (einschließlich Heirat) 
der Familienmitglieder entscheiden 
ausschließlich die Älteren in der Groß-
familie. Loyalität und Verpflichtungen 
der Familie gegenüber haben Vor-
rang vor allem anderen. So schwächt 
tendenziell die Großfamilie oder der 
Familienverband die individuelle Moti-
vation, zu arbeiten, zu sparen und zu 
investieren“ (Kerr et. al. 1960: 98).

Vor allem bei manchen Argumen-
tationslinien innerhalb der Sozialka-
pitaltheorie werden Familien eher kri-
tisch gesehen. Die zu starke Fixierung 
auf innerfamiliäre Beziehungen wür-
de demnach zu einer Exklusion und  
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Abspaltung gegenüber der Gesell-
schaft führen und somit das Soli-
daritätsbestreben innerhalb der Ge-
samtgesellschaft eher schmälern. Zu 
einer solchen Deutung kommt man 
aber nur, wenn man nicht zwischen 
verschiedenen Familienstrukturen dif-
ferenziert. Differenziert man jedoch, 
wird deutlich, dass vor allem stark au-
toritäre familiäre Strukturen, die die 
Familienmitglieder einengen und von 
der Außenwelt isolieren, die gesamt-
gesellschaftliche Solidarität negativ 
beeinflussen (Bayerl 2006).

Deshalb ist es zur Beurteilung der 
Solidaritätsleistungen von Familien 
wichtig, die Familienstruktur, ihre Ein- 
bettung in das gesellschaftliche Um-
feld und ihre inneren Herrschafts-, 
Macht- und Unterstützungsmecha-
nismen mitzuberücksichtigen.

Wenn im Folgenden der Zusam-
menhang von Familie und Solidarität 
untersucht wird, dann steht hier die 
Familienform im Blick, die im allge-
meinen Sprachgebrauch als ‚mo-
derne Familie‘ bezeichnet wird – eine 
offene und gleichberechtigte Ge-
meinschaft, in der die Familienmit-
glieder sowohl gemeinsam als auch 
einzeln gesellschaftlich integriert sind 
und einen gewissen Grad an Unab-
hängigkeit trotz ihrer Beheimatung in 
der Familie wahren.2

 

2 Weitere Ausführungen zu familiären Struktu-

ren und allgemein der Definition des Begriffs 

‚Familie‘ werden an dieser Stelle nicht vorge-

nommen, da dies einerseits den Rahmen des 

Artikels sprengen würde und andererseits für 

das Verständnis der Ausführungen nicht not-

wendig ist. Zu weiteren Erläuterungen, vgl. 

Bayerl 2006.

Solidarität innerhalb  
der Familie

Es kann hier nur ein kurzer Überblick 
über die innerfamiliären Leistungen 
der Familie gegeben werden, ohne 
auf die einzelnen Bereiche im Detail 
einzugehen. Es ist außerdem äußerst 
schwierig – wenn nicht sogar un-
möglich – die familiären Leistungen 
in ihrer ganzen Vielfalt zu erfassen.

Bereits der Fünfte Familienbericht 
des Bundesfamilienministeriums stellt 
fest: „die elementare Leistung von 
Familien [besteht] darin, dass sie 
den Kontakt und die Bindungen zwi-
schen den Familienangehörigen im 
Zeitablauf aufrechterhalten und auf 
diese Weise jenen Orientierungsrah-
men schaffen, in dem ‚Familie‘ erleb-
bar wird. Diese Solidarität der Fami-
lienmitglieder ist gleichzeitig Aufgabe 
und Vorbedingung aller Leistungen 
von Familien“ (BFSFJ 1994: 25). Da-
mit bekräftigt der Familienbericht, 
die Bedeutung der innerfamiliären 
Solidarität, was in ähnlicher Weise in 
einem Schreiben der deutschen Bi-
schöfe zum Ausdruck kommt (DBK, 
1999: 9-10), wobei sie in noch stär-
kerem Maße die Bedingungslosig-
keit der gegenseitigen Zuwendung 
betonen. So bezeichnen sie Ehe 
und Familie als die Lebensform, die 
dem menschlichen Grundbedürfnis 
nach Liebe, Geborgenheit und Halt 
in besonderer Weise entspricht. Der 
Unterschied zu allen anderen Be-
ziehungsformen (wie Freundschaf-
ten, Kollegium), die das Dasein des 
Menschen bereichern, besteht in der  
Vorbehaltlosigkeit und der unbeding-
ten Verlässlichkeit, mit der Ehepart-
ner einander und ihre Kinder anneh-
men. Daher ist die Familie nicht nur 
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eine Grundeinheit der menschlichen 
Gesellschaft, sondern eine Grund-
form des menschlichen Lebens, 
das sich nur in Gemeinschaft ent-
falten kann. Gerade diese starken 
Bindungen zwischen den Familien-
mitgliedern entsprechen dem Be-
dürfnis des Menschen nach Dauer 
und Verantwortung und ermöglichen 
Kindern und Erwachsenen Beheima-
tung und befriedigen die menschli-
che Sehnsucht nach ganzheitlicher, 
das heißt leiblicher, geistiger und 
seelischer Zuwendung und Gebor-
genheit (DBK 1999: 9-10). Oft wird 
die Bedeutung dieser Gemeinschaft 
erst dann bewusst, wenn Familien 
zerbrechen und Menschen dadurch 
in die Isolation geraten.

Wie bereits in der Einleitung er-
wähnt, lassen sich die Leistungen im 
inneren Bereich der Familie nicht von 
ihren Wirkungen auf den Außenbe-
reich trennen, da zum einen die Fa-
milienmitglieder auch Mitglieder der 
Gesellschaft sind und somit deren 
Wohlergehen auch dem der Gesell-
schaft dient. Zum anderen erbringen 
Familien auch Leistungen, die für das 
Funktionieren und den Zusammen-
halt einer Gesellschaft zentral sind.

Für den Erhalt einer Gesellschaft ist 
es von immanenter Bedeutung, dass 
Menschen Verantwortung für Kinder 
übernehmen und so zum Fortbe-
stand einer Gesellschaft beitragen.

Diese Leistung von Familien tritt  
jedoch häufig erst dann ins gesell-
schaftliche Bewusstsein, wenn sie 
nicht mehr im ausreichenden Um-
fang erbracht wird, wenn also we-
niger Menschen bereit sind, die 
Verantwortung für Kinder zu über-
nehmen. Dies ist ein in Deutschland 
und anderen europäischen Staaten 

Familie als Grund-
form menschlichen 

Lebens, die sich 
nur in Gemeinschaft 

entfalten kann. 

inzwischen sehr deutlich wahrnehm-
bares Phänomen.

So werden seit 1972 in Deutsch-
land jedes Jahr weniger Kinder ge-
boren als Menschen sterben (Statis-
tisches Bundesamt 2002: 37). Die 
Geburtenziffer liegt seit den 1990er 
Jahren zwischen 1,3 und 1,4 gebo-
renen Kinder je Frau (BFSFJ 2003: 
93), wobei sie im Osten 
Deutschlands mit 108 Kin-
dern je 100 Frauen noch 
geringer ist als im Wes-
ten mit 140 je 100 Frauen 
(Dickmann 2003: 8). Auch 
die aktuellen Zahlen be-
stätigen diese Tendenz. So betrug 
die Geburtenziffer 2015 nur 1,50 
(Statistisches Bundesamt 2017).3 
Damit wurde zwar der höchste Wert 
seit der Wiedervereinigung erzielt. Er 
liegt aber noch immer unter dem eu-
ropäischen Durchschnitt (1,58). So 
zählt Deutschland im europäischen 
Vergleich zu den Ländern mit einer 
niedrigen Geburtenhäufigkeit. Die 
niedrigsten Geburtenziffern weisen 
Portugal (1,31), Polen und Zypern (je 
1,32) auf. Die höchsten Werte finden 
sich in Frankreich (1,96), Irland (1,92) 
und Schweden (1,85) (Statistisches 
Bundesamt 2017). Um die Eltern-
generation zu ersetzten, müsste die 
Geburtenziffer dagegen bei etwa 2,1 
liegen (Dickmann 2003: 8).

Sinkende Geburtenzahlen wirken 
sich auch auf die Altersstruktur einer 
Gesellschaft aus. Bereits jetzt weist 
Deutschland mit 13,2% unter den 

3 Die Veröffentlichung der Zahlen für 2016 und 

2017 verzögert sich laut Statistischem Bun-

desamt (https://www.destatis.de/DE/Zahlen-

Fakten/GesellschaftStaat/Bevoelkerung/Be-

voelkerung.html).
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Mitgliedstaaten der EU den gerings-
ten Anteil junger Menschen (0 bis 14 
Jahre) an der Gesamtbevölkerung  
auf (Durchschnittswert: 15,6%, Stand: 
01.01.2016) (Eurostat 2017). Insge-
samt steigt der Anteil von Menschen 
ab 65 in der gesamten EU seit Jahren 
deutlich: Zwischen 2006 und 2016 ist 
für die gesamten EU-Mitgliedstaaten 
eine Steigerung um 2,4 Prozent-
punkte festzustellen. Umgekehrt 
sank der Anteil der unter 15-Jährigen 
um 0,4%. Dieser Trend zeigt sich 
auch in Deutschland selbst: Lag der  
Anteil junger Menschen 2006 noch 
bei 14,1%, so war er zehn Jahre 
später bereits auf 13,2% gesunken. 
Dagegen gibt es deutlich mehr Men-
schen, die 65 Jahre oder älter sind 
(2006: 19,3%/2016: 21,1%). Bis 
2080 wird EU-weit mit einer deut-
lichen Alterung der Bevölkerung  
gerechnet (Eurostat 2017). 

Für Deutschland hat das Statis-
tische Bundesamt prognostiziert, 
dass der Anteil der unter 20-Jähri-
gen bis 2060 auf 16% sinken wird. 
Gleichzeitig wird der Anteil der (über) 
65-Jährigen bei einem Drittel (33%) 
liegen. Außerdem wird es über dop-
pelt so viele 70-Jährige geben, wie 
Kinder, die geboren werden (Statisti-
sches Bundesamt 2015: 17). 

Die Entwicklung bewirkt zum ei-
nen, dass es auch in Zukunft immer 
weniger Menschen geben wird, da 
damit gleichzeitig die künftige El-
ternbasis kleiner wird. Zum ande-
ren erfolgt eine ‚demographische 
Alterung‘, was für eine Gesellschaft 
weitreichende Folgen hat.4 Gerade 
auch in ökonomischer Hinsicht wer-
den sich Probleme wie Wachstums-
schwäche und Nachfragerückgang 
bei sinkenden Bevölkerungszahlen 

4 Die Auswirkungen des demographischen 

Wandels beschränken sich nicht auf die viel-

diskutierten Themen der Rentensicherung 

und des Fachkräfteangebotes, sondern wir-

ken bis hinein in die Entwicklung der einzelnen 

Städte und Gemeinden. (Vgl. z.B. Gans 2005: 

66-77.)

ergeben. Auch auf dem Arbeitsmarkt 
wird sich fehlender Nachwuchs be-
merkbar machen, was zu Produktivi-
tätsein-bußen und langfristig auch zu 
Abwanderung bestimmter Branchen 
führen kann (Ott 2002: 11).

Dies hat zur Folge, dass auch Ver-
eine, Parteien und Interessenorgani-
sationen weniger Nachwuchs haben 
und somit auch deren Solidaritäts-
leistungen gemindert werden.

Neben der Nachwuchssicherung 
liegt die Leistung der Familie aber 
nicht nur darin, dass sie Kinder in die 
Welt setzen, sondern in der angemes-
senen Sozialisation der nachwach-
senden Generation. Dieser Einfluss 
von Familien auf das Humanvermö-
gen einer Gesellschaft ist schwer zu 
messen. Der finanzielle Aufwand, 
den Eltern erbringen, wenn sie Kin-
der aufziehen, lässt sich dagegen 
leichter berechnen. So investiert ein 
Ehepaar für ein Kind bis zur Volljährig-
keit durchschnittlich 126.000 €, bzw. 
monatlich zwischen 584 € (Paar mit 
1 Kind) und 468 € (Alleinerziehende 
mit zwei Kindern) pro Kind (Littmann 
2014). Dieser Einsatz der Eltern ist 
eine Investition in das Humanvermö-
gen der Gesellschaft (Ott 2001: 136).

Doch zu den Leistungen der Fami-
lie gehört nicht nur die Schaffung von 
Humanvermögen, sondern auch die 
Erhaltung und Pflege desselbigen. 
Während ersteres sich auf die Kinder 
und Kindererziehung bezieht, ver-
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weist letzteres auf die Regeneration 
der Erwachsenen, Jugendlichen und 
Kinder im Familienverband. Dazu ge-
hören alle Tätigkeiten, die unter die 
Begriffe Hausarbeit und Beziehungs-
arbeit fallen. 

Eine besonders wichtige Rolle 
spielt Familie im Zusammenhang mit 
Solidarität und Gerechtigkeit zwi-
schen den Generationen. Ohne ein 
gelingendes Miteinander der Gene-
rationen ist eine Gesellschaft kaum 
lebens- und leistungsfähig. Dies gilt 
heute noch mehr als früher, da durch 
die gestiegene Lebenserwartung 
und die damit verbundenen demo-
graphischen Veränderungen eine 
größere Anzahl von Generationen 
gleichzeitig lebt. So bilden für viele 
drei Großelterngenerationen keine 
Ausnahme mehr und rund 20% al-
ler über 60-Jährigen haben noch 
mindestens einen lebenden Elternteil 
(DBK 2000: 25-26).

Familien fördern die Generationen-
solidarität dabei auf zwei verschiede-
nen Ebenen. Zum einen leisten sie 
konkrete wechselseitige Hilfen, wie 
beispielsweise Fürsorge bei Krank-
heit, Kinderbetreuung durch die 
Großeltern und Pflege im Alter. Die-
se Unterstützung erfolgt weniger aus 
einem Gefühl der Verpflichtung als 
vielmehr aus einem hohen Grad der  
emotionalen Bindung (Kaufmann 
1995: 76-78). Zum anderen sichern 
Familien die Generationensolidarität, 
indem sie durch Erwerbstätigkeit, 
Nachwuchssicherung sowie Schaf-
fung und Erhaltung von Humanver-
mögen das gegenwärtige Sozial-
versicherungssystem erhalten, das 
heute in erster Linie für die finanzi-
elle Sicherung der älteren Genera-
tion verantwortlich ist (Bayerisches 

Staatsministerium 1994: 7).

Familienförderung durch eine 
solidarische Gesellschaft

Wie dargestellt wurde, leisten Fami-
lien für den Erhalt der Gesellschaft 
allgemein, aber auch für das Funktio-
nieren einer Gesellschaft 
auf verschiedenste Wei-
se einen großen Beitrag. 
Dass Familien daher 
für die Gesellschaft von 
großem Wert sind, ist in 
Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft unumstrit-
ten. Umso wichtiger ist 
es, dass sich eine Gesellschaft auch 
solidarisch mit Familien zeigt bzw. 
Maßnahmen ergriffen werden, damit 
Solidarität gegenüber Familien ge-
lebt werden kann.

Im Folgenden wird vorgestellt, wie 
und durch wen dies gefördert wird. 
Zwischen der Geburt des Politikfel-
des ‚Familie‘ und der heutigen fa-
milienpolitischen Praxis liegt nicht 
nur ein langer zeitlicher Abstand, 
sondern auch ein intensiver Ent-
wicklungsprozess dieses Feldes.5  
Gewissermaßen als offizielle Geburts-
stunde des Politikfeldes Familie kann 
die Gründung des Bundesfamilienmi-
nisteriums im Jahre 1953 (Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 2016) bezeichnet 
werden.6 

Eine besonders 
wichtige Rolle spielt 

Familie im Zusammen-
hang mit Solidarität 

und Gerechtigkeit  
zwischen den 
Generationen.  

5 Im Rahmen dieses Beitrags ist es nicht mög-

lich, diesen Prozess umfänglich darzustellen.
6 Natürlich standen bereits vor Gründung des 

Familienministeriums familienpolitische Themen 

auf der Tagesordnung. Allerdings waren diese in 

der Regel eingebettet in allgemeinere sozialpoli-

tische Handlungsfelder (Gerlach 2009: 91).
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Während Politikfelder wie Wirt-
schafts- und Außenpolitik ganz tra-
ditionell auf dem politischen Tableau 
stehen, setzte sich das Politikfeld  
Familie erst langsam durch. Es be-
durfte der Überwindung verschie-
dener traditioneller Überzeugungen 
und des Einsatzes nicht-politischer 
Akteure, bis Familienpolitik stärker 
in das Zentrum der politischen und 
öffentlichen Aufmerksamkeit rückte.

Dies hängt auch mit dem Umstand 
zusammen, dass während des Drit-
ten Reiches familienpolitische Instru-
mente für die nationalsozialistische 
Bevölkerungspolitik instrumenta-
lisiert wurden. Folglich bestanden 
gegenüber familienpolitischen Maß-
nahmen nach Gründung der Bun-
desrepublik unter anderem aus die-
sem Grund Vorbehalte. Freilich waren 
aber gerade in dieser Phase Familien 
auf Unterstützung angewiesen. Ins-
besondere der erste Familienminister 
Wuermeling setzte sich stark für die 
Förderung und Unterstützung von 
Familien ein. Als erste familienpoliti-
sche Maßnahme der Nachkriegszeit 
führte er das Kindergeld wieder ein. 

Dass schließlich familienpolitische 
Maßnahmen an Bedeutung gewan-
nen, ist daneben vor allem den Im-
pulsen von Familienverbänden und 
dem Bundesverfassungsgericht zu 
verdanken. So forderten die Evange-
lische Arbeitsgemeinschaft für Fami-
lienfragen (EAF e.V.) und der Famili-
enbund der Katholiken (FdK) in der 
frühen Phase der Bundesrepublik 
eine systematisierte Familienpolitik, 
die alle Familien im Blick hatte und 
sich nicht nur im Rahmen der Sozi-
alpolitik Familien widmete, die sich 
in besonders prekären Verhältnissen 
befanden (Gerlach 2009: 91). In den 

Folgejahren rückte Familienpolitik 
und in der Konsequenz auch die För-
derung von Familien verstärkt in den 
Fokus. 

Durch Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichts kam es ab Ende der 
50er Jahre zu verschiedenen weg-
weisenden politischen Entscheidun-
gen – beispielsweise die Einführung 
des Ehegattensplittings 1958 und 
das erste Gleichberechtigungsge-
setz (1957) (Gerlach 2009: 92). Es 
scheint daher nicht übertrieben, das 
Bundesverfassungsgericht in diesem 
Zusammenhang als ‚familienpoliti-
schen Impulsgeber‘ zu bezeichnen 
– eine Rolle, die es über die Jahre 
beibehielt bzw. gar ausbauen konn-
te. Hier zeigt sich durchaus eine Pro-
blematik: Zentrale familienpolitische 
Maßnahmen gingen nicht etwa von 
der Legislative oder der Exekutive 
aus, sondern es war die Judikative, 
die Anstöße für Entscheidungen ge-
ben musste. Obgleich das Gericht 
selbst keine politischen Maßnahmen 
umsetzen kann, sondern allenfalls 
die politischen Entscheidungsträger 
anmahnen kann, Regelungen auf 
den Weg zu bringen, so hatte das 
Gericht zweifelsfrei in diesem Zu-
sammenhang eine proaktivere Rolle 
als die Politik. 

In den folgenden Jahrzehnten wa-
ren es unterschiedliche Ereignisse, 
die Familienpolitik stärker in das poli-
tische und gesellschaftliche Bewusst-
sein rücken ließen und damit auch zu 
politischen Entscheidungen führten, 
die die Leistungen von Familie stärker 
anerkannten. Dazu zählen beispiels-
weise allgemein der Wertewandel, 
der ab den 60er Jahren – unter ande-
rem durch die Studentenbewegung – 
einsetzte oder die Frauenbewegung, 
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die in dieser Phase entstand. Es 
wurden Entscheidungen getroffen, 
die stärker an der Lebenswirklichkeit 
der Familien orientiert waren bzw. 
ihre Leistungen anerkannten (z.B. 
Ehe- und Scheidungsrechtsreform 
von 1976, Reform elterlicher Sor-
ge 1979, Einführung des bezahlten 
Mutterschaftsurlaubs 1979, Kinder-
geldreform 1975) (Gerlach 2009: 92-
93). Spätestens ab diesem Zeitpunkt 
kann durchaus von einem stärke-
ren Maß an Solidarität mit Familien 
gesprochen werden. Verschiedene 
weitere Maßnahmen (beispielsweise 
die schrittweise Einführung von Er-
ziehungsurlaub und -geld ab 1986 
und die Berücksichtigung von Kin-
dererziehungszeiten für die Renten-
berechnung aus dem Jahr 1987) 
(Gerlach 2009: 93) können insofern 
als solidarische Entscheidungen in 
Bezug auf Familien bewertet werden, 
als dass die Leistungen der Familien 
und die Stärkung ihrer Funktionen 
weiter in den Mittelpunkt der politi-
schen Handlungen rückten und vor 
allem auch verschiedenen Famili-
enformen gerecht wurden. Gerade 
die Punkte Lastenausgleich und die 

Anerkennung verschiedener Famili-
enformen spielten auch ab den 90er 
Jahren und mit und nach der Jahr-
tausendwende eine zentrale Rolle für 
Familienpolitik. Dies kann als Indiz 
für eine stärker zielgruppenorientier-
te Politik betrachtet werden. Auch 
Aspekte wie die Förderung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf ge-
wannen beispielsweise in Form des 
Elterngeldes an Wichtigkeit und sind 
aktuell mehr denn je ein wichtiger 
Bestandteil der Familienpolitik. Ob-
gleich das Bundesverfassungsgericht 
immer wieder Impulse für familienpo-
litische Entscheidungen gegeben hat, 
zeigte sich die Politik im Laufe der 
Jahre aktiver in der familienpolitischen 
Gestaltung. Politik musste gewisser-
maßen erst lernen, solidarische Maß-
nahmen für Familien umzusetzen.

In den letzten Jahren ist es – durch 
den gesellschaftlichen Wandel – nicht 
nur zu einer verstärkten Differenzie-
rung von Familienformen gekom-
men. Vielmehr kam es auch zu einer  
zunehmenden Aufweichung des klas-
sischen Erwerbsmodells. Obgleich 
noch immer ein deutlich größerer 
Anteil an Männer als Frauen einer 
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7 2016 gingen unter den sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten 6,8 Mio. Frauen einer 

Teilzeitbeschäftigung nach, unter den Männern 

waren es 1,7 Mio. (Bundesagentur für Arbeit 

2017: 9).

8 Es würde den Rahmen dieses Beitrags spren-

gen, auf alle einzugehen. Eine genauere Be-

trachtung bzw. Untersuchung von Interessen-

vertretung für Familien findet im Rahmen eines 

Dissertationsprojekts mit dem Arbeitstitel „Lob-

by für Familien – Eine Analyse familienpolitischer 

Interessenvertretung im politischen Willensbil-

dungsprozess der Bundesrepublik Deutsch-

land“ (Lisa Hartmann) statt. Zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt können hierzu allerdings noch keine 

genaueren Ergebnisse präsentiert werden. Für 

eine genauere Beschreibung des Forschungs-

vorhabens siehe Familienprisma 2017, S.82-83 

(auch online abrufbar unter: http://www.ku.de/

forschung/forschen-an-der-ku/forschungseinr/

forschungseinrzfg/publikationen/) oder: http://

www.ku.de/fileadmin/140401/Beschreibung_

Diss_Hartmann.pdf.

Vollzeiterwerbstätigkeit nachgeht7 
(Bundesagentur für Arbeit 2017: 9), 
streben immer mehr Frauen nach 
einer Rückkehr in die Erwerbstätig-
keit bzw. nach einer Vereinbarkeit 
von Erziehungs- und Erwerbsarbeit. 
Hier stand und steht die Politik vor 
der Herausforderung, mit entspre-
chenden Maßnahmen auf die gesell-
schaftlichen Realitäten zu reagieren. 

Familienverbände als  
spezifische Form familiärer 
Solidarität

Wie bereits oben angedeutet, ging ein 
Impuls für einen stärkeren Fokus auf 
familienrelevante Themen bzw. deren 
Behandlung im Rahmen eines eige-
nen Politikfeldes unter anderem von 
zwei Familienverbänden aus. Zwei-
felsohne spielen Familienverbände im 
Kontext der Familienpolitik eine wich-
tige Rolle und können daher auch als 
einer jener Akteure betrachtet wer-
den, die sich für solidarische Bedin-
gungen für Familien einsetzen. 

Insgesamt gibt es in Deutschland 
eine Vielzahl von Vereinen und Ver-
bänden, die sich für Familien und 
ihre Interessen engagieren.8 Unter 
den familienpolitischen Verbänden 
und Vereinen sind eigenständige  
Organisationen ebenso vertreten wie 
Zusammenschlüsse von Verbänden 
und anderen Organisationen. Inner-
halb der familienpolitischen Verbän-
delandschaft kam es über die Jahre 

zu einer Pluralisierung. Dies ist vor 
dem Hintergrund der Ausdifferen-
zierung der Familienformen keine 
Überraschung – im Gegenteil: Darin 
ist eine der Erklärungen für die Plura-
lisierung der familienpolitischen Ver-
bändelandschaft zu sehen. 

Familienverbände verfolgen zwei 
grundlegende Ziele, aus denen sich 
gleichzeitig ihre Aufgaben ableiten. 
Das erste Ziel spielt im Kontext der 
Solidarität mit Familien eine wich-
tige Rolle. Es liegt darin, die Situa-
tion für Familien in der Gesellschaft 
zu verbessern. Dabei spielen die 
politischen Gegebenheiten eben-
so eine wichtige Rolle wie die wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen. 
Folglich ist der Adressat von familia-
ler Interessenvertretung auch nicht 
nur die Politik. Interessen von Fami-
lien müssen genauso gegenüber der 
Wirtschaft, den Medien und der Ge-
sellschaft im Allgemeinen vertreten 
werden, um sich einerseits Gehör zu 
verschaffen, andererseits aber auch 
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ganz konkret eine Sensibilisierung 
für die Bedeutung von Familie mit 
ihrem großen Wert zu erreichen. In-
sofern bezeichnet Johanna Possin-
ger Familienverbände vollkommen 
zu Recht als „‘Anwälte‘ für Familien“ 
(Possinger 2015). Dies gelingt den 
Verbänden vor allem auch, indem 
sie ihre Expertise in die politischen 
Prozesse einbringen und so einen 
aktiven Beitrag zur Gestaltung von 
Familienpolitik und einer familien-
freundlichen Gesellschaft leisten. 
Dies kann geschehen, indem sie 
bereits laufende Prozesse begleiten 
und ihre Stellungnahmen dazu abge-
ben, also gewissermaßen eine bera-
tende Funktion einnehmen. Auch Im-
pulse aus Eigeninitiative heraus sind 
aber möglich (Wingen 1966: 98-99).9 

Das zweite Ziel ist weniger auf die 
Politik und die Öffentlichkeit als auf 
die Familien selbst ausgerichtet. 
Hier geht es darum, den Familien 
gewissermaßen Hilfe zur Selbsthil-
fe zu geben (Wingen 1966: 100).  
Familienverbände stellen verschie-
denstes Informationsmaterial bereit, 
bieten Veranstaltungen rund um das 
Thema Familie an und bieten Famili-
en so die Möglichkeit, sich auf unter-
schiedlichste Weise Rat und Unter-
stützung zu holen. Auf diese Weise 
helfen sie Familien dabei, ihre Aufga-
ben zu erfüllen und damit das inner-
familiäre Solidaritätspotential zu erhö-
hen. Familienverbände tragen folglich 
mindestens in zweierlei Hinsicht zu 

Solidarität in Bezug auf Familien 
bei: Erstens versuchen sie durch ih-
ren Einsatz die Solidarität zwischen  
Gesellschaft, Politik und Wirtschaft 
auf der einen Seite und den Famili-
en auf der anderen Seite zu fördern. 
Zweitens wird durch Maßnahmen, 
die im Rahmen des zweiten Ziels 
zum Tragen kommen, auch die  
innerfamiliäre Solidarität unterstützt. 

Interessenvertretung für Familien 
sieht sich verschiedenen Herausfor-
derungen ausgesetzt. Eine erste Her-
ausforderung ist sicherlich in der The-
matik selber zu sehen: Das Thema 
Familie umfasst unterschiedlichste 
politische Bereiche: Die Bildungspo-
litik zählt dazu ebenso wie beispiels-
weise die Steuerpolitik. Dies kann es 
erschweren, die Interessen gezielt zu 
adressieren. Gleichzeitig spielen im 
Kontext von Familie neben Themen, 
die dauerhaft von Relevanz sind (bei-
spielsweise Familienlastenausgleich 
etc.) auch solche eine Rolle, die eher 
akut sind bzw. individuell Heraus-
forderungen für Familien darstellen, 
die aber nicht primär von der Poli-
tik gelöst werden können (Gerlach 
2009: 103). Die Politik kann in sol-
chen Akutsituationen keine direkte 
Hilfe bereitstellen, sie kann aber die 
Rahmenbedingungen schaffen, da-
mit – beispielsweise durch Famili-
enbildungsangebote, Beratungs-
stellen etc. – Familien Unterstützung 
geboten wird. Hinzu kommen wei-
tere Aspekte, die familiale Interes-
senvertretung schwierig gestalten. 
Dazu zählt beispielsweise der Faktor  
Organisations- und Konfliktfähigkeit.10  

9 Auf die genauen Strategien und Instrumente 

familienpolitischer Interessenvertretung kann 

im Rahmen dieses Beitrags aus Platzgründen 

nicht eingegangen werden. Dies ist, wie oben 

dargestellt, Gegenstand eines laufenden For-

schungsvorhabens.

10 Auf diese Faktoren kann im Rahmen dieses 

Aufsatzes aus Platzgründen nicht eingegangen 

werden.
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Die nächste Herausforderung bezieht 
sich auf die Struktur der Familien-
verbändelandschaft. Wie bereits bei 
der Vorstellung der Familienverbän-
de deutlich wurde, gestaltet sich 
diese ausgesprochen plural. Zwar 
kann Pluralität im politischen Wil-
lensbildungsprozess gewiss eine 
Bereicherung darstellen. Ein hohes 
Maß an Heterogenität und eine da-
raus möglicherweise entstehende 
Konkurrenz zwischen einzelnen Ver-
bänden kann sich aber auch nega-
tiv für eine starke Positionierung der 
Thematik auswirken, da die Verbände 
untereinander zunächst einen ‚kleins-
ten gemeinsamen Nenner‘ finden 
müssen bzw. sich eine gemeinsame 
Identität bilden muss: „ein Vertre-
tungsmonopol für Familien konnte 
aufgrund der Diversifizierung konfes-
sioneller Art oder im Hinblick auf spe-
zielle Zielgruppen (z.B. Alleinerzie-
hende) nicht herausgebildet werden“  
(Gerlach 2009: 104). Insofern können 
die Zusammenschlüsse in Form des 
Bundesforums Familie und der AGF 
als erfreulicher Versuch angesehen 
werden, eine Bündelung verschiede-
ner Aspekte im Zusammenhang mit 
Familie und damit eine wirkungsvol-
lere Platzierung des Themas ‚Fami-
lie‘ insgesamt zu erreichen. Obgleich 
eine große thematische Heterogeni-
tät unter den verschiedenen Famili-
enverbänden festzustellen ist, lässt 
sich ein thematischer Schwerpunkt 
identifizieren, der die Familienver-
bände gewissermaßen verbindet. 
Es handelt sich um die Forderung, 
dass Familienleistungen stärker – 
auch monetär – anerkannt werden, 
da eine immer größere Diskrepanz 
zwischen den Einkommen von Fa-
milien und Kinderlosen zu erkennen 

ist. Auch die Auswirkungen von Er-
ziehungsleistungen auf die Rente ist 
ein wichtiger Punkt (Gerlach 2009: 
96-97). Schließlich – und diese  
Herausforderung hängt mit Strate-
gien bzw. Instrumenten der Interes-
senvertretung zusammen – fehlt Fa-
milienverbänden das ‚Drohpotential‘ 
(Gerlach 2009: 104-105). Dies ist ein 
Mittel, mit dem Verbände vieler ande-
rer Branchen ihre Interessen, gerade 
in Akutsituationen, durchsetzen kön-
nen. Gleichwohl scheinen die sinken-
den Geburtenzahlen und damit die 
Gefährdung der Institution Familie ein 
über der Gesellschaft schwebendes 
Damoklesschwert darzustellen, was 
möglicherweise ein gewisses Droh-
potential hervorruft und damit die Ein-
flussmöglichkeiten erhöht.

Obwohl Interessenvertretung für 
Familien verschiedenen Herausfor-
derungen gegenübersteht und auch 
der Wirkungsgrad der Familienver-
bände in Bezug auf (mehr) Solida-
rität für Familien und innerhalb von 
Familien nur schwer messbar ist, 
kann folgendes festgestellt werden: 
Zweifelsfrei spielen Familienverbän-
de im Zusammenhang von Solidari-
tät und Familien eine wichtige Rolle: 
Dies liegt an der Vielschichtigkeit des  
Engagements der Verbände: Sie un-
terstützen Familien und unterstützen 
so die Solidarität in Familien. Sie schaf-
fen die Möglichkeit, dass sich Familien 
vernetzen und tragen so zu Solidarität 
zwischen Familien bei. Schließlich ver-
treten sie die Interessen von Familien 
gegenüber der Politik und fördern so 
die Solidarität für Familien. 

Damit sind Familienverbände als 
unverzichtbarer Akteur auf dem Feld 
Familienpolitik zu bewerten. Dabei 
muss Interessenvertretung für Fami-
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lien bisweilen in Kauf nehmen, dass 
familienpolitische Themen auf der 
politischen Agenda nicht so präsent 
sind, wie dies für andere Themen 
gilt. Allerdings haben Familienthe-
men durch die Familienverbände 
überhaupt einen Anwalt gegenüber 
Politik und Gesellschaft. 

Daneben spielen aber auch weite-
re Akteure eine Rolle, wenn es darum 
geht, familienfreundliche Bedingun-
gen in der Gesellschaft zu schaffen. 
Neben den Verbänden, die ihr im-
manentes Ziel in der Vertretung fa-
milienrelevanter Themen haben, gibt 
es verschiedene weitere Organisati-
onen etc., die sich unter dem Schirm 
anderer übergeordneter Ziele für fa-
milienpolitische Themen einsetzen. 
Dazu zählen wirtschaftliche Verbände 
ebenso wie Gewerkschaften und die 
Verbände der freien Wohlfahrtspflege. 
Je nach genauem Ziel der jeweiligen 
Organisation und den damit zusam-
menhängenden Interessen, die ver-
treten werden, kommt es hier freilich 
zu verschieden gelagerten Schwer-
punkten. Auch Unternehmen und 
gerade die Kirchen setzen sich für 
familienfreundliche gesellschaftliche 
Bedingungen ein. So zeigt sich, dass 
eine familienfreundliche Gesellschaft 
– Solidarität mit Familien in einer Ge-
sellschaft – nicht nur die Aufgabe 
einzelner weniger Verantwortungs-
träger ist. Vielmehr entsteht diese 
Solidarität aus dem Zusammenspiel 
verschiedenster Gruppen. Dieses 
Zusammenspiel und vor allem die 
Bedeutung von Familie für die Ge-
sellschaft hervorzuheben, ist umso 
wichtiger vor dem Hintergrund des 
demographischen Wandels, der eine 
Bedrohung für das Gut der Familie 
darstellt. Diese Bedeutung immer 

wieder ins Bewusstsein zu rufen, ist 
auch Aufgabe der Familien selbst. 
Sie selbst können einen Beitrag zu 
einer familienfreundliche-
ren und ‚familiensolida-
rischeren‘ Gesellschaft 
leisten. Deshalb scheint 
auch der Appell, den 
Heuwinkel bereits im Jahr 
1992 äußerte, besonders 
zentral: „[D]amit Politik für Famili-
en gemacht wird, muß Familien- 
politik Anliegen der Familien selbst 
sein. Familien müssen sich organi-
sieren, ihre Probleme anpacken und 
ihre Interessen in Gesellschaft und 
Staat vertreten“ (Heuwinkel 1992: 
106-107). Dies muss nicht zwangs-
läufig über Verbände geschehen; ge-
rade auf kommunaler Ebene bieten 
sich verschiedenste Möglichkeiten 
für Familien, über Initiativen nicht nur 
auf familienrelevante Thematiken auf-
merksam zu machen, sondern auch 
den Lebensraum für Familien aktiv 
mitzugestalten und zu verbessern 
(Heuwinkel 1992: 110). Natürlich 
sind hier primär die Familien selber 
gefordert. Die Familienverbände 
können aber auch auf dieser Ebene 
eine unterstützende Säule bilden. Sie 
können derlei Engagement fördern, 
indem sie die Familien beim Aufbau 
von Netzwerken bzw. der Durchfüh-
rung von Initiativen beraten (Heuwin-
kel 1992: 113). Auch über solche 
– vermeintlich kleine – Maßnahmen 
kann ein wichtiger Beitrag zu guten 
Lebensbedingungen und damit zu 
Solidarität für Familien geleistet wer-
den.

Auch in Zukunft Bedingungen zu 
schaffen, unter denen Familien gut 
leben können, ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Diese Aufgabe, 

...verschiedenste 
Akteure setzen sich 

für familienfreundliche 
gesellschaftliche  

Bedingungen ein.  
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familienfreundliche Bedingungen zu 
schaffen, ist gewiss herausfordernd 
und kann nur gelingen, wenn, bei 
allen natürlichen und notwendigen 
Differenzen zu konkreten Aspekten in 
der Ausgestaltung, die verschiedenen 
Akteursgruppen – Politik, Wirtschaft, 
Verbände, Kirchen, Gesellschaft und 
natürlich die Familien selber – an ei-
nem Strang ziehen. Dies sollte für alle 
Beteiligten von Interesse sein. Klar 
ist – und das wird auch im Koaliti-
onsvertrag der gegenwärtigen Bun-
desregierung betont: „Familien hal-
ten unsere Gesellschaft zusammen“ 
(CDU/CSU/SPD 2018: 19). 

Netzwerke und Kooperationen 
als Möglichkeit der  
Solidaritätsförderung

Eine Möglichkeit, dieses Ziel zu rea-
lisieren und die Solidarität zum Nut-
zen von Familien zu erhöhen, wäre 
es, Vernetzungen und Kooperatio-
nen zu fördern. Wie oben dargestellt 
wurde, stellen Familien selbst Netz-
werke dar, da die einzelnen Mitglie-
der sich gegenseitig helfen und un-
terstützen und gemeinsame Werte 
und Ziele haben. Darüber hinaus ist 
es aber auch wichtig, dass Familien 
in ein Netzwerk innerhalb der Gesell-
schaft eingebettet sind. Ziel dieser 
Zusammenschlüsse ist es, die Situa-

tion der Familien zu ver-
bessern und Defizite im 
gesellschaftlichen Leben 
zu beheben oder zumin-
dest abzumildern. Eine 
Möglichkeit für diese 
Netzwerkbildung stellen 

außer den Familienverbänden freie 
Zusammenschlüsse von Personen-

gruppen dar. Einen weiteren Raum 
dafür bieten die christlichen Kirchen, 
da sie zum einen bereits über beste-
hende Gruppen eine entsprechen-
de Struktur bilden und zum andern 
über eine Infrastruktur verfügen, die 
den losen Zusammenschluss von 
Interessengemeinschaften fördert. 
So gibt es für die Familien die Mög-
lichkeit, sich in bereits bestehenden 
Familienkreisen, Krabbelgruppen, 
Jugendgruppen, Kreisen Alleinerzie-
hender, Seniorentreffen oder derglei-
chen in den Pfarrgemeinden zu be-
teiligen und so ihr eigenes Netzwerk 
zu erweitern und gewünschte An-
sprechpartner, andere Familien etc. 
zu finden. Der überschaubare Rah-
men dieser Gemeinden bietet aber 
auch geeignete Voraussetzungen, 
eine Vereinigung neu zu gründen, 
die in dem jeweiligen Lebensumfeld 
als sinnvoll erscheint und noch nicht 
besteht. Außer der Überschaubar-
keit gibt es aber noch viele andere 
Faktoren, die das Entstehen von Zu-
sammenschlüssen begünstigen. So 
können beispielsweise hauptamtliche 
Seelsorger/-innen um Hilfe gebeten 
werden, es stehen Räume zur Verfü-
gung und der Verweis auf die Pfarrei 
bürgt für Seriosität beim Ansprechen 
potentieller Mitglieder. Auf diese Wei-
se ist die Gründung von Gruppen 
möglich, ohne dass eine Formalisie-
rung, wie etwa eine Vereinsgründung 
nötig wird.

Da bei solchen offenen Treffen die 
Hemmschwelle, sich zu beteiligen 
,niedriger ist, ist die Chance höher, 
dass ein wesentlich größerer Perso-
nenkreis für die Aktivitäten gewonnen 
werden kann, als dies etwa bei den 
Familienverbänden der Fall ist. Die 
Kooperationsmöglichkeiten solcher 

Es ist auch wichtig, 
dass Familien in ein 
Netzwerk innerhalb  
der Gesellschaft ein-
gebettet sind.
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12 Seine wichtigsten bildungssoziologischen 

Studien sind: „Adolescent Society“ (1961); 

„Equalityof Educational Opportunity (1966, 

zusammenmit E. Q. Campbell u.a.); „Trends in 

School Desegregation“ (1975); „High School 

Achievement: Public, Catholic and Private 

Schools Compared“ (1982, zusammenmit 

Thomas Hoffer und Sally Gilmore); „Public and 

Private High Schools: The Impact of Commu-

nities“ (1987, zusammenmit Thomas Hoffer); 

„Parents, Their Children and Schools“ (1993, 

zusammenmit Barbara Schneider). (Mayer 

1998: 180-184).
13 Mayer verweist darauf, dass dieses Ergeb-

nis besonders überraschend war, da sich die 

katholischen Privatschulen keines so guten 

Images erfreuten als die öffentlichen (Vgl. 

dazu: Mayer 1998: 186).

Gruppen sind trotz ihrer informellen 
Strukturen vielfältig. Beispielsweise 
wird es so Eltern und Kindern er-
leichtert, einen Freundeskreis aufzu-
bauen, Gesprächspartner bei Erzie-
hungs- und Partnerschaftsfragen zu 
finden, nach Lösungen für die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf zu 
suchen oder die sozialen Fähigkeiten 
der Kinder im Umgang mit anderen 
Kindern zu fördern.11 Derlei Gruppen 
sind daher eine sehr einfache, aber 
äußerst effiziente Möglichkeit, um ein 
Solidaritätsgefühl zwischen Familien 
zu schaffen.

Einen weiteren Bereich für Netz-
werksbildung zugunsten der Fa-
milie stellt die Schule dar. Für die 
wissenschaftliche Fundierung des 
überraschend großen Einflusses von 
solidarischem Handeln und Koope-
rationen im Bildungsbereich, hat sich 
vor allem James S. Coleman verdient 
gemacht. 

Seine Ergebnisse haben viele über-
rascht, wurden geprüft und reanaly-
siert und die Hauptbefunde durch 
Replikationsuntersuchen bestätigt.12  
Es zeigte sich, dass mehr noch als 
die materielle Ausstattung, Lehrer-
motivation und dergleichen, die so-
ziale Zusammensetzung der Schüler 
deren Leistungen beeinflussen – und 
zwar aller Schüler, auch der unter-
privilegierten. Coleman bezeichne-
te diesen Effekt als „stimulierendes 
Lernklima“ (Schnur 2003: 58). Eine 
weitere Studie („High School Achie-
vement: Public, Catholic and Private 
Schools“, 1982, Längsschnittstu-
die mit 1.015 Schulen und 58.730 
Schülern und Schülerinnen) führte 

wieder zu überraschenden Ergeb-
nissen. Es waren nämlich gerade die 
privaten katholischen Schulen, die 
besonders gut abschnitten, während 
die öffentlichen ihr Bildungsziel oft 
verfehlten (Coleman et. al. 1982).13 

Diese positiven Befunde erklärt 
Coleman mit den höheren sozialen 
Ressourcen dieses Schultyps. Nach 
ihm geben Schulen eine doppelte  
Orientierung: Zum einen sollen sie 
die Ideale und Werte der Familie 
tradieren und fördern, zum anderen 
sollen sie die Kinder aus der Familie 
heraus in die Gesellschaft eingliedern 
und familiär bedingte Un-
gleichheiten beseitigen. 
Eine Schule, die beide  
Anliegen möglichst gut 
vereinbart, hat des-
halb besonders positi-
ve Entwick-lungsbedingungen für 
die Schüler (Coleman et. al. 1987: 
3-5/93). Die katholischen Privat-
schulen zeigen sich hier erfolgreich, 
weil sie durch rege Interaktion und 

11 Zur Bedeutung von Familiengruppen und –

kreisen vgl. Mazzola 2000: 57-61.

Einen Bereich für  
Netzwerkbildung zu-
gunsten der Familie  
stellt die Schule dar. 
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Kooperation aller Beteiligter ein soli-
des Fundament an gegenseitiger So-
lidarität schaffen. Außerdem herrscht 
sowohl in Schule und Familie als 
auch in der Glaubensgemeinschaft 
eine einheitliche Wertebasis, was die 
angesprochene Vereinbarkeit von 
Familie und Schule stark begünstigt. 

Diese Effekte der Zusammenarbeit 
sind nicht auf die Schule beschränkt, 
sondern betreffen auch Kindergär-
ten und andere Betreuungseinrich-
tungen. Hier ist eine Kontinuität von 
familiärer und außerfamiliärer Erzie-
hung besonders entwicklungsför-
dernd, da die Kinder so beide Le-
benswelten nicht als getrennte oder 
gar konkurrierende Bereiche, son-
dern als Einheit erleben (Bayerisches 
Staatsministerium 1996: 2/6).

Die Unterschiedlichkeit solcher Ein-
richtungen – sowohl hinsichtlich der 
Interessen und zeitlichen Möglichkei-
ten der Eltern, der Größe der Einrich-
tung, als auch der Zusammensetzung 
und des Betreuungsumfangs der  
Kinder – machen einheitliche Konzep-
te, wie diese Kooperation im Idealfall 
verlaufen soll, nahezu unmöglich. 
Diese muss vielmehr auf die jewei-
lige Situation abgestimmt werden.  
Dabei liegt die Effektivität nicht in der 
Menge der Aktionen, sondern in der 
Abstimmung der Wünsche und Be-
dürfnisse von Eltern, Erziehern und 
Kindern. Es lassen sich aber einige 
Aspekte erkennen, die Schritte auf 
dem Weg zu einer ‚Erziehungspart-
nerschaft‘ sein können. 

Der mögliche Eindruck, dass Kin-
der und Jugendliche hier einen aus-
schließlich passiven Part haben, 
täuscht. Sie haben Einfluss auf die 
Beziehungen ihrer Eltern und ver-
fügen auch selbst über Netzwerke, 

die für sie ebenso große Bedeutung 
haben wie für Erwachsene. So zei-
gen Untersuchungen, dass neben 
der Familie vor allem informelle Ge-
meinschaften Gleichaltriger großen 
Einfluss auf die Sozialisation von Kin-
dern und Jugendlichen haben. Die-
ser hat im Laufe der Zeit sogar noch 
an Bedeutung gewonnen (Deutsche 
Shell 2015).

Auch an Politik und gesellschaftli-
chen Belangen sind Jugendliche ge-
nerell interessiert. Allerdings haben 
sie oft ein geringes Vertrauen in die 
Problemlösungskompetenz gewähl-
ter politischer Repräsentanten und 
fühlen sich mit ihren Ängsten, Bedürf-
nissen und Forderungen nicht ernst 
genommen (BMFSFJ 2002: 192).

Deshalb sind spezifische Formen, 
die Beteiligung und Engagement er-
möglichen, für diese junge Personen-
gruppe von besonderer Bedeutung.14  
Auf diese Weise kann letztlich auch 
Bewusstsein für Solidarität geschaf-
fen werden.

Die Ausführungen haben gezeigt, 
dass nicht nur der Solidaritätsbegriff 
als solcher sehr facettenreich ist. 
Auch im konkreten Kontext ‚Familie 
und Solidarität‘ zeigt sich, eine große 
Vielschichtigkeit: Dies gilt einerseits 
für die beteiligten Akteure: Kirche, 
Politik, Wirtschaft, Bildungs- und Be-
treuungseinrichtungen und natürlich 
für die Familien selber. Andererseits 
wird dies deutlich an den damit zu-
sammenhängenden Bereichen, in 

14 Beteiligung von Jugendlichen kann sowohl 

auf kommunaler Ebene als auch auf Landes- 

oder Bundesebene erfolgen. Die kommunale 

Mitwirkung wird aufgrund der größeren Über-

schaubarkeit und Lebensnähe meist beson-

deres Gewicht beigemessen.
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WIE HÄLST DU`S MIT DER  
SOLIDARITÄT? 
EIN KURZER RÜCKBLICK

LWiss Dir. i. K. Prof. Dr. Thomas R. Elßner 
Referatsleiter Referat II im Katholischen Militärbischofsamt

Prof. Dr. Thomas R. Elßner ist als Referatsleiter im Katholi-
schen Militärbischofsamt zuständig für die Seelsorge, Theo-
logische Grundsatzangelegenheiten, Liturgie, Schriftendienst, Gemeindearbeit, 
Pastorale Aufgaben und Veranstaltungen der Katholischen Militärseelsorge. 

Es gibt Begriffe, die sind kontami-
niert, auch wenn sie es nicht verdient 
haben, allein schon von der Sache 
bzw. ihrem Anliegen her. So ist es 
auch mit um den Begriff Solidarität 
bestellt. Man mag es kaum glauben, 
aber in einigen Teilen Deutschlands 
war dieser Begriff seit Mitte des 20. 
Jahrhunderts zu einem Kampfbegriff 
strukturell und institutionell mutiert, 
an dem sich nicht nur die vielzitierten 
Geister, sondern ebenfalls berufliche 

Werdegänge scheiden sollten. Die 
Frage frei nach Goethe „Wie hältst 
Du´s mit der Solidarität?“ bildete da-
bei das ebenso vielzitierte Nadelöhr, 
durch das man hindurch ging oder 
nicht. Aber nun der Reihe nach.

Solidarität – Spur einer politi-
schen Etymologie

Das Wort Solidarität ist zunächst 
einmal ein Fremdwort. Sprachlich ist 

Auch Begriffe haben ihre Schicksale. Der aus dem Lateinischen über das 
Französische in die deutsche Sprache eingewanderte Begriff Solidarität ge-
riert vor allem im 20. Jahrhundert teilweise in die Mühlen des sogenannten 
Klassenkampfes und war besonders in den Staaten des Warschauer Paktes 
entsprechend ideologisch aufgeladen. Aus diesem Grund lehnte die Mehrheit 
der Bevölkerung den Begriff Solidarität innerlich ab. Durch die in den frühen 
achtziger Jahren des letzten Jahrhunderts im kommunistisch regierten Polen 
einsetzende „Solidarność-Bewegung“ erhielt der Begriff und die Sache Solida-
rität dort wieder die ihm tatsächlich zukommende Bedeutung zurück.  
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es aus dem Lateinischen (Adjektiv 
solidus: dicht, gediegen, fest, uner-
schütterlich) über den Umweg aus 
dem Französischen (solidaire) im 19. 
Jahrhundert in die deutsche Spra-
che eingewandert. Fachlich stammt 
es aus dem juristischen Bereich. Die 
mittellateinische Wendung „in soli-
dum (deberi)“ (für das Ganze verant-
wortlich sein, als Gesamtschuldner 
haften) beispielsweise kommt aus 
dem juristischen Kontext, so dass 
nach Auskunft etymologischer Wör-
terbücher das Adjektiv „solidarisch“ 
in der Fachsprache der Juristen für 
„gemeinsam haftend“, „gegenseitig 
verpflichtend“ und „verantwortlich“ 
steht. Vor diesem Hintergrund kam 
dann im 19. Jahrhundert im Deut-
schen auch allgemein die Wendung 
„sich mit jemanden oder mit einer 
Sache solidarisch fühlen“ auf. Im 20. 
Jahrhundert brach sich die Wendung 
„sich mit jemanden oder mit einer 
Sache solidarisch erklären“ Bahn, 
die auch heute noch in verschiede-
nen Lebensbereichen gebräuchlich 
ist. Unschwer ist hier bereits eine 
politische Grundierung nicht zu ver-
kennen, die alsbald in sozialistischen 
und vor allem in kommunistischen 
Bewegungen eine klassenkämpferi-
sche Konnotation erhalten wird. So 
kann der „Duden. Das Herkunfts-
wörterbuch. Eine Etymologie der 
deutschen Sprache, Band 7“, in Be-
zug auf „solidarisch“ rückblickend 
festhalten „urspr. Rechtswort, dann 
polit. Schlagwort“ (s.v.). Während 
bemerkenswerterweise das dreibän-
dige „Etymologische(s) Wörterbuch 
des Deutschen“, herausgegeben 
1989 von der „Akademie der Wis-
senschaften der DDR. Zentralinstitut 
für Sprachwissenschaft“ sich jed-

weder politischen oder gar ideologi-
schen Anspielung unter dem Lemma 
„solidarisch“ enthält, so liest man an 
eher unerwarteter Stelle, und zwar 
im Handbuch „Latein und Griechisch 
im deutschen Wortschatz. Lehn- 
und Fremdwörterbuch altsprach-
licher Herkunft“, Volk und Wissen. 
Volkseigner Verlag Berlin (DDR) 
1980, unter dem Lemma „solidus“ in 
Verbindung mit Wörtern, die sich von 
solidus herleiten: „Solidarität: Gefühl 
der Zusammengehörigkeit, bes. der 
Arbeiter im Kampf gegen den Kapi-
talismus…“. 

„Übe Solidarität“ – Ein roter 
Faden durch den DDR-Alltag

Dieses „Lehn- und Fremdwörter-
buch altsprachlicher Herkunft“ legt 
eine Spur, die sich wie ein roter Fa-
den durch den gesamten (pseudo-)
politisierten Alltag der DDR zieht 
und so diesen Begriff kontaminiert, 
so dass, wenn dieser Begriff ver-
wendet wird, sofort nolens volens 
Assoziationen zu Klassenkampf 
und Kommunismus entstanden. So 
heißt es in „Meyers Jugendlexikon“, 
herausgegeben vom VEB Biblio-
graphisches Institut, Leipzig 1975 
in der fünften Auflage, welches mit 
einem „Geleitwort“ von „Margot Ho-
necker, Minister für Volksbildung der 
Deutschen Demokratischen Repu-
blik“ versehen ist, unter dem Stich-
wort Solidarität mit Bezugnahme auf  
„Zusammengehörigkeitsgefühl“ und 
„Gemeinschaftsbewußtsein“ sowie 
gegenseitiger „Unterstützung der 
Angehörigen einer Klasse oder eines 
Kollektivs“ ganz explizit: „In diesem 
Sinne versteht man besonders die 
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Solidarität der Arbeiter aller Länder, 
den proletarischen und sozialisti-
schen Internationalismus. Dieser ver-
langt die Einsicht, daß es im Kampf 
gegen Imperialismus, Neokolonia-
lismus und Krieg notwendig ist, die 
gemeinsamen internationalen Klas-
seninteressen über die der einzelnen 
Nationalitäten oder des einzelnen 
zu stellen. Solidarisches Handeln 
bringt Klassenbewußtsein zum Aus-
druck. Es erfordert oft große Opfer, 
Mut und Standhaftigkeit und schließt 
die Pflicht aller Kommunisten ein, 
den Sozialismus zu verteidigen.“  
Spätestens mit Eintritt in die Be-
rufslehre und dann vor allem im 
Berufsleben war monatlich ein um-
gangssprachlich sogenannter „Soli-
Beitrag“ fällig, der in Verbindung 
mit dem Mitgliedsbeitrag im FDGB 
(Freier Deutscher Gewerkschafts-
bund) zu entrichten war, und zwar 
zwangsfreiwillig, wie es ebenso um-
gangssprachlich oft hieß. Einen un-
trüglichen Anhaltspunkt hierfür bietet 
das weinrotgefasste Mitgliedsbuch 
des FDGB, in dem gleich auf Sei-
te zwei u.a. unmißverständlich die 
Forderung erhoben wird: „Gewerk-
schafter … Übe Solidarität durch re-
gelmäßigen Erwerb von Solidaritäts-
marken.“ Diese dauerhafte, meist 
vordergründige und platt daherkom-
mende Propagierung von Solidarität 
führte über kurz oder lang zu einer 
Abstumpfung, mitunter sogar zu ei-
ner Aversion gegenüber der staat-
lich, vor allem der von der Staats-
partei SED gelenkten Solidarität. Als 
es dann doch einmal zu einer von 
nicht wenigen DDR-Bürgern mit-
getragenen Solidaritätsaktion kam, 
zu der eher halbherzig in der DDR 
aufgerufen worden war, und zwar in 

Bezug auf die Volksrepublik Polen 
im Kontext der Ausrufung des soge-
nannten Kriegsrechts im Dezember 
1981 durch Armeegeneral Wojciech 
Jaruzelski, wurde auf einmal eine 
Debatte über Sinn und Ziel der So-
lidaritätsbeiträge zugelassen. Man 
war sich sogar nicht zu schade, soge-
nannte „Polenwitze“, die alte Ressen-
timents bedienten und diese Debat-
te somit flankierten, offen zu dulden.  
Ohne weiter auf die Hintergründe an 
dieser Stelle ausführlich einzugehen, 
die zur Ausrufung des Kriegsrechts 
in Polen führten, sei zumindest fol-
gendes angemerkt: Nachdem sich 
die Gewerkschaft „Solidarność“ (Un-
abhängiger Selbstverwalteter Ge-
werkschaftsbund „Solidarität“) von 
der kommunistischen Partei Polens 
(KPP) und ihren Gewerkschaften für 
unabhängig erklärt hatte und auch 
von jenen im August 1980 anerkannt 
worden war, wurde diese immer 
mehr zu einer politischen Bewegung, 
die die Grundfesten eines kommu-
nistischen geführten Polens schließ-
lich zutiefst in Frage stellen. Um dann 
vor diesem Hintergrund einen durch-
aus nicht auszuschließenden Ein-
marsch seitens der Sowjetunion und 
ihrer im Warschauer Vertrag verbün-
deten „Brudervölker“ in die VR Polen 
eventuell abzuwehren, kam die pol-
nische Regierung mit Ausrufung des 
Kriegsrechts dem zuvor, wenngleich 
dies bis zum heutigen Tage weiter-
hin kritisch und kontrovers diskutiert 
wird. Wie dem auch sei, zumindest 
war die „Solidarność-Bewegung“ ein 
unübersehbares Fanal für Freiheit 
und Unabhängigkeit von staatlicher 
Bevormundung, das die kommu-
nistischen Parteien im sogenannten 
Ostblock höchst alarmiert zur Kennt-
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nis nehmen nehmen mussten. Nicht 
zuletzt erhielt auch auf diese Weise 
der Begriff „Solidarität“ wieder wirk-
liche gesellschaftliche Bedeutung 
und auch Wirkmacht, und zwar in 
den Mitgliedsstaaten des „Rates für 
gegenseitige Wirtschaftshilfe“ (RGW) 
bzw. in den Staaten des Warschauer 
Vertrages, was letztlich auf das glei-
che hinauslief.

Die Wende 1989/1990

Im Zuge der Wende, wie man heut-
zutage allgemein zu sagen pflegt, 
verschwanden nahezu im wahrsten 
Sinne des Wortes über Nacht Insti-
tutionen, von denen manche glaub-
ten, sie würden ewig bestehen. Der 
sogenannte Freie Deutsche Gewerk-
schaftsbund, der niemals frei und 
somit schon gar nicht ein wirklicher 
Gewerkschaftsbund, sondern viel-
mehr im Sinne Lenins und Stalins 
ein Transmissionsriemen der Partei 
gewesen ist, löste sich im Septem-
ber 1990 auf. Was blieb? Trotz po-
sitiver Überschreibungen durch die 
„Solidarność-Bewegung“ in Polen 
und der damit einhergehenden (Teil-)
Rehabilitierung des Begriffs „Solida-
rität“ behielt dieser auch nach der 
Wende in den dann so apostrophier-
ten neuen Bundesländern eine pejo-
rative Konnotation.

Eine zunächst ambivalente Renais-
sance erfuhr unerwartet der Begriff 
Solidarität 1991 durch die Einfüh-
rung des Solidaritätszuschlags, der 
zwar vorerst auf ein Jahr begrenzt, 
aber dann ab 1995 verstetigt wor-
den ist. Mit diesem Zuschlag, den je-
der steuerpflichtige Arbeitnehmer in 
West und in Ost zu zahlen hat, wird 

in besonderer Weise der Aufbau in 
den neuen Bundesländern finanziert, 
wenngleich es immer wieder nicht 
ganz unberechtigte Debatten dar-
über gibt, wie lange dieser Solidari-
tätszuschlag, der wieder umgangs-
sprachlich Soli genannt wird, noch 
notwendigerweise zu entrichten sei. 
Zumindest lässt sich nach nunmehr 
nahezu 28 Jahren deutscher Einheit 
konstatieren, dass die Begriffe „soli-
darisch“ und „Solidarität“ jetzt ohne 
klassenkämpferische Komponente 
verstanden und verwendet werden. 
Dies ist insofern wichtig, als das 
Solidaritätsprinzip als ein gleichwer-
tiges zweites Sozialprinzip neben 
dem Subsidiaritätsprinzip der katho-
lischen Soziallehre entstammt. Allein 
ein Blick auf die gesellschaftlichen 
Debatten verdeutlicht, die mitunter 
eruptiv und hochemotional geführt 
werden, wie dies die Diskussion um 
die sogenannte Essener Tafel gezeigt 
hat, dass auch innerhalb Deutsch-
lands die Sozialprinzipien der ka-
tholischen Soziallehre wie Solidari-
täts- und Subsidiaritätsprinzip nichts 
an Bedeutung verloren haben, ja 
nach wie vor hochaktuell geblieben 
sind. Eines dürfte aber nicht nur im 
Rückblick deutlich geworden sein: 
Ideologisiert aufgeladene Debatten 
schaden vielmehr der Umsetzung 
des Solidaritätsprinzips und somit 
letztlich den Menschen in unserer 
Gesellschaft, die notwendigerweise 
zwingend darauf angewiesen sind.
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Katarina Barley, MdB
Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz

Katarina Barley, Jahrgang 1968, studierte Rechtswissenschaften 
in Köln, Marburg und Paris. Seit 1994 ist sie Mitglied in der 
SPD. Im Jahr 1998 promovierte sie in Münster zur Dr. jur. und arbeitete anschließend 
bis 1999 als Rechtsanwältin in Hamburg. In den Jahren 1999 bis 2008 war sie für den 
wissenschaftlichen Dienst des Landtags Rheinland-Pfalz tätig. Zeitweise war sie hier 
abgeordnet an das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe, als deutsche Vertreterin im 
Haus der Großregion in Luxemburg und Richterin am Landgericht Trier sowie am 
Amtsgericht Wittlich. In den Jahren von 2008 bis 2013 war sie Referentin im Ministeri-
um der Justiz und für Verbraucherschutz des Landes Rheinland-Pfalz. Seit 2013 ist die 
Mitglied des Deutschen Bundestages. Von 2013-2015 war sie Justiziarin der SPD-Bun-
destagsfraktion, von 2015  bis 2017 Generalsekretärin der SPD.  Seit 2017 ist sie Mit-
glied des SPD-Parteivorstands. In den Jahren 2017 und 2018 war sie Bundesministerin 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und führte in dieser Zeit die Geschäfte des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales. Seit März 2018 ist sie Bundesministerin 
der Justiz und für Verbraucherschutz. 

IM INTERVIEW MIT DER  
BUNDESMINISTERIN DER JUSTIZ UND 
FÜR VERBRAUCHERSCHUTZ,  
FRAU KATARINA BARLEY

Redaktion Familienprisma:  
Was bedeutet für Sie Solidarität?

Frau Bundesministerin 
Barley:
Solidarität bedeutet das Einstehen 
füreinander. Dass starke Schul-
tern mehr tragen als schwache. Es  
bedeutet aber auch, dass diejenigen, 

die Hilfe und Unterstützung benöti-
gen, sich auch darauf verlassen kön-
nen, diese zu bekommen.

Redaktion Familienprisma: 
Ist Solidarität ein moralisches Gebot? 
Woraus leitet sich dieses Gebot ggf. 
ab? 

Themenschwerpunkt 
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Frau Bundesministerin 
Barley: 
Füreinander einzustehen, auch 
wenn man selbst nicht unmittelbar 
einen eigenen Vorteil daraus hat, ist  
elementarer Bestandteil fast aller Re-
ligionen und Weltanschauungen. In 
meinen Augen Ist nur eine solidari-
sche Gesellschaft auch eine lebens-
werte Gesellschaft. Wir haben also 
auch ein eigenes Interesse, füreinan-
der einzustehen. Es gibt Studien, die 
belegen, dass Gesellschaften, in de-
nen der soziale Zusammenhalt hoch 
ist, auch glücklichere Gemeinwesen 
sind. 

Redaktion Familienprisma: 
Wo kommt Solidarität Ihrer Meinung 
nach in der Gesellschaft am Stärk-
sten zum Tragen?  

Frau Bundesministerin 
Barley:
Ich würde da keine Wertung vorneh-
men. Solidarität ist ein universelles 
Gut. Es gibt ein Zitat von Gustav Hei-
nemann, der gesagt hat, dass man 
den Wert einer Gesellschaft daran 
erkennt, wie sie mit den Schwächs-
ten ihrer Glieder verfährt. Da ist viel 
dran. Gerade in Zeiten des demogra-
phischen Wandels müssen wir uns 
intensive Gedanken machen, wie wir 
etwa gute Pflege, aber auch gute Kin-
derbetreuung sicherstellen und vor 
allem unter einen Hut bringen. Damit 
sind heute bereits viele, gerade jün-
gere Familien überfordert. Diese He-
rausforderungen werden zunehmen 
und wir müssen uns gut darauf vor-
bereiten. Da müssen alle ihren Beitrag 
leisten.

Redaktion Familienprisma: 
Wo erkennen Sie einen Mangel 
an Solidarität in der Gesellschaft? 

Frau Bundesministerin 
Barley: 
Der Zusammenhalt in unserer Ge-
sellschaft hat in den letzten Jahren 
nachgelassen. Das kann man leider 
deutlich beobachten. Das hat viele 
verschiedene Gründe. Einer ist sicher-
lich, dass sich vorhandene Strukturen 
und Milieus immer weiter auflösen. 
Dazu gehören familiäre Strukturen, 
die früher etwa viel Pflege- und Be-
treuungsarbeit aufgefangen haben. 
Gleichzeitig beobachten wir, dass 
weltanschauliche Bindungen zurück-
gehen, wie beispielsweise in den 
Kirchen oder zivilgesellschaftlichen 
Organisationen wie den Parteien. Zu-
dem erleben wir zunehmend, dass es 
Menschen gibt, die gezielt versuchen 
unsere Gesellschaft zu spalten, in-
dem sie andere ausgrenzen.

Redaktion Familienprisma: 
Was bedeutet Solidarität für Sie in Ih-
rer alltäglichen Arbeit als Politikerin? 

Frau Bundesministerin 
Barley:
Ich bin Mitglied der SPD. Gleich-
heit, Gerechtigkeit und Solidarität 
sind seit 154 Jahren unsere Grund-
werte. Das ist für mich ein Auftrag, 
als Wahlkreisabgeordnete und als  
Ministerin. Ich habe für alle ein of-
fenes Ohr, die mit einem Anliegen 
zu mir kommen. Ich erlebe es als 
großes Privileg, in einer Situation 
zu sein, in der ich für Menschen et-
was zum Positiven bewirken kann. 
Gleichzeitig sehe ich es als meine 
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Pflicht an, denen entgegenzutreten, 
die unsere Gesellschaft spalten und 
unser Gemeinwesen schlecht reden. 
Das dürfen wir nicht tolerieren, wenn 
wir unsere lebenswerte Gesellschaft 
erhalten wollen.

Themenschwerpunkt 
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Julia Klöckner
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft

Julia Klöckner, Jahrgang 1972, aufgewachsen im elterlichen 
Weingut in Guldental, studierte Politikwissenschaft, kath. 
Theologie und Pädagogik mit Doppelabschluss Staatsexamen und M.A. in Mainz. 
Nach einem journalistischen Volontariat war sie u.a. Redakteurin beim Meininger 
Verlag, später Chefredakteurin des Sommelier-Magazins. Im Jahr 2002 zog Julia 
Klöckner für die CDU in den Bundestag ein, wurde 2009 zur Parlamentarischen 
Staatssekretärin im Bundeslandwirtschaftsministerium ernannt. Seit 2011 führt 
sie als Vorsitzende die CDU Rheinland-Pfalz, seit 2012 ist sie stellvertretende Vor-
sitzende der CDU Deutschlands und war von 2011 bis Anfang 2018 CDU-Frakti-
onsvorsitzende im rheinland-pfälzischen Landtag. Seit dem 14. März dieses Jahres 
ist Julia Klöckner Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft. Abseits 
der Politik engagiert sich die Christdemokratin in zahlreichen Vereinen und Stif-
tungen sowie sozialen Einrichtungen. 

Redaktion Familienprisma:  
Was bedeutet für Sie Solidarität? 

Frau Bundesministerin 
Klöckner: 
Gemäß den drei Säulen – Personali-
tät, Subsidiarität und eben Solidarität 
– der christlichen Soziallehre, die das 
Fundament der CDU bildet, bedeutet 
Solidarität für mich vor allem die Hilfe 
zur Selbsthilfe. Menschen, die sich 
nicht selbst helfen können, müssen 

auf den Beistand der Gemeinschaft 
vertrauen können, um wieder auf die 
Beine zu kommen. 

Die Hilfe muss also mit dem An-
spruch und Ziel geleistet werden, 
dass die Betroffenen aus ihrer Ab-
hängigkeit wieder herauskommen. 
Auf diese Weise können sie ihr Leben 
wieder selbstbestimmt gestalten, 
ihre Persönlichkeit frei entfalten und 
eigenverantwortlich handeln, womit 
man bei der Bedeutung der anderen 

IM INTERVIEW MIT DER  
BUNDESMINISTERIN FÜR ERNÄHRUNG 
UND LANDWIRTSCHAFT,  
FRAU JULIA KLÖCKNER
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beiden Säulen der christlichen Sozi-
allehre ist – Solidarität, Personalität 
und Subsidiarität sind eng verknüpft, 
sie bedingen einander.   

Redaktion Familienprisma: 
Ist Solidarität ein moralisches Ge-
bot? Woraus leitet sich dieses Gebot 
ggf. ab?

Frau Bundesministerin 
Klöckner: 
Solidarität ist ein Gebot der Nächs-
tenliebe und entspricht der sozia-
len Natur des Menschen. Aus dem 
christlichen Bild vom Menschen 
folgt, dass wir uns als Gesellschaft 
zu seiner unantastbaren Würde be-
kennen – in Artikel 1 unserer Verfas-
sung ist das verankert und durch die 
Ewigkeitsklausel geschützt. 

Aus der Würde des Menschen er-
wächst dann das bereits angespro-
chene: Sein Recht auf freie Entfal-
tung der Persönlichkeit, aber eben 
zugleich auch die Pflicht zur Verant-
wortung gegenüber dem Nächsten. 
Das Ziel, ein menschenwürdiges Le-
ben für alle zu ermöglichen, verpflich-
tet uns zu solidarischem Handeln  

Redaktion Familienprisma:
Wo kommt Solidarität Ihrer Meinung 
nach in der Gesellschaft am Stärks-
ten zum Tragen? 

Frau Bundesministerin 
Klöckner: 
Zunächst ganz eindeutig auf staatli-
cher Ebene: Unser Grundgesetz legt 
fest, dass wir ein „demokratischer 
und sozialer Bundesstaat“ sind. Als 
Sozialstaat bemühen wir uns durch 
ein großes Netz verschiedener Leis-

tungen darum, dass auch jene in 
der gesellschaftlichen Mitte veran-
kert werden, die noch nicht, nicht 
mehr oder dauerhaft nicht dazu in 
der Lage sind, für ihren eigenen Le-
bensunterhalt zu sorgen. Jeder hat 
dabei das Recht auf und die Pflicht 
zur Solidarität und trägt mit seiner 
Arbeit und Leistung dazu bei, dass 
die Gemeinschaft für den Einzelnen 
eintreten kann. Es geht um wechsel-
seitige Verantwortung. So verbietet 
das Prinzip der Solidarität es genau-
so, das System der sozialen Siche-
rung zu missbrauchen. 

Daneben kommt Solidarität natür-
lich in ganz elementaren, sehr unter-
schiedlichen und vielfältigen Formen 
zum Tragen. In der Familie, im Freun-
deskreis, in Vereinen oder Organisa-
tionen.  

Redaktion Familienprisma:
Wo erkennen Sie einen Mangel an 
Solidarität in der Gesellschaft?

Frau Bundesministerin 
Klöckner: 
Zunächst gilt, dass alle Hilfe und Un-
terstützung, die solidarisch geleistet 
wird, von anderen bezahlt, erarbei-
tet oder bereitgestellt werden muss. 
Solidarität mit der Gießkanne ist des-
halb nicht zielführend, sondern ver-
festigt am Ende nur den status quo. 
Anspruch muss dagegen sein, durch 
zielgerichtete Hilfe zur Selbsthilfe 
Menschen wieder eigenverantwortli-
ches Handeln zu erleichtern und er-
möglichen.  

Zudem hat gerade doch die Flücht-
lingskrise gezeigt, wie solidarisch un-
sere Gesellschaft ist. Neben Beruf 
und Familie haben unzählige Men-

Themenschwerpunkt 
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schen sich engagiert und tun dies 
weiterhin. Sie zeigen damit Mensch-
lichkeit, persönliches Mitgefühl und 
eben ein hohes Maß an Solidarität.  

Redaktion Familienprisma:
Was bedeutet Solidarität für Sie in  
Ihrer alltäglichen Arbeit als Politike-
rin?

Frau Bundesministerin 
Klöckner: 
Solidarität verpflichtet gerade uns Po-
litiker zur Generationengerechtigkeit. 
Bei unseren Entscheidungen müssen 
wir deren Auswirkungen auf die künf-
tigen Generationen im Blick haben – 
wir dürfen nicht auf Kosten unserer 
Kinder und Kindeskinder leben. Ein 
ausgeglichener Bundeshaushalt zum 
Beispiel – die ‚schwarze Null‘ – ist 
daher weder Selbstzweck noch Pres-
tigeobjekt, sondern Ausdruck einer 
zutiefst solidarischen Politik, die da-
für sorgt, dass unsere Nachkommen 
Spielräume haben, um ihr Zusam-
menleben bestmöglich zu gestalten.   
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Prof. em. Dr. Bernhard Sutor
Politische Bildung und Sozialethik, Ehrendirektor des ZFG

1978 Ruf auf den Lehrstuhl für Didaktik der Politischen Bil-
dung und Sozialkunde an der Geschichts- und Gesellschafts-
wissenschaftlichen Fakultät der Kath. Universität Eichstätt; 
1985 Erweiterung des Lehrstuhls um Sozialethik; 2005-2008 leitete er an der  
Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt das Zentralinstitut für Ehe und Fa-
milie in der Gesellschaft (ZFG). Ehrenamtlich engagierte er sich in verschiedenen 
Gremien und Institutionen des kirchlichen Lebens, wie beispielsweise von 1986 bis 
1994 als Eichstätter Diözesanratsvorsitzender und von 1993 bis 2001 als Vorsitzen-
der des Landeskomitees der Katholiken in Bayern.

NEUE EHE- UND FAMILIENPASTORAL?  
– NEUE PASTORAL!

Einleitung

Im Frühjahr 2016 präsentierte Papst 
Franziskus in seinem Apostolischem 
Schreiben Amoris laetitia die Ergeb-
nisse der Familiensynode (2014/15) in 
engem Anschluss an deren Schluss-
text, aber in der ihm eigenen pastoral 
ermutigenden Sprache. Das Doku-
ment fand in der ganzen Kirche und 
darüber hinaus breite Zustimmung 
und wurde als Aufruf zur Erneuerung 
und Intensivierung der Ehe- und Fa-
milienpastoral angesichts vielfältiger 
Schwierigkeiten und ungelöster Pro-
bleme begrüßt (1). Es stieß aber bald 
auch auf massive Kritik konservativer 
Kreise in der Hierarchie und unter 

Theologen. Am bekanntesten ist der 
Brief, den vier Kardinäle, darunter 
zwei deutsche, im September 2016 
veröffentlichten mit fünf dringlichen 
Anfragen an den Papst, sogenann-
ten dubia. Sie fragten, durchweg un-
ter Berufung auf das Schreiben Fa-
miliaris consortio Johannes Pauls II., 
ob bestimmte Lehren der Kirche in 
Ehemoral und Eherecht noch gültig 
seien. Die Autoren sahen bisherige 
Normen der Kirche in ihrer objekti-
ven Gültigkeit bedroht, besonders 
die Lehre von schwerer Sünde und 
vom Ausschluss wiederverheirateter 
Geschiedener von den Sakramen-
ten. Es ist bemerkenswert, dass die 
vier Kardinäle ihre Kritik an Papst und 

Beitrag
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Synode auch als Ausdruck der Sy-
nodalität der Kirche bezeichneten. 
Vier gegen alle anderen? 

Ganz so ist das Zahlenverhältnis 
nicht; denn es folgte ein offener Brief 
„besorgter Theologen und Laien“ an 
den Papst, verstanden als „brüder-
liche Zurechtweisung“ wegen der 
Verbreitung oder Zulassung von Hä-
resien. Starke Worte, die zeigen, dass 
vieles auf diesem leidigen Feld kirchli-
cher Moral und Pastoral nicht bewäl-
tigt ist. Das überrascht nicht, wenn 
man weiß, mit welcher Strenge die 
Kirche in den letzten beiden Jahrhun-
derten ihre Ehe- und Sexualmoral bei 
den Gläubigen in Predigt und Beicht-
stuhl durchzusetzen versuchte. Seit 
dem II. Vatikanum setzte sich eine 
andere Sprache durch, trat die posi-
tive Sicht von Ehe und Familie in den 
Vordergrund; aber bewältigt sind die 
Fragen nicht. Eben deshalb die positi-
ve Aufnahme von Amoris laetitia. 

Die deutschen Bischöfe haben, 
ohne auf die Kritiker öffentlich einzu-
gehen, im Januar 2017 im Anschluss 
an das Papstschreiben eine kleine 
Schrift veröffentlicht als „Einladung 
zu einer erneuerten Ehe- und Famili-
enpastoral im Licht von Amoris laeti-
tia“ (2). Von Insidern weiß man, dass 
der Text das Ergebnis schwieriger 
Diskussionen innerhalb der Bischofs-
konferenz darstellt. Er gibt aber ganz 
im Geist des Papstschreibens einen 
Anstoß, jetzt in Ehevorbereitung, 
Ehe- und Familienbegleitung und im 
Umgang mit Gescheiterten intensiv 
neue Wege zu gehen.

In dieser Situation ist eine klei-
ne Schrift von Kardinal Kasper hilf-
reich, die die Botschaft von Amoris 
laetitia ebenso klar wie eindringlich 
nachzeichnet (3). Kasper gibt ihr 

den Untertitel „Ein freundlicher Dis-
put“, eine passende Aufforderung an 
die Kritiker von Papst und Synode, 
kirchlich-theologische Kontroversen 
doch nicht verbissen und rechtha-
berisch, sondern im Dialog auszutra-
gen. Das heißt hier zu allererst, sich 
auf den Kontext und die Intention 
von Amoris laetitia einzulassen, die 
die Kritiker ganz offenbar verkannt 
oder verschwiegen haben. Kasper 
erinnert sie daran, dass das kirchli-
che Lehramt keineswegs alle Fragen 
christlicher Lebensführung beant-
worten kann und muss. Auch diese 
Zurücknahme allzu hoher Ansprü-
che, die Anerkennung von Grenzen 
angesichts komplexer menschlicher 
Probleme und der Respekt vor dem 
Gewissen der Person, hat die Kritiker 
des Papstes irritiert und aufgeregt. 
Sie gründet letztlich im Leitprinzip, 
dem alle Aussagen von Papst Fran-
ziskus folgen: Dass das Evangelium 
nicht zuerst dogmatische Lehre und 
Moral ist, sondern eine Botschaft 
von der Barmherzigkeit Gottes in Je-
sus Christus. Das ist die Klammer, in 
der Lehre, Moral und Recht immer 
stehen müssen.

Intention und Inhalt des Papst-
schreibens arbeitet Kardinal Kasper 
in fünf Kapiteln prägnant heraus: 

• Kirche ist Gemeinschaft Glau-
bender auf dem Weg. - Aus-
druck dessen sind die Umfrage 
vor der Synode und der synoda-
le Prozess selbst.

• Ehe und Familie als Weg und 
Ehepastoral als Wegbeglei-
tung – was den Auftrag enthält, 
nach neuen Wegen zu suchen. 
 

Beitrag
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•  Ehe und Familie als Zeichen des 
Bundes Gottes mit den Men-
schen – deshalb ihre positive 
Sicht als Teil der Schöpfung, die 
auch Eros und Sexualität einbe-
zieht; sodann ihre Bedeutung 
als Sakrament mit unauflöslicher 
Treuebindung und Fruchtbarkeit 
im Kind. 

• Der pastorale Umgang mit Men-
schen in kirchenrechtlich „irre-
gulären Situationen“ – wobei 
keine Neuerung in der Lehre, 
wohl aber ein neuer pastoraler 
Umgang mit den Betroffenen als 
Forderung aus dem Evangelium 
beschrieben wird. 

• Abschließend Gedanken zur 
Spiritualität in Ehe und Familie – 
nicht billiges Ausweichen in den 
bequemeren Weg, sondern an-
spruchsvolles Ringen um das je 
Bessere.

Ich gehe im Folgenden auf drei Teil-
fragen ein, an denen der Wechsel 
der Perspektive durch Synode und 
Papstschreiben, zugleich aber auch 
die Dringlichkeit einer neuen Ehe- 
und Familienpastoral erkennbar wird.

1. Gebotsmoral und  
     Tugendethik

Unter Berufung auf das II. Vatikanum 
führt Kardinal Kasper aus, die ältere 
Unterscheidung von lehrender und 
hörender Kirche sei bei allem Recht 
des Lehramts hinfällig (S. 18f.). Eben 
deshalb die Umfrage vor der Syno-
de, die die Kluft zwischen kirchlicher 
Lehre und der gelebten Überzeu-
gung vieler Christen gezeigt habe. 
Wie wahr, kann man nur sagen. Die 

Eheleute sollten selbst die ersten 
Fachleute sein, die zu hören sind, 
wenn die Kirche meint, verbindliche 
Regeln für ihre Glaubens- und Le-
benswirklichkeit formulieren zu müs-
sen. So weiß man heute, dass die 
Enzyklika Humanae vitae Pauls VI. 
(1968) durch ihr Verbot sogenann-
ter künstlicher Empfängnisverhütung 
einen schweren Akzeptanzverlust 
für das Lehramt bewirkte, weil viele 
Gläubige, mit ihnen übrigens die gro-
ße Mehrheit der Moraltheologen, es 
nicht nachvollziehen konnten. Kar-
dinal Kasper weist auf den Konflikt 
ausdrücklich hin, hebt hervor, dass 
Papst Franziskus mit Humanae vitae 
eine geburtenfeindliche Mentalität 
beklagt, sich aber zu Methoden der 
Familienplanung nicht äußert. Er tue 
dies „aufgrund einer tieferen moral-
theologischen Reflexion über Mög-
lichkeiten und auch Grenzen konkre-
ter kasuistischer Aussagen“ (S. 62). 

In der Tat muss man fragen, was 
das kirchliche Lehramt verbindlich 
über die intime Begegnung von Ehe-
leuten mehr sagen kann, als dass sie 
sich gegenseitig in ihrer personalen 
Würde und in ihrer Verletzlichkeit 
achten und dass die Frage der Emp-
fängnisregelung in ihre verantwortli-
che Gewissensentscheidung zu le-
gen ist? Ich sehe nicht, dass aus dem 
Evangelium und aus der Substanz 
unseres Glaubens mehr herzuleiten 
wäre. Eine eigentlich unbiblische Un-
terströmung von Sexualfeindlichkeit 
hat allzu lange die Sexualmoral der 
Kirche in die Enge geführt. Demge-
genüber begrüßt Kardinal Kasper die 
positive Sicht auf Eros und Sexualität 
im päpstlichen Schreiben als befrei-
end (S. 50). Für konkretere mora-
lische Normen hat die Kirche lange 

Beitrag
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Zeit hindurch das „Naturrecht“ be-
müht.  Aber auch dieses trägt nicht, 
was man aus ihm ableiten wollte. Die 
„Natur“ des Menschen ist nicht rein 
biologisch fassbar, sondern immer 
schon kulturell durchformt. Also sind 
Normen, die man aus ihr begründen 
will, immer kulturell relativ. 

An der Ehe- und Familienmoral 
wird besonders deutlich, was für alle 
Moral gilt: Eine Ethik der Normen, 
die Gebote und Verbote begründet, 
bedarf immer der Ergänzung durch 
eine Tugendethik. Sonst verirrt sie 
sich in lebensferne Kasuistik. Tu-
genden sind in der Lebenspraxis er-
worbene Fähigkeiten; sie kennen ein 
Weniger und ein Mehr und werden 
so der Realität menschlichen Lebens 
gerechter als die allgemeinen Nor-
men. Diese müssen einsichtig be-
gründet werden und sind als äußere 
Schranken nötig und gültig; aber die 
konkrete Situation, in der wir han-
deln, ist nicht als Schnittpunkt von 
Normen bestimmbar. Jeder profane 
Richter unterscheidet zwischen dem 
objektiv Strafbaren und der subjekti-
ven Schuld eines Angeklagten; und 
auch in der Moraltheologie ist die 
Unterscheidung zwischen dem ob-
jektiv Bösen und subjektiver Schuld 
selbstverständlich. Unser Leben ist 
ein Weg. Wir müssen nach dem Bes-
seren und Guten streben, bleiben 
aber immer auch dahinter zurück, 
können und sollen in den Tugenden 
wachsen. 

Amoris laetitia beschreibt des-
halb den Wegcharakter von Ehe 
und Familie ganz eindringlich. Die 
Mitte des Schreibens besteht im 
positiven Aufweis von Möglichkei-
ten des Wachsens der Eheleute 
aus Glauben und Sakramenten, in 

christlicher Hoffnung und Liebe. Von 
daher ist es konsequent, dass der 
Papst in der Beurteilung derer, die in  
„irregulären Situationen“ leben, zwar 
die allgemeine Norm nicht in Frage 
stellt, aber mit der alten Lehrtraditi-
on (Thomas von Aquin) die Tugend 
der Klugheit und das Evangelium der 
Barmherzigkeit voranstellt.

Darin wird auch eine spezifische 
Sicht kirchlicher Tradition deutlich, 
wie sie wiederum das II. Vatikanum 
erneuert hat. Sie ist nicht ein zeitlos 
feststehender Bestand, sondern ein 
Prozess des fortwährenden Ausle-
gens, der im Vertrauen auf den Bei-
stand des Heiligen Geistes im Dialog 
zwischen früheren und heutigen Zei-
ten und Positionen gestaltet werden 
muss. Kardinal Kasper kann sich da-
bei auf die Vätertheologie der alten 
Kirche, auf deren Erneuerung durch 
Theologen wie Adam Möhler und 
John Henry Newman im 19. Jahr-
hundert, aber eben auch auf das II. 
Vatikanum berufen. „Es kann in der 
Kirche keine Neuerung geben, wohl 
aber muss die Kirche den Weg der 
ständigen Erneuerung gehen“ (S. 25). 
So will er Amoris laetitia verstanden 
wissen. Es geht Papst Franziskus 
im Konsens mit der Bischofssynode 
nicht um „Neuerungen“, sondern um 
eine Erneuerung in Rückbesinnung 
auf ältere Traditionen gegen zeitwei-
lige Verengungen (S. 84 f.) Das Leit-
prinzip dafür lautet: Das Evangelium 
ist kein Gesetzbuch, kein Normen-
katalog für alle Fragen des Lebens, 
sondern die Botschaft von der Liebe 
und Barmherzigkeit Gottes, die in 
Jesus Christus menschliche Gestalt 
angenommen hat. Das heißt aber, 
dass alle Dogmatik und Morallehre 
der Kirche ausgelegt und angewandt 
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werden muss unter diesem Vorzei-
chen der Barmherzigkeit (vgl. Amoris 
laetitia Nr. 311; Kasper S. 33). 

Im Vergleich zur herkömmlichen 
Ehe- und Familienmoral der Kirche 
ist das in der Tat, wie Kasper dar-
stellt, ein „Paradigmenwechsel“ (S. 
84 f.); keine „Neuerung“, sondern 
eine Rückbesinnung auf die Kern-
botschaft des Evangeliums. Im Blick 
auf prominente Kritiker des Papstes 
ist dabei bemerkenswert, dass sich 
Papst Franziskus, auch wenn er eine 
andere Sprache als seine Vorgänger 
spricht, im Vorrang der caritas und 
der misericordia vor der justitia einig 
weiß mit Johannes Paul II. und mit 
Benedikt XVI. (Kasper S. 38). 

2. Der Umgang mit  
    Geschiedenen und  
    Wiederverheirateten 

Papst Franziskus nimmt nichts zu-
rück von der Lehre der Kirche über 
Ehe und Familie. Vielmehr stellt er sie 
in den größeren Kontext des Evan-
geliums, entfaltet von daher ihre 
Bedeutung als Zeichen des Bundes 
Gottes mit den Menschen und deu-
tet ihre Schöpfungswirklichkeit und 
ihre Sakramentalität ganz positiv als 
Anruf, Ansporn, Aufgabe und Hilfe. 
Aus dieser Intention und Perspek-
tive haben die Bischofssynode und 
Papst Franziskus nach neuen We-
gen der Kirche im Umgang mit den 
Menschen gesucht, die in „irregulä-
ren Situationen“ leben, insbesonde-
re für Geschiedene, die eine zweite, 
bürgerliche Ehe eingegangen sind. 
Darin vor allem haben Kritiker ein 
Abweichen von geltender kirchlicher 
Lehre gesehen. 

Um diese geht es aber gar nicht; 
sie wird in Amoris laetitia nirgends 
in Frage gestellt, sondern bekräftigt. 
Selbstverständlich liegt Schuld vor, 
wenn Ehen zerbrechen. Aber wie 
Schuld auf die Betroffenen sich auf-
teilt, vor allem, wie sie zu beurteilen 
ist, kann von außen nicht entschie-
den werden. Kardinal Kasper stellt 
ausführlich dar, dass Papst Franzis-
kus mit der kirchlichen Tradition un-
terscheidet zwischen objektivem Ge-
bot und subjektiver Schuldhaftigkeit 
sowie zwischen dem allgemeinen 
Gesetz und seiner konkreten An-
wendung (S. 70 ff.). Daraus folgert er, 
es dürfe niemand für immer verurteilt 
und ausgeschlossen werden, viel-
mehr verlange die Barmherzigkeit, 
„nach einer Zeit der Neubesinnung 
und Reue jedem eine Chance zum 
Neuanfang offenzuhalten“ (Amoris 
laetitia 296 f.). Was das für den Ein-
zelfall heißt, will der Papst ausdrück-
lich nicht festlegen, weil das wieder 
nur zur alten und engen Methode 
der Kasuistik führt. Vielmehr bleibt es 
dem jeweils verantwortlichen Seel-
sorger überlassen, konkrete Wege 
zur Lösung im Gespräch mit Betrof-
fenen und in Respekt vor deren Ge-
wissensentscheidung zu finden. Was 
daran häretisch sein soll, bleibt mir 
unerfindlich. 

Die solches behaupten, scheinen 
sich nie gefragt zu haben, ob und 
wie eigentlich die bisherige Regel 
des endgültigen Ausschlusses von 
den Sakramenten begründet ist. 
Ist sie so zwingend wie behauptet? 
Dazu gab es immer schon viel zu fra-
gen. Es wird die Aussage Jesu zitiert: 
Was Gott verbunden hat, soll der 
Mensch nicht trennen. Aber der Satz 
gibt keine Antwort auf die Frage, wie 
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man mit denen umgehen soll, die 
sich dennoch getrennt haben. Jesus 
hat jedenfalls keinen Sünder end-
gültig verurteilt. Er spricht an der oft 
zitierten Stelle nicht von der Unauf-
löslichkeit einer sakramentalen Ehe 
im Sinn der Kirche; denn diese gab 
es noch nicht. Jesus spricht offen-
sichtlich von der „Naturehe“, die in 
der Schöpfungsordnung begründet 
ist. Die Kirche knüpft aber die Unauf-
löslichkeit der Ehe an deren sakra-
mentalen Charakter. Definitiv hat sie 
diesen erst im Mittelalter festgelegt 
und im Konzil von Trient definiert. 

Das Evangelium selbst lässt er-
kennen, dass in der frühen Kir-
che zur Ehescheidung keineswegs 
durchweg eine klar geltende Norm 
anerkannt war. Dagegen spricht die 
„Ehebruchsklausel“ bei Matthäus 
(5,32) und auch das sogenannte 
Privilegium Paulinum (1. Kor. 7,15). 
Die orthodoxe Kirche geht in der 
pastoralen Praxis mit einer zweiten 
Eheschließung bis heute einen weni-
ger strengen Weg als die lateinische 
Kirche. 

Ferner: Wie überzeugend, wie 
barmherzig eigentlich ist die alte Re-
gel, Geschiedene, die in zweiter Ehe 
leben, könnten zu den Sakramenten 
zugelassen werden, wenn sie sich 
verpflichten, eine „Josefsehe“ zu 
führen? Ich schließe nicht aus, dass 
es Menschen gibt, die zu solch he-
roischer Askese fähig sind. Für den 
Durchschnitt der Menschen können 
das wohl nur zölibatär lebende Ri-
goristen annehmen. Dazu fällt einem 
dann doch die Warnung Jesu an die 
Schriftgelehrten ein, sie bürdeten den 
Menschen Lasten auf, die sie selbst 
nicht tragen wollen. Vor allem aber 
fragt man sich, welches Verständnis 

von Ehe aus einer solchen Regelung 
spricht. Darf man Ehe so auf das 
Sexuelle reduzieren? Eheleute leben 
ihre Ehe im Alltag miteinander, auch 
wenn sie nicht geschlechtlich mitein-
ander verkehren. Konsequenterwei-
se müsste der Ausschluss von den 
Sakramenten aus diesem Miteinan-
der begründet werden. 

Fragen über Fragen, die zur Su-
che nach neuen Wegen der Pastoral 
längst zwingen, seit die Wiederhei-
rat Geschiedener oder das „freie“ 
Zusammenleben mit einem zweiten 
Partner in unserer Gesellschaft ein 
Massenphänomen geworden ist. 
Man muss leider befürchten, die jet-
zige Suche der Kirche nach neuen 
Wegen zwischen Rigorismus und 
Laxismus (Kasper S. 90) komme für 
viele Menschen zu spät, weil die frü-
here kirchliche Härte bei vielen dazu 
beigetragen hat, sich von der Kirche 
auf diesem Feld nichts mehr sagen 
zu lassen.

3. Ehevorbereitung 

Diese Frage stellt sich leider auch für 
die nachdrückliche Forderung von 
Amoris laetitia, die Vorbereitung auf 
die Ehe, das „Ehekatechumenat“ 
zu erneuern bzw. zu intensivieren. 
Die deutschen Bischöfe greifen die 
Forderung in ihrem Text auf: es be-
dürfe „weiterer Anstrengungen zur 
Entwicklung eines Ehekatechume-
nats“ (S. 7). Sie räumen ein, dass 
die bisherigen Angebote zu punktuell 
seien, zu wenige Paare erreichten, 
und kommen zu dem Schluss, die 
Ehevorbereitungspastoral brauche 
einen „verbindlicheren und überzeu-
genderen Charakter“ (S. 8). Kardinal 
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Kasper nennt Deutschland in dieser 
Hinsicht „pastorales Entwicklungs-
land“ und sieht dringenden Hand-
lungsbedarf (S. 41).

Nimmt man diese Aussagen ernst, 
dann müssten in allen Diözesen sys-
tematisch anspruchsvolle Ehevor-
bereitungskurse entwickelt und für 
Paare, die eine kirchliche Trauung an-
streben, verpflichtend gemacht wer-
den. Das wäre ein konkreter Schritt 
des Abschieds von der „Volkskir-
che“; kirchliche Eheschließung nicht 
mehr als selbstverständlicher Service 
für ein feierliches Event, sondern An-
lass zu einer gewissenhaften Prüfung 
der Paare, ob sie ihren Ehebund im 
kirchlich-sakramentalen Verständnis 
schließen wollen, mit dem Verspre-
chen zu lebenslanger Treue und der 
Bereitschaft, Kinder zu haben. Die 
Konsequenz wäre, dass man Paare 
auch abweisen müsste, die Ehe in 
diesem Verständnis nicht wollen. 

Es mag ja richtig sein, worauf 
manche Pfarrer hinweisen, dass eine 
kirchliche Trauung auch eine Gele-
genheit sei, Menschen wieder einmal 
zu erreichen, die sonst in Distanz zur 
Kirche leben; und das Verständnis 
von Ehe als Bund vor Gott könne und 
müsse im Laufe der Zeit erst noch 
wachsen. Das sagt Papst Franziskus 
in Amoris laetitia auch. Das ändert 
aber nichts daran, dass Eheleute, 
die sich das Sakrament spenden 
wollen, sich dessen Anspruch stellen 
sollten. Zu viele, die es nicht getan 
haben, merken erst später, dass sie 
in einer Verbindung leben, die sie so 
nicht gewollt oder verstanden haben. 
Kirchliche Trauung ist mehr als ein 
schönes Fest, und die Kirche muss 
den Mut haben, das in der Vorberei-
tung darauf zu vermitteln. Vergleich-

bares gilt übrigens für die Firmung. 
Hier konnte sich die Kirche trotz jahr-
zehntelanger Diskussion bisher nicht 
dazu durchringen, sie als Sakrament 
für den mündigen Christen, auf Frei-
willigkeit beruhend und mit den ent-
sprechenden Ansprüchen verbun-
den, zu spenden. Man darf gespannt 
sein, ob die bevorstehende Jugend-
synode dazu etwas sagt. 

Dass die Pastoral im Abschied 
von der Volkskirche dringend neue 
Wege suchen muss, ergibt sich 
auch aus den Ausführungen des 
Papstes in Amoris laetitia über die 
weitere Begleitung von Ehe und Fa-
milie auf ihrem Weg. Das Schreiben 
liest sich über weite Passagen als 
theologisch-spirituelle Begründung 
kontinuierlicher Pastoral für Ehe und 
Familie auf ihrem langen, oft schwie-
rigen Weg, zumal in Konflikten, in 
Erziehungsfragen, in Situationen 
des Versagens und Scheiterns. Die 
deutschen Bischöfe greifen das auf, 
empfehlen Ehe- und Familienkreise 
in Pfarreien, Verbänden, geistlichen 
Gemeinschaften (S. 8 f.). Sie stellen 
aber auch fest, dass „das Religiöse 
im Familienleben seine Selbstver-
ständlichkeit weithin verloren hat“ 
(S. 10). Deshalb bleibt auch die im 
Grund richtige und gute Vorstellung 
von der „Familie als Hauskirche“ ein 
leeres Wort, wenn wir nicht neue 
Wege der gegenseitigen Hilfe durch 
Gemeinschaftsbildung an der kirch-
lichen Basis suchen.

4. Weiterführende  
     Überlegungen

Kardinal Kasper greift den Gedan-
ken von Amoris laetitia auf, Ehe und 
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Familie seien nicht nur Objekte der 
Seelsorge, sondern selbst Subjek-
te, aktive Träger der Pastoral. Die 
Kleinfamilie unserer modernen Ge-
sellschaft ist aber von den damit 
verbundenen Erwartungen völlig 
überfordert. Nötig wäre die Heraus-
bildung von Basisgruppen, die aktiv 
und initiativ, auch rechtlich von der 
Hierarchie anerkannt, die kirchlichen 
Grundvollzüge am Ort in eigener Ver-
antwortung wahrnehmen. Darin wäre 
die Mitsorge für junge Paare auf dem 
Weg zur Ehe, für wachsende Famili-
en, für Sakramentenvorbereitung, für 
gegenseitige Hilfe in Schwierigkeiten 
eingeschlossen. Aber die Aufgaben 
solcher Gruppen gingen weit darü-
ber hinaus. 

In den jetzt allenthalben gebildeten 
größeren pastoralen Räumen brau-
chen wir einen lebendigen Kern von 
Gläubigen, die an der gemeindlichen 
Basis liturgisches Leben auch ohne 
den Priester aufrechterhalten; die für 
einen Caritaskreis und für Kranken-
besuche, für Kommunion- und Firm-
vorbereitung und manches andere 
sorgen und zuständig sind; die die 
Kirche lokal auch nach außen vertre-
ten und Weltkirche am Ort darstellen. 
Für die strukturelle und rechtliche Bil-
dung und Kontinuität eines solchen 
Gemeindekerns haben wir in den 
Pfarrgemeinderäten längst die Form. 
Man muss sie nur in Verantwortung 
nehmen und ihnen auch rechtlich 
Verantwortung übertragen. 

Es zeigt sich, dass das neue Nach-
denken über Ehe- und Familienpas-
toral weit darüber hinaus reichende 
Fragen nach der Pastoral einer wirk-
lich als das Volk Gottes verstande-
nen Kirche aufwirft, die die strenge 
funktionale Trennung zwischen Kle-

rus und Laien hinter sich lässt; die 
die Ansätze, die seit dem II. Vatika-
num begonnen, aber nicht entschie-
den und mutig genug weitergeführt 
wurden, neu als Potenzial nutzt. Den 
Einrichtungen der oberen Ebenen 
käme dabei die Aufgabe der Vernet-
zung und Anregung durch geistliche 
Zentren und Bildungsstätten, die 
Weiterbildung von Engagierten, der 
gegenseitige Erfahrungsaustausch 
und Ermutigung zu.

So stellt sich also im Kontext der 
Frage nach einer neuen Ehe- und Fa-
milienpastoral und in Erwartung der 
Jugendsynode die Frage, wann und 
wie unsere Bischöfe und Ordinariate 
die allenthalben mit viel Aufwand be-
triebene Bildung größerer pastoraler 
Räume verbinden mit der Entwick-
lung von pastoralen Konzepten, die 
entschieden die engagierten Laien, 
ihre Gruppierungen und Vertretungen 
zu deren Mitträgern machen. Noch 
haben wir solche Gruppen; es fragt 
sich, wie lange noch. Das II. Vatika-
num hat dazu den Grund gelegt; dis-
kutiert und leider auch polarisiert ist 
genug. Durch die anhaltende Polari-
sierung in Hierarchie und Theologie, 
zwischen Gruppen und Grüppchen, 
hat die Kirche manche Chance ver-
säumt. Der Kairos z. B. für viri probati 
ist leider vorüber. Der Kairos für den 
Diakonat von Frauen wird derzeit, 
fürchte ich, versäumt. Dabei meint 
Kardinal Kasper, die Kirche müss-
te, was die Rolle der Frauen betrifft, 
nicht Nachzügler, sondern Vorreiter 
sein (S. 46 f.). „Wenn der Wind der 
Veränderung weht, bauen die einen 
Mauern, die anderen Windmühlen“ 
(P. Stephan, der letzte Mönch von 
Himmerod).
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FAMILIE IM WANDEL.  
DEUTSCHLAND UND KOREA  
IM VERGLEICH

Lisa Hartmann, M. A. 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin des ZFG

Sie ist seit 2015 wissenschaftliche Mitarbeiterin und Dokto-
randin am Lehrstuhl für Vergleichende Politikwissenschaft 
der KU Eichstätt. Seit August 2016 ist sie zudem wissenschaftliche Mitarbeiterin 
am ZFG. Schwerpunktmäßig beschäftigt sie sich derzeit mit der Evaluation von  
Familienbildungsmaßnahmen sowie der Interessenvertretung von Familien. 

Familie ist in der gegenwärtigen Zeit 
unterschiedlichsten Herausforderun-
gen ausgesetzt – bedingt durch den 
gesellschaftlichen und demographi-
schen Wandel. Wie genau sich die-
ser Wandel gestaltet und wie auf ihn 
reagiert wird, hängt besonders von 
den jeweiligen Rahmenbedingungen 
eines Landes ab: Kultur, Traditio-
nen, politisches und wirtschaftliches 
System spielen in diesem Kontext 
eine Rolle. Daher ist die Behand-
lung des Themas „Familie im Wan-
del“ durch Autoren aus zwei Natio-
nen – Deutschland und Korea – ein 
ebenso vielversprechendes und 
spannendes wie herausforderndes 
Projekt. Neben den Gemeinsamkei-
ten wie der Teilungsgeschichte und 
einer langjährigen politischen und 
wirtschaftlichen Partnerschaft, sind 
die kulturellen Unterschiede zwi-

schen Korea und Deutschland nicht 
zu übersehen.

Das Werk „Familie im Wandel. 
Deutschland und Korea im Vergleich“ 
entstand als Ergebnis der Tagungs-
beiträge des 10. Deutsch-Koreani-
schen Kolloquiums, das im Oktober 
2015 in Eichstätt stattfand. Bei den 
Deutsch-Koreanischen Kolloquien 
handelt es sich um eine inzwischen 
über 20jährige Kooperation zwi-
schen der Sogang University Seoul, 
Südkorea und der Katholischen Uni-
versität Eichstätt-Ingolstadt.

Die beiden Ländern verbinden – das 
haben auch bereits vorherige Publi-
kationen, die in Folge der Kolloquien 
entstanden sind, gezeigt – verschie-
dene gesellschaftliche, wirtschaft-
liche und politische Aufgaben und 
Chancen. Dies gilt gerade auch für 
den Bereich Familie: „Der Wandel  
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der Familie und die sich daraus er-
gebenden Konsequenzen für den 
Einzelnen, die Gesellschaft und den 
Staat sind somit über nationale Gren-
zen hinweg eine der größten Heraus-
forderungen unserer Zeit“ (S.8) 

Die Publikation gliedert sich in drei 
große Teile: ‚Familie im Wandel‘,  
‚Familie und Politik‘ und ‚Familie und 
Gesellschaft‘. In insgesamt 14 Auf-
sätzen in deutscher und englischer 
Sprache widmen sich Wissenschaftler 
verschiedenster Disziplinen aus Korea 
und Deutschland unterschiedlichsten 
Frage- und Problemstellungen im Zu-
sammenhang mit „Familie im Wandel“.

Im ersten Teil des Werks (‚Fa-
milie im Wandel‘) werden von fünf 
Autoren Aspekte aufgegriffen und 
interpretiert, die im Kontext eines 
(möglichen) Wandels der Institution 
Familie relevant sind. Dazu zählt eine 
Betrachtung der Einstellungen zu Fa-
milie, eine Darstellung der Werte, die 
die Grundlage für Familie darstellen, 
sowie eine Auseinandersetzung mit 
sich wandelnden Familienformen.

Der zweite Teil steht unter dem Ti-
tel ‚Familie und Politik‘. In ebenfalls 
fünf Aufsätzen wird dargestellt, mit 
welchen aktuellen Herausforderun-
gen sich die Politik in den jeweiligen 
Ländern beschäftigen muss und wie 
mögliche Lösungen dafür aussehen. 
Neben bekannten Aspekten wie den 
sinkenden Geburtenraten/dem de-
mographischen Wandel, der Multi-
kulturalität oder Ein-Eltern-Familien 
widmet sich der Aufsatz von Hye-
Ran Yoo den besonderen Problemen 
nordkoreanischer Flüchtlingsfamilien 
in Südkorea und zeigt auf, an wel-
chen Punkten hier politischer Hand-
lungsbedarf besteht.

In vier Aufsätzen wird im dritten 
Teil der Publikation schließlich der 
Bereich ‚Familie und Gesellschaft‘ 
behandelt. Faktoren wie Gleichbe-
rechtigung im koreanischen Fami-
liengesetz spielen hier ebenso eine 
Rolle wie die Folgen von Vergesell-
schaftung, Individualisierung und 
Entfremdung für Familien. Abge-
schlossen wird dieser Teil mit der 
Analyse eines Films und eines Thea-
terstücks, die sich mit der Frage der 
Selbstverwirklichung im Kontext von 
Familie beschäftigt. Obgleich dieser 
Beitrag gewiss etwas aus dem Ka-
non der übrigen Aufsätze herausfällt, 
gibt er interessante Einblicke in eine 
Thematik, die die koreanische Ge-
sellschaft stark prägt.

Die Publikation ist logisch in drei 
Teile gegliedert. Das Werk überzeugt 
vor allem durch die Vielzahl der 
Blickwinkel, aus denen die Thema-
tik betrachtet wird. Besonders ge-
winnbringend ist für den Leser dabei 
die binationale Perspektive. Der Er-
kenntnisgewinn des Werks wäre ge-
wiss noch größer gewesen, wenn bei 
einzelnen Themen ein direkter Ver-
gleich zwischen den beiden Ländern 
vorgenommen worden wäre. Dass 
dies aus verschiedensten Gründen 
nicht möglich war, ist zwar schade, 
Parallelen und Differenzen, die die 
beiden Länder im konkreten Kontext 
aufweisen, kann der Leser aber den-
noch erkennen. Es wird deutlich, wo 
die Herausforderungen der beiden 
Länder in Bezug auf Familie in Ge-
sellschaft und Politik liegen und wie 
viele Gemeinsamkeiten es – bei al-
len Unterschieden – zwischen Korea 
und Deutschland auch im Bereich 
Familie gibt.
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Stüwe, Klaus/Hermannseder, Eveli-
ne (Hg): Familie im Wandel. Deutsch-
land und Korea im Vergleich. Berlin:  
LIT Verlag 2017. 304 Seiten. ISBN: 
978-3-643-13446-2. Preis: € 34,90.
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DAS gute LEBEN – das GUTE leben. 

PD Dr. Marion Bayerl,  
Pastoralreferentin der Diözese Eichstätt,  

PD Dr. Marion Bayerl studierte an der Katholischen Univer-
sität Eichstätt-Ingolstadt Theologie (Diplom) und wurde an 
der Universität Erfurt promoviert und habilitiert. Sie ist Privatdozentin am Lehr-
stuhl für Christliche Sozialwissenschaft und Sozialethik an der Universität Erfurt 
und Pastoralreferentin der Diözese Eichstätt Ihre Forschungsschwerpunkte sind 
Familienethik, interreligiöse Ethik, Religionssoziologie und Menschenrechtsethik. 

Dem ureigendsten Thema der Mo-
raltheologie, der Frage, nach einem 
„guten Leben“ widmet sich das um-
fangreiche und aufwendig struktu-
rierte Werk von Bernhard Sill.

In fünf großen Hauptteilen, die je-
weils wiederum eine Vielzahl von Ein-
zelfacetten beleuchten, wagt er sich 
an dieses große Thema.

Im ersten der fünf Teile geht der 
Autor dazu auf „Entscheidung und 

Gewissen“ ein. Er veran-
schaulicht die Vielschich-
tigkeit von menschlichen 
Entscheidungen anhand 
von Beispielen aus Lite-
ratur und Film und entfal-

tet im Anschluss daran die Thematik 
des Gewissens.

Sehr logisch schließt sich daran 
der zweite Hauptteil an, der sich 
dem großen Thema Schuld („Von 

Schulderkenntnis und Schuldan-
erkenntnis“) widmet. Wie es dieser 
fordert, ist er wesentlich umfangrei-
cher, als der erste Teil und umkreist 
den Leitgedanken von verschiede-
nen Seiten. Zuerst werden die Pro-
blemstellungen von Schuld in der 
gegenwärtigen Lebenssituation der 
westlichen Welt thematisiert, be-
vor in einem eigenen Unterkapitel 
Schuld im Kontext von Dichtung 
und Literatur entfaltet wird. In jeweils 
weiteren Abschnitten wird danach 
die Schuldfrage bei Sigmund Freud, 
Carl Gustav Jung und bei Johannes 
Tauler behandelt. 

Daran schließt sich der umfang-
reichste Hauptteil des ganzen Bu-
ches an, der auch als Kernstück 
bezeichnet werden kann: „Von der 
Kunst des Lebens und der Kunst 
des Sterbens“. Er unterteilt sich wie-

Rezensionen

Er veranschaulicht die 
Vielschichtigkeit von 
menschlichen Ent-
scheidungen. 
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derum in fünf bzw. sechs Unterkapi-
tel und geht schrittweise vom The-
ma „Leben“ zum Thema „Tod“ über. 
So beginnt es mit einem Abschnitt, 
der unter dem Bild des Weges vor 
allem den Aufbruch anspricht. Da-
nach geht es in einem weiteren Teil 
um die Lebensmitte („Ziemlich beste 
Jahre?“). Hier werden Lebensfragen 
sehr konkret aufgegriffen, z.B. die 
Midlife-Crisis. 

Im Anschluss an diese Betrachtun-
gen zu einem guten Leben schließen 
sich drei Kapitel zu den Aspekten 
Sterben und Tod an. Zuerst wird kurz 
die „Kunst des Sterbens“ erläutert 
und danach diese Thematik ausführ-
licher erörtert. Dies geschieht zuerst 
im Hinblick auf C.G. Jung, und an-
schließend anhand der literarischen 
Werke von Matthias Claudius und 
Rainer Maria Rilke. Schließlich endet 
dieser Hauptteil mit einem kurzen 
Abschnitt zu dem Werk „Medizin-
fenster“ des Künstlers Johannes 
Schreiter. 

Die Vorliebe des Autors für litera-
rische Bezüge finden im nächsten, 
eher kurzen Hauptteil eine weitere 
Entfaltung: „Vom Gewicht und Ge-
schick des Erzählens.“ Die Bedeu-
tung des Erzählens für die Vermitt-
lung ethischer Normen und Werte 
wird hier mit biblischen und vor allem 
literarischen Bezügen veranschau-
licht.

Abgeschlossen wird das Werk wie-
der mit einem relativ langen Haupt-
teil, der die bisherigen Erkenntnisse 
in die Glaubenspraxis hineinnehmen 
möchte. Mit der Überschrift „Vom 
Beten, Hoffen, Lieben, Helfen“ 
spannt er ein weites Feld auf, das 
Schritt für Schritt in einzelnen Unter-
kapiteln ausgeführt wird.  In diesem 

Hauptteil finden sich auch Bezüge zu 
Themen der vorangegangenen Teile 
und runden somit das Werk  ab.

Das Buch „Das gute Leben – Das 
Gute leben. Zur Ethik und Spiritua-
lität“ gibt einen gelungenen Über-
blick über die gängigen Themen der 
Moraltheologie und der christlichen 
Ethik. Doch anders als Lexika oder 
Übersichtswerke, die zum Einstieg 
und zum Studium emp-
fohlen werden, werden 
hier die Themen nicht 
nüchtern kurz abgehan-
delt, sondern in ästhe-
tischer Form umkreist 
und von verschiedenen 
Seiten beleuchtet. Der 
Autor hat hier keine Berührungs-
ängste, sondern zieht von Mechthild 
von Magdeburg über Sigmund Freud 
bis hin zur Rockgruppe BAP die ver-
schiedensten Aussagen zu Rate und 
bringt sie in eine stimmige Einheit. 
Die ansprechende Sprache und viel-
fältige Wortspiele, wie es bereits im 
Titel der Fall ist („Das gute Leben – 
Das Gute leben“), machen das Le-
sen zudem zu einem Vergnügen. Es 
ist sicherlich kein klassisches Buch 
zum Lernen von Inhalten zur Moral-
theologie, sondern regt eher zum 
Nachdenken und Weiterlesen an.

Vielfältige Zitate zu den einzelnen 
Themen, insbesondere aus der Li-
teratur, doch auch aus der Philoso-
phie, machen es zu einer Fundgru-
be für Vorträge und Predigten und 
sorgen dafür, dass das vorliegende 
Werk nicht nur Theologen, sondern 
auch anderen Geisteswissenschaft-
lern empfohlen werden kann. 

Das Buch gibt einen 
gelungenen  Überblick 

über die gängigen The-
men der Moraltheolo-

gie und der christlichen 
Ethik. 
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Sill, Bernhard: Das gute Leben – 
Das Gute leben. Zur Ethik und Spi-
ritualität, Eichstätter Studien, Band 
77, Regensburg, Pustet Verlag 2017. 
ISBN: ISBN-13: 978-3791728797. 
Preis: € 39,95
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FAMILIENBILDUNG IM LANDKREIS 
WEISSENBURG-GUNZENHAUSEN

Forschung am ZFG

Lisa Hartmann, M. A. 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin des ZFG

Seit Oktober 2015 ist sie wissenschaftliche Mitarbeit- 
erin und Doktorandin am Lehrstuhl für Vergleichende Po-
litikwissenschaft der KU Eichstätt. Seit August 2016 ist sie zudem wissenschaftli-
che Mitarbeiterin am ZFG. Schwerpunktmäßig beschäftigt sie sich derzeit mit der 
Evaluation von Familienbildungsmaßnahmen sowie der Interessenvertretung von 
Familien. 

Der Weg durch Erziehung und  
Erwachsenwerden ist für Kinder und 
Eltern gleichermaßen ein großes, oft 
schönes, bisweilen aber auch an-

strengendes  Abenteuer. 
Auf diesem Weg können 
sich für die Eltern Fragen 
und Probleme ergeben 
und müssen Herausfor-
derungen gemeistert wer-
den. Die Eltern dabei zu 
unterstützen, ist Aufgabe 

und Ziel von Familienbildung. Fami-
lienbildung wird in unterschiedlichs-
ten Formen, von verschiedensten 
Anbietern zu einem breiten Themen-
spektrum angeboten. Für erfolgrei-
che Familienbildung ist es besonders 
wichtig, dass die Angebote möglichst 
genau an den Bedürfnissen der Eltern 
orientiert sind. 

Als Grundlage für die Umsetzung 
einer bedarfsorientierten Familienbil-
dung führte das ZFG in Kooperation 
mit dem Sachgebiet Jugend und 
Familie des Landratsamts Weißen-
burg-Gunzenhausen und der Zu-
kunftsinitiative altmühlfranken eine 
Evaluation zu Familienbildungsmaß-
nahmen im Landkreis Weißenburg-
Gunzenhausen durch. Damit wurde 
das ZFG – nach 2014 im Landkreis 
Eichstätt – bereits zum zweiten Mal 
mit der Evaluation von Familienbil-
dungsmaßnahmen in der Region be-
auftragt.

Auf diese Weise konnte das ZFG 
als zentrale Forschungseinrichtung 
der Katholischen Universität Eich-
stätt-Ingolstadt drei Ziele umsetzen: 
als Forschungseinrichtung analysier-
te  das ZFG in einer großen empiri-

Auf diesem Weg  
können sich für die 
Eltern Fragen und 
Probleme ergeben und 
müssen Herausfor-
derungen gemeistert 
werden.
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schen Studie Ziele und Desiderate 
von Familienbildung. Gleichzeitig 
präsentierte es sich als Dienstleister 
und ermöglichte so vor allem einen 
praxisorientierten Wissenstransfer 

Die Ergebnisse der Studie wurden 
bei einer Abschlussveranstaltung im 
Februar präsentiert. Die Studie fußte 
auf zwei Säulen: der Bestandsauf-
nahme und der Bedarfsanalyse.

Im Rahmen der Bestandsaufnah-
me wurden 112 Anbieter befragt. 
Insgesamt wurden 246 Anbieter 
angeschrieben, sodass ein sehr po-
sitiver Rücklauf von 45,5% erzielt 
wurde. Durch die Befragung der 
Anbieter wurde ermittelt, wie genau 
sich die Angebote zu Familienbil-
dung im Landkreis derzeit gestalten. 
Von den 112 Anbietern führten 95 im 
Jahr 2016 Angebote zur Familienbil-
dung durch.

In Bezug auf die aktuellen Ange-
bote konnte allgemein festgestellt 
werden, dass sich diese sehr vielfäl-
tig gestalte und vor allem auch pers-
pektivisch gesichert sind: 84,7% der 
befragten Anbieter planen, auch in 
Zukunft Veranstaltungen zur Famili-
enbildung durchzuführen.

Die beiden Hauptziele, die die An-
bieter mit ihren Veranstaltungen ver-
folgen, sind die Elternbildung sowie 
die Förderung des Austauschs von 
Eltern und Kindern.

Die Anbieter boten vor allem Ver-
anstaltungen zum Thema „Entwick-
lung und/oder Verhalten des Kindes“ 
(79,6%) an. Wenig von Bedeutung 
war der Bereich „Politische Bildung 
in der Familie“ (1,1%). 

Dabei richteten sich die Angebote 
vor allem an Eltern mit Vorschulkin-
dern (75,3%) sowie Eltern mit Klein-

Abbildung 1: Ziele der Anbieter von Familienbildungsmaßnahmen
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kindern und Säuglingen (74,2%). 
Dies ist damit erklärbar, dass der 
Informationsbedarf in der Phase der 
frühen kindlichen Entwicklung und 
mit Eintritt in das Schulalter bei den 
Eltern besonders groß ist.

Positiv ist, dass die Anbieter so-
wohl in Bezug auf die Gestaltung der 
Kostenstruktur als auch bezüglich 
der Erreichbarkeit der Angebote, die 
Interessen der Eltern im Blick haben: 
Für 75% der Anbieter war die gute 
Erreichbarkeit für die Eltern der ent-

scheidende Grund für 
die Wahl eines Veran-
staltungsortes. Über die 
Hälfte der Anbieter gab 
außerdem an, dass ihre 
Veranstaltungen kosten-
los sind.

Ziel der Bedarfsanaly-
se, die den zweiten Teil der Erhebung 
darstellte, war es, das Nutzungsver-
halten sowie Bedürfnisse und Wün-

sche der Eltern zu Familienbildung 
zu ermitteln. Insgesamt wurden 
an 12.311 Eltern Fragebögen ver-
teilt. Davon konnten 4.418 Antwor-
ten ausgewertet werden, woraus 
sich ein ausgesprochen positiver  
Rücklauf von 35,9% ergibt.

Insgesamt ist die Studie damit eine 
der größten ihrer Art zum Thema Fa-
milienbildung.

Von den befragten Eltern haben 
32% bereits an einer Veranstaltung 
zu Familienbildung teilgenommen. 
Damit konnten 68% bislang nicht für 
die Angebote gewonnen werden.

Es zeigte sich, dass die Eltern be-
sonders in der frühkindlichen Phase 
die Angebote wahrnehmen. Außer-
dem besuchten vor allem mittel- bis 
höhergebildete Eltern sowie Mütter, 
die in Teilzeit (bis 20 Stunden) arbei-
ten, die Veranstaltungen. 

Besonders beliebt waren bei den 
Eltern Veranstaltungen zu dem The-

Für 75% der Anbieter 
war die gute Erreich-
barkeit für die Eltern 
der entscheidende 
Grund für die Wahl 
eines Veranstaltungs-
ortes.

Abbildung 2: Themen der angebotenen Veranstaltungen
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ma „Schule/Lernen“ (41,6%). Kaum 
von Bedeutung ist dagegen „Politi-
sche Bildung in der Familie“ (0,9%).  
Mehr Veranstaltungen wünschen 
sich die Eltern vor allem zu den Berei-
chen „Umgang mit Medien“ (32,7%) 
und „Freizeitgestaltung/Hobbys für 
Familien“ (29%). 

Die Eltern informieren sich am häu-
figsten (46,1%) über das Internet zu 
Fragen zur Familienbildung. 

Interessant ist dabei aber folgen-
des Ergebnis: Obwohl das Internet 
die beliebteste Informationsquelle 
ist, stimmen nur 9,4% der Eltern voll 
und ganz der Aussage zu, dass das 

Abbildung 3: Bisherige Teilnahme an Familienbildungsmaßnahmen

Abbildung 4: Vergleich von Themen der besuchten Veranstaltungen und Themenwünsche
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Internet als Informationsquelle hilfrei-
che Informationen liefert.

Auch als Werbemittel spielt das In-
ternet eine eher untergeordnete Rolle. 
Hier sind vor allem die Mitteilungen 
aus den Bildungs- und Betreuungs-
einrichtungen der Kinder (60,1%) und 
Aushänge (40,7%) von Bedeutung.

An verschiedenen Stellen wird 
deutlich, dass noch 
sehr viel Potenzial be-
steht, mehr Eltern für 
den Besuch von Fami-
lienbildungsveranstal-
tungen zu gewinnen: 
68% der Eltern nah-
men bislang nicht an 

Familienbildungsangeboten teil. Au-
ßerdem können es sich 65,9% der 
Eltern vorstellen, in Zukunft Familien-
bildungsangebote zu besuchen. So-
gar unter den bisherigen ‚Nicht-Teil-

nehmern‘ gaben 50,8% der Eltern 
an, dass sie eine künftige Teilnahme 
zumindest in Erwägung ziehen.

Um das vorhandene Potenzial 
noch besser nutzen zu können und 
mehr Eltern für die Veranstaltungen 
zu gewinnen, waren vor allem die 
Hinderungsgründe für den Besuch 
einer Veranstaltung aufschlussreich: 
63,8% der Eltern, die bislang nicht 
an Familienbildung teilnahmen, ga-
ben an, dass die fehlende Bekannt-
heit der Angebote der Hauptgrund 
war. 

Auch ein Großteil der Eltern 
(76,2%), die bereits Angebote wahr-
genommen hatten, aber häufig nicht 
rechtzeitig davon erfahren, gaben die 
mangelnde Bewerbung der Veran-
staltungen als Grund an. 

Erfreulich ist, dass sich eine recht 
große Zufriedenheit mit den Ange-

..., dass noch sehr viel 
Potential besteht, mehr 
Eltern für den Besuch 
von Familienbildungs-
veranstaltungen zu 
gewinnen. 

Abbildung 5: Informationsquellen der Eltern für Familienbildung
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boten zeigt: Nur 5,2% der Eltern 
sind mit den Angeboten zu Famili-
enbildung im Landkreis Weißenburg-

Gunzenhausen unzufrieden. Außer-
dem messen nur 12,6% der Eltern 
den Angeboten eine unwichtige  

Abbildung 6: Zukünftiges Nutzungsverhalten von Familienbildungsangeboten

Abbildung 7: Hinderungsgründe für die Teilnahme an Familienbildung
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Bedeutung bei. 
Aus den Ergebnissen der Be-

darfs- und Bestandsaufnahme und 
vor allem aus einem Vergleich der 
Ergebnisse beider Studienteile konn-
ten verschiedene Handlungsansätze 
abgeleitet werden. Diese sollen es 

den Verantwortlichen im 
Landkreis Weißenburg-
Gunzenhausen ermög-
lichen, ihre Angebote 
noch besser auf die 
Bedürfnisse der Eltern 
abzustimmen. Beson-
ders deutlich wurde die 

zentrale Rolle der Bildungs- und 
Betreuungseinrichtungen der Kinder 
– beispielsweise als Veranstaltungs-
orte oder als Übermittler von Infor-
mationen zu den Veranstaltungen. 
Folglich sollten diese Einrichtungen 
in alle künftigen Planungen zu Famili-
enbildungsmaßnahmen als zentraler 
Akteur eingebunden werden.

Wichtig scheint es außerdem, eine 
gezieltere Bewerbung der Angebote 
anzustreben. Dies zeigen die oben 
beschriebenen Ergebnisse zu den 
Hinderungsgründen: Hier bietet es 
sich perspektivisch an, über den Auf-
bau einer Internetplattform, auf der 
alle Anbieter aufgeführt und verlinkt 
werden, nachzudenken. Außerdem 
gilt es, vorhandene Netzwerke noch 
besser zu nutzen. Auch in diesem 
Kontext sollten die Bildungs- und 
Betreuungseinrichtungen ein zentra-
les Element darstellen.

Bezüglich der Zielgruppenorien-
tierung – einem zentralen Faktor für 
erfolgreiche Familienbildung – ist 
erfreulich, dass bereits eine starke 
Ausrichtung der Angebote an den 
Bedürfnissen und Wünschen der El-
tern bzw. den Strukturen der Eltern-

schaft zu erkennen ist. Dies zeigt sich 
beispielsweise daran, dass sich alle 
Angebote an klassische Familien rich-
ten und der Landkreis Weißenburg-
Gunzenhausen noch recht traditio-
nelle Familien- und Erwerbsstrukturen 
aufweist. Auch für die Ausrichtung auf 
weitere Zielgruppen ist zu konstatie-
ren, dass die Angebote an der gesell-
schaftlichen Realität orientiert sind. 
Vor dem Hintergrund der aktuellen 
Migrations- und Integrationsthema-
tik ist allerdings in den kommenden 
Jahren mit einem erhöhten Bedarf 
an spezifischen Maßnahmen für Mig-
rantenfamilien zu rechnen. Dass dar-
über nachgedacht werden sollte, wie 
– beispielweise über mehrsprachiges 
Informationsmaterial – mehr auslän-
dische Mitbürger für die Angebote 
gewonnen werden können, machen 
auch folgenden Zahlen deutlich: Nur 
12,3% der ausländischen Eltern und 
nur 19,3% der binationalen Familien 
nahmen bislang Familienbildungsan-
gebote wahr.

Hinsichtlich der Themen scheint 
das Angebot bereits weitgehend den 
Bedürfnissen der Eltern zu entspre-
chen: Dies gilt beispielsweise für die 
Themen Entwicklung und/oder Ver-
halten des Kindes sowie Schule. Die-
se Themen werden von den Eltern 
stark nachgefragt, gleichzeitig gibt 

...aus einem Vergleich 
der Ergebnisse beider 
Studienteile konnten 
verschiedene  
Handlungsansätze 
abgeleitet werden.
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es dazu sehr viele Angebote, sodass 
der Bedarf gedeckt scheint.

Mehr Veranstaltungen sollten dage-
gen zum Thema „Umgang mit Medi-
en“ angeboten werden. Hierzu fanden 
noch recht wenige Veranstaltungen 
statt, umgekehrt ist der Wunsch der 
Eltern nach einem breiteren Angebot 
aber sehr groß.

Ebenso sollte der Ausbau von Frei-
zeitangeboten fokussiert werden: 
Auch in diesem Bereich war ein klarer 
Wunsch der Eltern nach einem breite-
ren Angebot zu erkennen.

Allgemein wäre es – im Sinne der 
Qualitätssicherung – in jedem Fall 
sinnvoll, nicht nur verstärkt regel-
mäßig Evaluationen der einzelnen An-
gebote anzustreben, sondern auch 
langfristig eine Eltern- und/oder An-
bieterbefragung zu wiederholen, um 
zu überprüfen, inwieweit kleinere und 

größere Angebotsanpassungen und 
Maßnahmen wirkungsvoll sind.

Die Studienergebnisse und Hand-
lungsempfehlungen können dem 
Landkreis Weißenburg-Gunzen-
hausen kurz-, mittel- und langfristig 
ermöglichen, das Fami-
lienbildungskonzept ge-
mäß den Bedürfnissen 
der Eltern weiterzuent-
wickeln.  Dass in eini-
gen Bereichen bereits 
der Handlungsbedarf 
erkannt wurde und entsprechen-
de Maßnahmen eingeleitet wurden, 
zeigt, dass hier Handlungs- und Ge-
staltungswille besteht.

... das Familienbil-
dungskonzept gemäß 
den Bedürfnissen der 

Eltern weiterzuent-
wickeln. 
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BEDEUTUNG FAMILIENFREUNDLICHER 
MAßNAHMEN –  
EINE MITARBEITERBEFRAGUNG IN DEN 
DEUTSCHEN (ERZ-)BISTÜMERN

Jasmin Gotschke, M. Sc.
Wissenschaftliche Mitarbeiterin des ZFG

Sie studierte an der Universität Rostock und absolvierte ihren 
Bachelor in Sozialwissenschaften mit den Schwerpunkten: 
Demographie, Volkswirtschaftslehre und empirische Sozialforschung. Den Mas-
ter in Demographie beendete sie mit einer Thesis der empirischen Wirtschafts- 
forschung und analysierte den Einfluss subjektiver Einstellungen auf das indivi-
duelle Sparverhalten privater Haushalte. Ihr Interesse gilt der Familienforschung, 
insbesondere den Methoden der empirischen Sozialforschung. 

Forschung am ZFG

Das Zentralinstitut für Ehe und Familie 
in der Gesellschaft (ZFG) der Katholi-
schen Universität Eichstätt-Ingolstadt 
wurde 2015 von der Deutschen Bi-
schofskonferenz (DBK) beauftragt, 
eine Bestandsaufnahme zu den fami-
lienfreundlichen Maßnahmen in den 
Bistumsverwaltungen in Deutsch-
land durchzuführen. In einem ersten 
Schritt wurden Personalverantwortli-
che, Mitarbeitervertreter1  und Frau-
en- und Gleichstellungsbeauftragte 
zum Thema Familienfreundlichkeit 

befragt. Von den insgesamt 27 (Erz-)
Bistümern nahmen 24 an der Befra-
gung teil. Es zeigte sich, dass das 
Thema Familienfreundlichkeit in den 
Ordinariaten ernstgenommen wird. 
Die Mehrheit konnte eine überdurch-
schnittliche Anzahl an familienfreund-
lichen Leistungen vorweisen. Zudem 
ist bemerkenswert, dass acht Ordina-
riate eine Gleichstellungsbeauftrage 
beschäftigen und sogar neun (Erz-)
Bistümer von der berufundfamilie 
GmbH als familienfreundliche Betrie-
be zertifiziert wurden. 

In einem zweiten Schritt lag der Fo-
kus auf einer Bedarfsanalyse. Nun-
mehr wurden die Einstellungen und 
Meinungen der Mitarbeiter zum The-
ma familienfreundliche Leistungen ih-
res Dienstgebers erhoben. In solchen 

1 Zur Erleichterung der Lesbarkeit wird auf 

das Verwenden weiblicher und männlicher 

Bezeichnungen im Allgemeinen   verzichtet. 

Wenn bspw. von Mitarbeitern, Angestellten 

und Beschäftigten die Rede ist, dann schließt 

das beide Geschlechter mit ein.
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Befragungen haben Beschäftigte die 
Möglichkeit, sich zu sämtlichen Be-
dingungen ihres Arbeitsumfeldes 
zu äußern. Dazu zählen bspw. Ar-
beitsabläufe, die Zufriedenheit mit 
der Führungs-, Informations- und 
Kommunikationskultur und die Ver-
bundenheit mit dem Arbeitgeber. 
Speziell in dieser Analyse sollte in 
Erfahrung gebracht werden, in wel-
chen Bereichen die Beschäftigten in 
den Ordinariaten Handlungsbedar-
fe sehen, um eine Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf zu gewährleisten. 
Niemand kennt ein Unternehmen 
mit all seinen Facetten besser als die 
Mitarbeiter. Sie sind am wirksamsten 
hinsichtlich eines aussagekräftigen 
Feedbacks.

Mithilfe eines umfassenden, aber 
prägnanten Online-Fragebogens 
konnten sich die Beschäftigten zu ver-
schiedenen Themen äußern. Letzt-
endlich können Aussagen der Ar-
beitnehmer bezüglich des möglichen 
Handlungsbedarfs, ihrer derzeitigen 
Zufriedenheit über das bestehende 
Angebot und ihre Verbundenheit mit 
dem Dienstgeber getroffen werden. 
Zudem waren Vergleiche verschie-
dener Merkmale von Beschäftigten 
möglich. Das bedeutet, dass in Er-
fahrung gebracht wurde, ob sich Mit-
arbeiter in ihren Ansichten aufgrund 
ihres Alters, Geschlechts, Familien-
standes und weiterer Eigenschaften 
unterscheiden.

Struktur der Stichprobe

Im Hinblick auf die Anzahl der Re-
spondenten kann von einer durch-
aus hohen Teilnahmebereitschaft 
gesprochen werden. Es wurden 

Antworten von 4.403 Beschäftigten 
gespeichert. 439 Angestellte war-
fen einen Blick auf den Fragebogen, 
füllten ihn jedoch nicht aus, sodass 
diese Fälle aus der Untersuchung 
entfernt wurden. Übrig blieben 3.964 
Probanden, von denen ca. 80% den 
Fragebogen komplett und ca. 20% 
unvollständig beantworteten. 22 der 
insgesamt 27 (Erz-)Bistümer nahmen 
an der Mitarbeiterumfrage teil. Laut 
akademischer Literatur gewährleis-
ten ausschließlich Zufallsstichproben 
Repräsentativität, auch wenn sich 
das Dogma einer gewissen Mindest-
fallzahl hartnäckig hält. Die vorliegen-
den Daten wurden zufällig erhoben, 
sodass die Ergebnisse repräsentativ 
für die (Erz-)Bistümer Deutschlands 
interpretiert werden können. 

Die Stichprobe setzt sich zu 97,4% 
aus Befragten aus den alten Bun-
desländern und lediglich zu 2,6% 
aus den neuen Bundesländern zu-
sammen. Es nahmen 34% männli-
che und 66% weibliche Beschäftigte 
an der Umfrage teil, was in etwa die 
Geschlechterverteilung in den Ordi-
nariaten widerspiegelt. Mitarbeiter 
von 17 bis 67 Jahren nahmen an der 
Befragung teil. Das Durchschnittsal-
ter lag bei 45 Jahren. Im Schnitt sind 
die männlichen Angestellten (46,8) 
etwas über zwei Jahre älter als die 
weiblichen (44,4). 

Die Mehrheit der Beschäftigten 
befand sich in einer Partnerschaft 
(83%). Bei der Betrachtung des Fa-
milienstandes wurden Mitarbeiter 
ohne minderjährige Kinder vernach-
lässigt, sodass von den übrigen 
2.534 Beschäftigten 80,4% in einer 
klassischen Familie, 4,7% in einer 
Stief-/Patchwork-Familie und 5,4% 
in einer alleinerziehenden Familie  
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unentschlossen bezüglich ihrer Be-
fugnisse und Aufgaben und die rest-
lichen 30,5% haben Führungsaufga-
ben inne. Insgesamt arbeiten 62,7% 
der Arbeitnehmer in Vollzeit. Jedoch 
zeigt sich ein deutlicher Unterschied 
zwischen dem Geschlecht. Während 
die absolute Mehrheit der Männer 
in Vollzeit arbeitet (91,4%), befinden 
sich die meisten Frauen in einer Teil-
zeitbeschäftigung (52,2%). 

leben. 9,5% der Mitarbeiter fiel eine 
genaue Zuordnung („Sonstiges“) 
schwer. Beinahe jeder vierte Ange-
stellte ist im pastoralen Dienst tätig. 
Hingegen ist der Großteil (64,7%) im 
nicht-pastoralen Dienst beschäftigt 
und die Minderheit in einer Kombina-
tion aus beidem (12,3%). 90,6% der 
Beschäftigten befinden sich in einem 
unbefristeten Arbeitsverhältnis. Dies 
ist womöglich auf die Verweildau-
er im (Erz-)Bistum zurückzuführen . 
Über die Hälfte (51,2%) ist seit über 
10 Jahren in ihrem jetzigen Ordina-
riat tätig. Die Mehrheit (65,7%) be-
sitzt keine Führungsverantwortung. 
Wenige Beschäftigte (3,8%) waren 

Ergebnisse bezüglich des Vor-
handenseins minderjähriger 
Kinder und pflegebedürftiger  
Angehöriger 

Die Mehrheit (55%) der Befrag-
ten hat keine minderjährigen Kinder. 
Dies ist auf die Altersverteilung der 
Beschäftigten zurückzuführen und 
darüber hinaus dem Ergebnis ge-
schuldet, dass knapp 70% der An-
gestellten bis zum 35. Lebensjahr 
bisher keinen Nachwuchs haben. 
Beschäftigte mit minderjährigem/n 
Kind/-ern2 haben im Schnitt 1,8 Kin-
der. Der Großteil (44%) hat 2 Kin-
der, gefolgt von einem Kind (39%). 
Immerhin 17% haben 3 oder mehr 
minderjährige Kinder3. In 57,8% der 
Fälle übernimmt der Partner, gefolgt 
von den Großeltern (39,5%), die 
Betreuung der Kinder während der 
Arbeitszeit des Beschäftigten. Nicht 
unerheblich ist der Wert von 36,5% 
jener Eltern, die meinten, ihre Kinder 
seien alt genug und bräuchten keine 
Betreuung. Etwa jede dritte Person 
gab an, dass sich die Kinder zu der 
Zeit in der Krippe oder Kita bzw. in 

2 Insgesamt sind 1.459 der 3.225 Personen 

Eltern von minderjährigen Kindern. Anfangs 

wurde geäußert, dass 3.964 Personen an der 

Umfrage teilnahmen, jedoch nur ca. 80% den 

Fragebogen vollständig ausfüllten. 739 Perso-

nen haben die Umfrage vorzeitig beendet und 

die Frage „Vorhandensein von Kindern“ somit 

nicht mehr beantwortet. Entsprechend erhal-

ten wir eine Zahl von 3.225 Probanden, die 

sich zum Thema Kinder äußerten
3 In dieser Untersuchung lag der Schwerpunkt 

auf minderjährigen Kindern. Entsprechend 

wurde nur nach der Anzahl des minderjähri-

gen Nachwuchses gefragt. Folglich wird die 

tatsächliche Kinderanzahl unterschätzt..
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der Schule oder dem Hort befinden. 
Daraufhin wurde diesen Beschäftig-
ten eine weitere Frage gestellt. Sie 
sollten sich dazu äußern, ob sie ihren 
Arbeitsalltag, wie z.B. ihre Arbeits-
zeit oder Urlaubsplanung, nach den 
Öffnungszeiten der Betreuungs- und 
Bildungseinrichtungen ihrer Kinder 
ausrichten. Knapp 90% bejahten 
dies teilweise bis vollständig.

Ein weiterer erkenntnisreicher Fak-
tor für den Dienstgeber war die Fra-
ge nach dem Kinderwunsch seiner 
Beschäftigten. Während 11% der 
Angestellten in dieser Hinsicht un-
entschlossen waren, gab jeder Fünf-
te (20,5%) an, einen Kinderwunsch 
zu hegen. 69% verneinten diesen 
Wunsch. Dies ist darauf zurückzu-
führen, dass von diesen die absolute 
Mehrheit (90%) bereits Nachwuchs 
hat, während die übrigen 10% kin-
derlos bleiben wollen. Bezüglich des 
Alters ließ sich ein statistisch signi-
fikanter (starker) Zusammenhang 
erkennen. Während sich 72,5% der 
Beschäftigten bis zum 35. Lebens-
jahr Kinder wünschen, sinken die 
Werte enorm bei den höheren Alters-
klassen. 

Von den insgesamt 3.191 Perso-
nen, die sich zum Thema Pflege äu-
ßerten, unterstützen 21,5% (N=686) 
aktuell einen pflegebedürftigen An-
gehörigen. Die Tendenz ist steigend, 
da sich bereits bei 34% der Beschäf-
tigten ein pflegebedürftiger Angehö-
riger im familiären Umfeld befindet. 
Die Werte zeigen, dass das Thema 
Pflegebedürftigkeit in naher oder 
ferner Zukunft weitere Mitarbeiter 
betreffen könnte. In 71,1% der Fälle 
unterstützen die weiblichen Mitar-
beiter und in 28,9% die männlichen 
Mitarbeiter einen pflegebedürftigen 

Angehörigen. Das Durchschnittsalter 
der Pflegenden beträgt 50,3 Jah-
re, auch wenn Beschäftigte jeden 
Alters Pflegebedürftige versorgen. 
Interessant war, dass es bezüglich 
des Pflegeaufwands keinen nen-
nenswerten Unterschied zwischen 
den Geschlechtern gibt. 26,2% der 
Angestellten pflegen täglich Ange-
hörige. Zusammengefasst pflegt die 
Mehrheit (74,3%) einen Angehörigen 
mehrmals die Woche. 

Zusätzlich wurden die Beschäf-
tigten gebeten, sich zum Ausmaß 
ihrer subjektiven Pflegebelastung zu 
äußern. Knapp 40% gaben an, dass 
sich die Pflegesituation negativ auf 
ihre Gesundheit auswirkt. Ähnliche 
Aussagen lassen sich zur Belastung 
auf die familiäre Situation treffen. In 
38% der Fälle hat die Doppelbela-
stung negative Auswirkungen auf 
die Familie. Hingegen äußerten nur 
16%, dass sich ihre Pflegesituation 
negativ auf ihren Job auswirken wür-
de. Lediglich in Ausnahmefällen (8%) 
lassen sich die Mitarbeiter häufiger 
krankschreiben und auch „nur“ jeder 
vierte Beschäftigte ist von finanziellen 
Einschränkungen betroffen. Knapp 
60% erfahren Unterstützung in Form 
von Verständnis seitens der Arbeits-
kollegen. Jedoch äußerte jeder Vierte 
(24%) mit seiner jetzigen Pflegesitua-
tion (überhaupt) nicht zurechtzukom-
men. 

Relevanz und Zufriedenheit 
mit den Handlungsfeldern 

In einem ausführlichen Fragenblock 
wurde die Relevanz der zahlreichen 
familienfreundlichen Leistungen ab-
gefragt. Die Mitarbeiter sollten ein-
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schätzen wie wichtig ihnen die Maß-
nahmen in den unterschiedlichen 
Handlungsfeldern sind. Die folgende 
Abbildung stellt die Relevanz der ein-
zelnen Handlungsfelder graphisch 
dar. Zusätzlich wurde die allgemeine 

Zufriedenheit der Mitarbeiter mit die-
sen erfragt. Die Gegenüberstellung 
lässt einen direkten Handlungsbedarf 
erkennen. Das wohl augenschein-
lichste Ergebnis ist, dass die Relevanz 
der familienfreundlichen Leistungen 

immer höher eingeschätzt wurde als 
die Zufriedenheit der Beschäftigten 
mit diesen Leistungen. Die größte 
Diskrepanz liegt im dritten Hand-
lungsfeld, bei den Pflegeleistungen. 
Mit einer durchschnittlichen Wertung 
von über 44 sind die Pflegeangebote 
den Mitarbeitern eher wichtig, jedoch 
sind sie mit den vorhandenen Leis-
tungen ihres Dienstgebers teils zufrie-
den, teils unzufrieden (Wert marginal 
kleiner als 3). 

Abb. 1: Gegenüberstellung der Relevanz & Zufriedenheit mit den Handlungsfeldern

Auch wenn die Angestellten mit 
den Leistungen der Kinderbetreu-
ung am wenigsten zufrieden (Ø = 
2,82) waren, zeigt ein Relevanzwert 
von 3,57, dass diesen Angeboten 
ebenso am wenigsten Bedeutung 
beigemessen wurde. Ähnliche Aus-
sagen lassen sich für das vierte 
Handlungsfeld, den Familienservice-
angeboten, treffen. Hinsichtlich de-
rer sind die Mitarbeiter nicht wirklich 
zufrieden, empfinden jedoch diese 
Angebote nicht als überaus wichtig. 
Neben den Pflegeleistungen könnte 
außerdem das Angebot an Arbeits-
zeitmodellen stärker variieren. Diese 
Leistungen sind den Angestellten 
äußerst wichtig (Ø = 4,71) und wur-
den auch mit einem „eher zufrieden“  

4 Die Relevanz sowie die Zufriedenheit wurden 

anhand einer 5er-Skala von 1 „(sehr UNwich-

tig/UNzufrieden)“ über 3 „unentschlossen“ bis 
5 „(sehr) wichtig/zufrieden“ erfragt. Je höher 

die Zahl, desto höher die Relevanz bzw. die 

Zufriedenheit.
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bewertet. Dennoch besteht etwas 
Luft nach oben, da die Beschäftig-
ten in den offenen Abfragen vor al-
lem den Wunsch nach flexibleren 
Arbeitszeiten äußerten und auch bei 
der Frage nach „Kritik“ diese fehlen-
de Flexibilität bemängelten. 

Verbundenheit und allgemeine 
Zufriedenheit mit dem  
Dienstgeber 

Um die Verbundenheit zu messen, 
wurde ein standardisiertes Fragen-
set (aus neun Items) eingesetzt. Die 
Teilnehmer der Umfrage sollten eine 
Einschätzung zu Aussagen wie „Ich 
würde mich 100%ig wieder in diesem 
Bistum bewerben“ oder „Ich identifi-
ziere mich mit den Werten und Zielen 
meines Unternehmens“ abgeben. Sie 
konnten ihre Antworten von 1) „trifft 
(überhaupt) nicht zu“ bis 5) „trifft (ganz 
und gar) zu“ abstufen. Aus den neun 
Antworten konnte ein sogenann-
ter „Mitarbeiter-Commitment-Index 
(MCI)“ gebildet werden, der den Grad 
der Verbundenheit zum Dienstgeber 
angibt. Neben der Verbundenheit 
wurde auch die allgemeine Zufrie-
denheit der Beschäftigtem mit dem 
Dienstgeber erhoben. Die Mitarbei-
ter konnten sich zu sechs Items wie 
„Verhalten des direkten Vorgesetzten“ 
äußern. Aus diesen sechs Aussagen 
konnte ebenfalls ein Index gebildet 
werden, der den Grad der allgemei-
nen Zufriedenheit mit dem Arbeitge-
ber misst. Die Ergebnisse können sich 
durchaus sehen lassen. Insgesamt ist 
eine 2/3 Mehrheit zufrieden mit ihrem 
Dienstgeber, 72% fühlen sogar eine 
(hohe) Verbundenheit.

Benotung

Zum Einstieg wurden die Beschäf-
tigten gebeten, die familienfreundli-
chen Leistungen ihres Dienstgebers 
in Form einer Schulnote zu bewer-
ten. Am Schluss des Fragebogens 
wurde den Mitarbeitern die gleiche 
Frage nochmals gestellt. Personen, 
die nur einmal antworteten, wurden 
bei der folgenden Analyse vernach-
lässigt. 3.231 Probanden gaben dem 
familienfreundlichen Angebot ihres 
Dienstgebers sowohl zu Beginn als 
auch zum Ende eine Schulnote. Die 
Notenverteilung änderte sich gering-
fügig, wobei die Unterschiede nicht 
gravierend waren. Die Mehrheit der 
Beschäftigten vergab sowohl zu Be-
ginn als auch zum Ende der Umfrage 
die Note 2 („gut“).

Schluss

Die Werte in diesem Zeitschriftenbei-
trag geben lediglich eine Auswahl aus 
einer großen Datenmenge wieder, die 
im Rahmen unserer Befragung ent-
standen ist. Detaillierte Aussagen zur 
Relevanz der einzelnen Handlungs-
felder sowie über Gruppenvergleiche 
(Geschlecht, Altersgruppen, Vorhan-
densein von Kindern, etc.) finden sich 
im Gesamtbericht, der in Abstimmung 
mit der Deutschen Bischofskonferenz 
veröffentlich werden wird. Ebenso ent-
halten sind anonyme Statements von 
Beschäftigten, die sich zu Wünsche 
und Kritik in offenen Fragen äußerten. 
Der Bedarfsanalyse lag eine Bestands-
analyse zugrunde. Diese wurden ge-
genübergestellt und infolgedessen 
Handlungsempfehlungen formuliert. 
Der Bericht schließt mit diesen Emp-
fehlungen und einem kurzen Fazit.
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WERTORIENTIERUNGEN UND  
EINSTELLUNGEN VON  
MIILITÄRSEELSORGERN UND  
MILITÄRSEELSORGERINNEN

Dipl. Päd. Peggy Puhl-Regler,  
Wissenschaftliche Mitarbeiterin des ZFG  
Dipl. Päd. Alexandra Ressel 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin des ZFG

Dipl. Päd. Peggy Puhl-Regler: Seit 2010 
ist sie als wissenschaftliche Mitarbeite-
rin in der Kooperation mit dem KMBA am ZFG beschäftigt und befasst sich mit 
Familienleben unter besonderen Bedingungen. Sie unterstützt laufende KMBA-
Projekte.

Dipl. Päd Alexandra Ressel: Seit 2008 arbeitet sie als wissenschaftliche Mitarbeite-
rin am ZFG. Seit 2011 ist sie dort zudem als wissenschaftliche Mitarbeiterin in der 
Kooperation mit dem KMBA angestellt. Zu ihren Aufgaben gehören die Belange 
der familienfreundlichen Hochschule, die Außendarstellung des ZFG (Familien-
Prisma, Homepage) und die Unterstützung laufender Projekte am Institut. 

„Wir sind Kirche mit und unter 
den Soldatinnen und  
Soldaten.“1 

Seit mehr als 50 Jahren besteht die 
Militärseelsorge in Deutschland. Sie 
ist tätig an der Schnittstelle von Kir-
che und Staat und versteht sich als 
Kirche unter Soldaten. Den Seelsor-
gern und Seelsorgerinnen kommt 
dabei eine besondere Stellung als 
Militärseelsorger in der Bundeswehr 
zu. Im geistlichen Mittelpunkt stehen 

sowohl Gottesdienste und die Spen-
dung von Sakramenten als auch 
die seelsorgerliche Begleitung der 
Soldaten und ihrer Familien. Diese 
Aufgaben leisten die Seelsorger in 
Kasernen, Ausbildungseinrichtungen 
und Krankenhäusern der Bundes-
wehr, auf Truppenübungsplätzen, an 
Bord der Schiffe oder als Begleitung 
bei Auslandseinsätzen. Zu den staat-
lich festgelegten Aufgaben zählt die 
Erteilung des Lebenskundlichen Un-
terrichts im Rahmen der ethischen  
Ausbildung der Soldaten. Im Rah-
men der Kooperation des ZFG mit 1 1. Leitsatz der Katholischen Militärseelsorge
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dem KMBA findet die besondere 
Situation der Seelsorger seit 2014 
in der Studie „Wertorientierungen 
und Einstellungen von Militärseelsor-
gern und Militärseelsorgerinnen“ be-
sondere Beachtung. Dabei wird die 
Entwicklung von Wertorientierungen 
und Einstellungen der Priester und 
Pastoralreferenten im Laufe ihrer be-
ruflichen Tätigkeit in der Katholischen 
Militärseelsorge näher betrachtet. Es 
werden dabei neue Perspektiven auf 
die Situation der in der katholischen 
Militärseelsorge beschäftigten Seel-
sorger eröffnet, die Einblick geben in 
das breite Tätigkeitsfeld und die He-
rausforderungen, die die Arbeit dort 
mit sich bringt. Dazu gehört unter 
anderem, wie sich sowohl im Grund-
betrieb als auch in der Einsatzzeit die 
beruflichen An- und Herausforde-
rungen auf den einzelnen und damit 
auf seine Wertorientierungen und 
Einstellungen auswirken. Aus den 
Ergebnissen der Studie lassen sich 
Empfehlungen für die Nachwuchs-
gewinnung, die Ausbildung und die 
Erhaltung der Psychohygiene der 
Seelsorger ableiten. Insbesondere 
der Blick auf die Lebens- und Be-
rufszufriedenheit, die seelische Ge-
sundheit und die Motivation für die 
eigene Arbeit sind wichtige Faktoren, 
damit die Militärseelsorger die best-
möglichste Unterstützung der ihnen 
anvertrauten Soldaten und deren 
Angehörigen gewährleisten können.  

Konzeption des Projekts

Das Forschungsprojekt ist als Pa-
nelstudie über einen Zeitraum von 
zwölf Jahren konzipiert. Mit diesem 
Vorgehen ist es möglich, eine gan-

ze Generation von Militärseelsor-
gern kontinuierlich zu begleiten und 
mögliche Veränderungen ihrer Wert-
orientierungen und Einstellungen zu 
erfassen. Dem liegt die Annahme 
zugrunde, dass sich diese durch die 
Tätigkeit in der Militärseelsorge mit 
ihren vielfältigen Anforderungsprofi-
len und Auslandseinsätzen im Laufe 
der Tätigkeit verändern. 

Mit der ersten Befragungswelle von 
2014 bis 2016 wurde eine Bestands-
aufnahme möglich. Darauf aufbauen 
werden in den nächsten Jahren, in 
Abständen von etwa drei Jahren, er-
neute Erhebungswellen stattfinden. 
Die dafür vorgesehenen Zeitpunk-
te richten sich an unterschiedlichen 
Stationen aus. Dies ist nach ca. 
drei Jahren in der Militärseelsorge, 
ein möglicher Auslandseinsatz, ein 
Stellenwechsel innerhalb der Militär-
seelsorge, nach der Verlängerung 
des Dienstverhältnisses und vor und 
nach dem Ausscheiden aus der Mili-
tärseelsorge. 

Mittels eines Pretests – in Form ei-
ner quantitativen Online-Befragung 
– mit den Themenbereichen Wert-
orientierungen, Erwerbsbiographie, 
Lebenszufriedenheit und einigen we-
nigen soziodemographischen Daten 
konnten erste allgemeine Tendenzen 
ermittelt werden. Die daraus resul-
tierenden Erkenntnisse flossen in 
die Erstellung und Optimierung des 
Interviewleitfadens der qualitativen 
Befragung mit ein. 

Für die qualitative Erhebung galt 
es einen möglichst exemplarischen 
Querschnitt aller Seelsorger zu er-
fassen. Dafür wurden sowohl neue 
als auch erfahrene Seelsorger aus 
allen vier Militärdekanaten befragt. 
Sie arbeiteten an Standorten mit  
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unterschiedlichen Ausrichtungen 
und waren über alle militärischen Or-
ganisationsbereiche verteilt. Etwa ein 
Drittel der Seelsorger wurde befragt, 
sodass davon ausgegangen werden 
kann, dass es sich um ein umfassen-
des Abbild der Grundgesamtheit der 
katholischen Militärseelsorger han-
delt. 

Anhand von teilstrukturierten In-
terviews wurden die Seelsorger zu 
den Themenfeldern Erwerbsbiogra-
phie, Religiosität, Wertorientierungen 
und Lebenszufriedenheit befragt. Als 
Grundlage für den Auswertungspro-
zess dienten Einzelfallanalysen, die 
anhand der transkribierten Interviews 
erstellt und in Anlehnung an die Vor-
gaben der Grounded Theorie aus-
gewertet wurden. In einem weiteren 
Schritt wurden die Einzelfälle im Hin-
blick auf Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede miteinander verglichen. 

Theoretische Grundlagen

Die theoretischen Grundlagen für die 
Forschungsarbeit sind vorwiegend 
der Fachdisziplin Psychologie zu 
entnehmen. In einem ersten Schritt 
wurde der Themenbereich Werte 
näher betrachtet. Hierbei wurden 
insbesondere die Definitionen von 
Kluckhohn, Rokeach und Schwartz 
mit ihrer unterschiedlichen Betrach-
tungsweise berücksichtigt. Schwartz 
kommt dabei eine entscheidende 
Rolle zu, da seine Theorie der uni-
versellen menschlichen Werte die 
Grundlage für die Orientierungsty-
pen der befragten Militärseelsorger 
bilden. Basierend auf den Erkennt-
nissen und Ergebnissen zum Thema 
Werte und Wertorientierungen sollen 

langfristige Entwicklungslinien aufge-
zeigt werden. Es geht dabei darum 
Anzeichen und Merkmale wichtiger 
Grundorientierungen der Seelsorger 
zu erkennen und zu differenzieren. 
Die Orientierungstypen ermöglichen 
es, Veränderungen vergleichbar und 
transparent zu machen. Im Verlauf 
der Interviews wurden zudem die 
Themenfelder Motivation, Ziele und 
Lebenszufriedenheit abgefragt. Sie 
sind mit beeinflusst von den individu-
ellen Werten und Wertorientierungen 
der Befragten. Die Motivation spielt 
bei der Wahl des Berufes oder des 
Arbeitsplatzes eine wesentliche Rol-
le, ebenso wie für den (langfristigen) 
Verbleib in der Militärseelsorge. Ziele 
und Zufriedenheit wirken sich auf die 
Arbeitsmotivation des Einzelnen aus 
und werden zum Teil dazu beigetra-
gen haben, dass der ein oder andere 
Seelsorger sich für die Militärseelsor-
ge entschieden habt. 

Daraus abgeleitet werden nun 
mehrere passgenaue Unterstüt-
zungsmaterialien für die Seelsorge-
rinnen und Seelsorger sowie Praxis-
materialien entwickelt und publiziert.
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Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen

Prof. Dr. Klaus Stüwe
Direktor des ZFG

Dr. Peter Wendl
Wiss. Projektleiter

Jasmin Gotschke, M.Sc.
Wiss. Mitarbeiterin

Dipl. Päd.  
Peggy Puhl-Regler
Wiss. Mitarbeiterin

Prof. Dr. Bernhard Sutor
Ehrendirektor des ZFG

Lisa Hartmann, M. A. 
Wiss. Mitarbeiterin

Anna Peitz, M. A. 
Wiss. Mitarbeiterin

Dipl. Päd.  
Alexandra Ressel
Wiss. Mitarbeiterin

Eva Vierring
Sekretariat

Jahresbericht des ZFG
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Vorträge und Aktivitäten  
des ZFG - Juli 2017 bis Juni 2018

Personalia
Frau PD Dr. Marion Bayerl ist zum 01.02.2018 ausgeschieden.

• 26.7.2017 Transferinitiative Kommunales Bildungsmanagement, Werk-
statt „Frühkindliche Bildung. Zusammenwirken von Management und 
Monitoring, Vorstellung Familienbildungsprojekte Eichstätt und Weißen-
burg-Gunzenhausen, Maxhütte-Haidhof (Hartmann, Stüwe)

• 13.-15.9.2017 Jahrestagung Best-Practise-Club „Familie in der Hoch-
schule“, Vereinbarkeit 4.0 Neue Wege für familiengerechte Hochschulen, 
Wien (Ressel, Stüwe, Vierring)

• 14./15.9.2017 Workshop: Date Your Data 2017 - ESS, pairfam, PIAAC,  
Bochum (Gotschke)

• 16.9.2017 Vorstellung ZFG auf der Ersti-Messe, Eichstätt (Hartmann, 
Ressel)

• 27.9.2017 Projektbesprechung Projekt Familienbildung Landkreis WUG, 
Weißenburg (Gotschke, Hartmann)

• 9.-11.11.2017 5. Europäischer Fachkongress für Familienforschung 
Thema: „Familie, Bildung, Migration“, Wien (Gotschke, Puhl-Regler)

• 21.11.2018 Pflegelotse Aufbaukurs, Implementierung Pflegelotse im Un-
ternehmen, Erlangen (Ressel)

• 22./23.9.2017 Sitzung Kommission XI , DBK, Köln (Stüwe)
• 13.12.2017 Projektbesprechung Projekt 

Familienbildung Landkreis WUG, Eichstätt 
(Gotschke, Hartmann)

• 16.1.2018 Elterncafe im Diagonal, Ingol-
stadt (Ressel)

• 29./30.1.2018 Arbeitstreffen des Best-
Practise-Club „Familie in der Hochschule“, 
Leipzig (Ressel)

• 29.1.2018 Abschlussveranstaltung und Er-
gebnispräsentation Projekt Familienbildung 
Landkreis WUG, Weißenburg (Gotschke, 
Hartmann, Stüwe)

• 7.3.2018 Facharbeitsgruppe Familienbil-
dung, Landratsamt Eichstätt (Hartmann, 
Stüwe)

Abschlussveranstaltung „Familienbildung im 
Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen“ 
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• 8.3.2018 Vortragsreihe „Vorsorgeregelungen 
für den Ernstfall“ Maximilian Häring - Rechts-
anwalt, Eichstätt, (Hartmann, Ressel, Stüwe, 
Vierring)

• 14.-16.3.2018 Jahrestagung der Deutschen 
Gesellschaft für Demografie (DGD) in Zusam-
menarbeit mit der Nederlandse Vereniging 
voor Demografie (NVD), Posterpräsentation 
Dissertationsprojekt, Köln (Gotschke)

• 15.3.2018 Vortragsreihe „Patientenverfügun-
gen aus ärztlicher Sicht“, Dr. Josef Schmid-
ramsl – Arzt, Eichstätt, (Vierring)

• 17.3.2018 Vollversammlung Diözesanrat Neu-
kirchen bei Sulzbach-Rosenberg (Stüwe)

• 20.3.2018 Vortragsreihe „Patientenverfügun-
gen und Vollmacht: wichtig für Patienten und 
Angehörige“, Hermann Imhof, MdL - Patien-
ten- und Pflegebeauftragter der Bayerischen 
Staatsregierung, Eichstätt 
(Hartmann, Ressel, Stüwe, 
Vierring)

• 22.3.2018 Arbeitsgruppen-
sitzung „AG familienfreunliche 
KU“, Eichstätt (Ressel, Stüwe, 
Vierring)

• 10.4.2018 Einführungsveran-
staltung der Masterstudieren-
den an der WFI, Ingolstadt 
(Ressel)

• 21.4.2018 Tag der offenen 
Türe an der KU, Infostand, 
Eichstätt (Ressel,  Stüwe, Vier-
ring)

• 25.-26.4.2018 Sitzung der Kommission für Ehe und Familie (XI), DBK, 
Abschlusspräsentation des Projekts zur Familienfreundlichkeit in den 
deutschen (Erz-) Bistümern, Berlin (Gotschke, Stüwe)

• 8.-10.5.2018 Katholikentag, Münster (Stüwe)
• Ständiges Mitglied und Teilnahme an den Sitzungen der Frauen- und 

Gleichstellungsbeauftragten der Universität (Ressel)

Vortragsreihe „Patien-
tenverfügungen und 
Vollmachten: wichtig für 
Patienten und Angehörige“ 
Hermann Imhof, MdL

ZFG-Stand am Tag der offenen Türe der KU

Jahresbericht des ZFG
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Tagungsteilnahme

Jahrestagung der Deutschen 
Gesellschaft für Demografie 
(DGD) in Zusammenarbeit 
mit der Nederlandse  
Vereniging voor Demografie 
(NVD)

Vom 14. bis 16. März 2018 fand die 
Jahrestagung der Deutschen Gesell-
schaft für Demografie (DGD) in Zu-
sammenarbeit mit der Nederlandse 
Vereniging voor Demografie (NVD) 
statt. Diese stand unter dem Motto 
„Familie, Fertilität und Generatio-
nenbeziehungen“. Es versammelten 
sich namenhafte Wissenschaftler/-
innen aus der Demographie, So-
zialwissenschaft, Soziologie, Fa-
milienwissenschaft sowie Vertreter 
vom Statistischen Bundesamt, aus 
verschiedenen Landesämtern und 
der Politik. Jasmin Gotschke reichte 
einen Abstract über den bisherigen 
Verlauf ihres Dissertationsvorhabens 
„Was wollen deutsche Studierende? 
Karrierebewusstsein & Familiengrün-
dung. Ein Vergleich konfessionsloser 
und konfessionsgebundener Stu-
dierender“ ein und durfte ihre ersten 
Ergebnisse bei einer Poster-Session 
präsentieren.

Europäischer Fachkongress 
für Familienforschung Thema: 
„Familie, Bildung, Migration“, 
Wien

Zwei wissenschaftliche Mitarbeite-
rinnen des ZFG (Jasmin Gotschke, 
Peggy Puhl-Regler) nahmen vom 
09. bis 11. November 2017 am 5. 
Europäischen Fachkongress für Fa-
milienforschung in Wien teil. Repro-
duktionsmedizin, Fragmentierung 
von Elternschaft, Multilokalität von 
Familien, Eltern- und Familienbil-
dung waren die fokussierten The-
men der Veranstaltung. Zusätzlich 
wurde das Thema Migration inhalt-
lich sowie methodisch beleuchtet. 
Dem Veranstalter ist es gelungen, 
nicht nur renommierte deutsche 
Wissenschaftler/-innen zu gewin-
nen, sondern auch international 
anerkannte Sozial- und Geisteswis-
senschaftler. Neben diesen eigelade-
nen Vortragenden erfolgte erstmalig 
ein Call for Papers, so dass weitere 
Wissenschaftler/-innen die Chance 
bekamen ihre Forschungsprojekte 
zu präsentieren und inhaltlichen so-
wie methodischen Input zu erhalten.
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Familienfreundliche KU

Eva Vierring,
Sekretariat
Alexandra Ressel
Wiss. Mitarbeiterin des ZFG

Eva Vierring und Alexandra Ressel sind 
Ansprechpartner am ZFG für alle fami-
lienrelevanten Fragestellungen an der KU. 

Im Sommer 2017 absolvierten Eva 
Vierring und Alexandra Ressel eine 
Ausbildung zum Betrieblichen Pfle-
gelotsen. In der Rummelsberger 
Akademie in Nürnberg wurden sie 
an drei Tagen rund um die Themen 
Pflegegesetz, Pflegestufen, Patien-
tenverfügungen und Vorsorgevoll-
machten geschult. Am ZFG stehen 
sie nun für alle Fragen rund um das 
Thema Pflege zur Verfügung. Sie bie-
ten einen Überblick über betriebliche 
Angebote und externe Anlaufstellen, 
die im Sinne der Angehörigenpflege 
beraten. Zu den Aufgaben der Be-
trieblichen Pflegelotsen gehört es,  
Orientierung zu geben, Informations-
material auszugeben und passgenau 
an externe Stellen weiterzuvermit-
teln. 

Im Rahmen des Hofgartenfestes 
2017 fand ein Familiennachmittag für 
Angehörige und Freunde der Univer-
stität statt. Nach einer positiven Re-
sonanz des Kinderprogramms wird 
es das Hofgartenfest auch in diesem 
Jahr ergänzen. 

Das Studi-Eltern-Cafe fand im 
Wintersemester 2017/18 jeden zwei-
ten Dienstag im Monat im Diagonal 
in Ingolstadt statt. 

Seit Juli 2018 freuen wir uns, allen 
Hochschulmitgliedern, Mitarbeitern 
und Studierenden nach der Geburt 
ihres Kindes ein kleines Willkommens-
paket der KU zu überreichen. Die Idee 
hierfür entstand in der „AG familien-
freundliche KU“ und wurde im Laufe 
des letzten Semesters umgesetzt. Das 
Paket beinhaltet Informationsmateria-
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len rund um das Thema „Baby“ und 
einen KU-Strampler. Der Willkom-
mensgruß kann direkt am ZFG abge-
holt oder bei Bedarf per Post zuge-
sandt werden.

Auch in diesem Jahr wird der Fa-
miliennachmittag am Hofgartenfest 
erneut angeboten. Parallel zu den 
Musikveranstaltungen gibt es ein 
buntes Kinderprogramm. 

Jahresbericht des ZFG

Plakat für die Vortragsreihe zum Thema 
„Vollmacht und Patientenverfügung“

Infomesse im Studi-Haus, gemeinsam mit 
Lisa Hartmann, Mitarbeiterin des ZFG
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Projektmitarbeiter und  
Projektmitarbeiterinnen KMBA – ZFG

Dr. Peter Wendl
Wiss. Projektleiter

Dipl. Päd. Peggy Puhl-Regler
Wiss. Mitarbeiterin

Dipl. Päd. Alexandra Ressel
Wiss. Mitarbeiterin

Anna Peitz, M. A. 
Wiss. Mitarbeiterin

Eva Vierring
Sekretariat

Jahresbericht des ZFG
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Vorträge und Aktivitäten in Kooperation  
KMBA – ZFG Juli 2017 bis Juni 2018 
(eine Auswahl!)

Jahresbericht des ZFG

• 12.7.2017 Sitzung Sachausschuss „Ehe-Familie-Bildung“, Landeskomi-
tee der Katholiken, München (Wendl)

• 14.7.-16.7.2017 Vortrag und Seminar mit Workshops, Familienwochen-
ende, Plön (Wendl)

• 9.8.-10.8.2017 Arbeitstreffen KMBA, Berlin (Puhl-Regler, Ressel, Wendl)
• 1.9.2017 Projektentwicklung Vorsitzender Priesterrat der Militärseelsor-

ge, Bad Reichenhall (Puhl-Regler, Wendl)
• 11.9.-12.9.  Vortrag Vorbereitung der kath. und ev. Einsatzseelsorger, 

Potsdam (Wendl)
• 18.9.-20.9. Seminar Münsterschwarzach (Wendl)
• 12./13.10.2017 Buchvorstellung Verlag Herder, Buchmesse Frankfurt 

(Wendl)
• 23.-26.10.2017 Gesamkonferenz KMBA, Berlin (Wendl)
• 31.10.-1.11.2017 Vorträge und Workshops, Familienwochenende, Bor-

kum (Wendl)
• 6.11.-8.11.2017 Große Leitertagung, Frankfurt (Peitz, Ressel)
• 17./18.11.2017 Vortrag und Workshop, Veranstaltung des Wehrbeauf-

tragten des Deutschen Bundestages und der Militärseelsorge (Puhl-
Regler, Ressel, Wendl)

• 21.11. 2017 Vortrag Sanitätsakademie, München (Wendl)
• 28.11.2017 Vortrag vor Soldaten der Sanitätsakademie, München 

(Wendl)
• 1./2.12.2017 Vortrag und Workshop, Familienwochenende, Veitshöch-

heim (Wendl) 
• 13.12.2017 Vortrag und Workshop, Bayernkonferenz der Ehereferate 

der bayerischen Bistümer, Nürnberg (Wendl)
• 10./11.1.2018 Jahresempfang anlässlich des Friedensgottesdienstes 

von Kardinal Woelki, Köln (Wendl)
• 15.2.2018 Vortrag und Workshop, FBZ Bad Reichenhall (Wendl)
• 5./6.3.2018 Vortrag im BND anlässlich des Weltfrauentages, Berlin 

(Wendl)
• 8.3.2018 Vortrag im BND anlässlich des Weltfrauentages, Pullach 

(Wendl)
• 13.-15.3.2018 Vortrag und Seminar anlässlich der GEsamttagung des 

Sozialdienstes der Bundeswehr, Erfurt (Wendl)
• 16./17.4.2018 Tagung der AG 2 des Netzwerk der Hilfe des Bundesmi-

nisteriums der Verteidigung, Berlin (Wendl)
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Familienwissenschaftliche Publikationen von 
ZFG-Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen

• 23./24.4.2018 Vortrag im KMBA anlässlich des Stiftertages für die Ka-
tholische Familienstiftung für Soldaten, Berlin (Ressel, Wendl)

• 11./12.5.2018 Vortrag und Workshop auf dem Katholikentag, Münster 
(Wendl)

• 5.6.2018 Sitzung Sachausschuss „Ehe-Familie-Bildung, Landeskomitee 
der Katholiken, München (Wendl)

• 11.6.2018 Eröffnung des Raumes der Information für das Ehrenmal der 
Bundeswehr im BMVg mit der Bundesministerin der Verteidigung (Res-
sel, Wendl) 

• 11./12.6.2018 Tagung Netzwerk der Hilfe des BMVg, Berlin (Peitz, Res-
sel, Wendl)

• 12.6.2018 Jahresempfang des Wehrbeauftragten des Deutschen Bun-
destages, Berlin (Wendl)

• 13.6.2018 Tagung des Beauftragten PTTBS des BMVg, Berlin (Wendl)
• 13./14.6.2018 Tagung der Kooperationspartner „Familienseelsorge“ des 

KMBA, Berlin (Peitz, Ressel, Wendl)

Stüwe, Klaus, „Familie im Wandel. Daten und Einstellungen zur Situation von 
Familien in Deutschland“ in: Stüwe, Klaus und Hermannseder, Eveline (Hrsg.), 
Familie im Wandel. Deutschland und Korea im Vergleich (Berlin: LIT Verlag 
2017), 11-24.

Wendl, Peter; Puhl-Regler, Peggy: Familien in Wochenendbeziehungen, in: 
Gemeinde creativ, 2/2018, 10-11.
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